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l PRÜFUNGSAUFTRAG

Der Landesrechnungshof hat eine

"Überprüfung der Organisation der Wirtschafts-

förderung in der Steiermark"

durchgeführt.

Mit der Durchführung der Prüfung war die Gruppe 2 des Landes-

rechnungshofes beauftragt. Unter dem Verantwortlichen Gruppen-

leiter HR Dipl. -Ing. Werner Schwarzl wurden die Einzelprüfungen

von WR Dipl. -Ing. Dietrich Hofer durchgeführt.

Gegenstand bzw. Zweck der Prüfung war in erster Linie die Dar-

Stellung der verschiedenen Organisationen, die sich bisher mit

Wirtschaftsförderung befaßten.

Betrachtet wurden dabei insbesondere die Jahre 1994 und 1995.

Die Überprüfung erfolgte anhand der Jahresabschlüsse, durch

Einsichtnahme in die Rechnungsbücher, Belege, Geschäftsstücke,

Akten, Organigramme und Sichtung sonstiger Behelfe und ver-

schiedener veröffentlichter Schriften.

Als Auskunftspersonen standen vor allem die Bediensteten der

jeweiligen Gesellschaften bzw. Abteilungen bzw. Körperschaften

zur Verfügung.

Seite 5



LANDESRECHNUNGSHOF Organisaüon der Wirtschaftsiördenmg

2 ALLGEMEINES

Mit Beschluß der Steiermärkischen Landesregierung vom 15. Jän-

ner 1990 (Beilage l) wurde eine Arbeitsgruppe mit der Ausarbei-

tung von Vorschlägen zur strukturellen Erneuerung der steiri-

sehen Wirtschaftsförderung beauftragt.

Der entsprechende Bericht wurde von der Steiermärkischen Lan-

desregierung mit Beschluß vom 6. Juli 1990 (Beilage 2) grund-

sätzlich zur Kenntnis genommen und der Wirtschafts- und Finanz-

landesrat zur Endfassung der Vorschläge zur strukturellen Er-

neuerung der steirischen Wirtschaftsförderung ermächtigt. Wei-

ters wurde die Fachabteilung für Wirtschaftsförderung bzw. die

Leitgesellschaft beauftragt, die dazu notwendigen personellen,

rechtlichen, finanziellen und organisatorischen Maßnahmen un-

verzüglich auszuarbeiten.

Im Regierungssitzungsantrag wird u. a. ausgeführt, daß die

Fachabteilung für Wirtschaftsförderung nach diesem Zeitpunkt -
Durchsetzung der ümstrukturierungsmaßnahmen - nur mehr nachfol-

gende Aufgaben, die beispielsweise aufgezählt sind, vornehmen
wird:

Vertretung des Landes Steiermark in der bzw. den

Gesellschaften; Wahrnehmung der Eigentümerrechte

(Verwaltung der Beteiligungen der Gesellschaften) ,

Errichtung von Gesellschaftsverträgen etc.

BudgeterStellung

Tüswicklung nicht übertragbarer Aufgaben, wie Z. B.

Vorbereitung von Regierungssitzungsanträgen etc.
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Die gesamte Wirtschaftsförderung selbst sollte von der Gesell-

schaft bzw. den Gesellschaften wahrgenommen werden.

Bemerkenswert ist dabei ein Minderheitenvotum des Vertreters

der Kammer für Arbeiter und Angestellte. Dieser hat eine Neu-

Ordnung der Wirtschaftsförderung in der Steiermark für entbehr-

lich gehalten.

Der darauf eingebrachte Regierungssitzungsantrag hatte zum we-

sentlichen Inhalt die Gründung einer Leitgesellschaft, der

"Steirischen Wirtschaftsförderungsges. m. b. H. ", die Umstruktu-

rierung in der Innofinanz Ges. m. b. H. bzw. in der Innofinanz

Ges. m. b. H. & Co. KG. und die Umstrukturierung in der Steirischen

Beteiligungsfinanzierungsges. m. b. H. Des weiteren wurde die Ab-

änderung der steirischen Wirtschaftsförderungsgesetze, des

Steirischen Industrieförderungsgesetzes und des Steirischen

Mittel Standsförderungsgesetzes vorgeschlagen.

Die Steiermärkische Landesregierung hat auf dieser Grundlage am

18. Dezember 1990 nachstehenden Beschluß gefaßt (Beilage 3):

"l. Der vorstehende Bericht wird zustimmend zur
Kenntnis genommen.

2. Die Umsetzungsmaßnahmen zur Gründung der neuen
Leitgesellschaft der "Steiermärkischen Wirt-
schaftsförderungs-GesmbH. " bzw. zur Umstruktu-
rierung der Innofinanz-GesmbH. und Innofinanz-
GesmbH. & Co. KG. bzw. der Steirischen Beteili-
gungsfinanzierungsgesellschaft mbH. sind einzu-
leiten. Diese sind insbesondere:

a) Gründung der "Steiermärkischen Wirtschafts-
förderungs-GesmbH."

b) Als provisorische Geschäftsführer der neuen
Leitgesellschaft werden Dkfm. Dr. Ulf Lindner
und Dr. Ludwig Sik, befristet bis 31. Mai
1991, bestellt.

c) Die Positionen der Geschäftsführer für die
neue Leitgesellschaft sind öffentlich auszu-
schreiben.
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d) Erstellung eines Durchführungskonzeptes durch
die provisorischen Geschäftsführer innerhalb
der in den Beilagen A und B vorgenommenen
Rahmenbedingungen, welches insbesondere die
Konkretisierung und Umsetzung der organisato-
rischen, gesellschaftsrechtlichen, personel-
len und finanziellen Erfordernisse beinhal-

tet, bis spätestens 15. April 1995.

e) Provisorische Einrichtung und Bestellung ei-
nes Gesellschafterausschusses, befristet bis
31. Mai 1991, zur Unterstützung der Ge-
schäftsführung.

Der Vorsitz im Gesellschafterausschuß kommt
dabei dem Vorstand der Fachabteilung für
Wirtschaftsförderung zu. Je zwei weitere Mit-
glieder des Gesellschafterausschusses werden
von der Wirtschaftslandesrätin und dem Fi-
nanzlandesrat nominiert.

3. Der Steiermärkischen Landesregierung ist späte-
stens bis 15. April 1991 über die eingeleiteten
bzw. abgeschlossenen Umsetzungsmaßnahmen zu be-
richten."

In der Beilage A wird u. a. ausgeführt, daß sich die Steirische

Wirtschaftsförderungsges.m. b. H. als Leitgesellschaft mit je

mind. 51 % an der Steirischen Beteiligungsfinanzierungsges.

m. b. H. und der Innofinanz GmbH beteiligen soll.

In der Beilage B wird ausgeführt, daß die Leitgesellschaft die

zentrale Anlaufstelle für die Einbringung von Anträgen im Rah-

men der Wirtschaftsförderung und die Entscheidungs- und Förde-

rungsvergabestelle sein soll.

Am 21. Jänner 1991 hat die Steiermärkische Landesregierung
nachstehenden Beschluß gefaßt:

"l. Der vorstehende Bericht wird zustimmend zur
Kenntnis genommen.

2. Die neue Leitgesellschaft, die Steirische
Wirtschaftsförderungsges. m. b. H., ist im Sinne der
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vorgelegten und diesem Regierungssitzungsantrag
beiliegenden Unterlagen zu gründen.

3. Das Stammkapital von S 6, 524. 000, -- und die
Kosten für die Gründung der Steirischen Wirt-
schaftsförderungsges. m. b. H. von S 476. 000, -- wer-
den auf ein von der Geschäftsführung namhaft zu
machendes Konto bei der Landes-Hypothekenbank
Steiermark überwiesen.

4. Die Steiermärkische Landesregierung ist im
Sinne der vorangegangenen Regierungsbeschlüsse
spätestens bis 15. April 1991 mittels eines neu-
erlichen Zwischenberichtes über die eingeleiteten
bzw. weiteren abgeschlossenen Umsetzungsmaßnahmen
zu informieren."

Am 6. Mai 1991 hat die Steiermärkische Landesregierung hiezu

einen weiteren Beschluß (Beilage 4) gefaßt:

"l. Der vorstehende Bericht insbesondere über die
Gründung der "Steirischen Wirtschaftsförderungs
GesmbH. " im Sinne des beiliegenden Gesell-
schaftsvertrages wird zustimmend zur Kenntnis
genommen.

2. Der Gesellschafterausschuß, der bei der
"Steirischen Wirtschaftsförderungs GesmbH. " ein-
gerichtet wird, wird wie folgt besetzt:

- Vorsitz: Wirkl. Hofrat Dr. Karl-Heinz Feil

- Hof rat Dr. Gerhard Wurm

Dr. Robert Niesner

- Mag. Karl Snieder

- Dr. Burghard Kaltenbeck."

Im Regierungssitzungsantrag GZ. : WF - 11 Fu l- 92/46 wird dar-

auf hingewiesen, daß die Übertragung der Agenden von der

Fachabteilung für Wirtschaftsförderung zur SFG - um einerseits

ein optimales Ergebnis, insbesonders für die Förderungswerber

und die steirische Wirtschaft zu erzielen und um andererseits

eine größtmögliche Kontinuität zu gewährleisten - etappenweise

erfolgen soll.
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Zu diesem Zweck wurde es für den Ablauf der jeweiligen Wirt-

schaftsförderungsagenden notwendig, die Aufgabenverteilung zwi-

sehen der Fachabteilung für Wirtschaftsförderung und der SFG

abzugrenzen.

Die Steiermärkische Landesregierung hat dazu am 18. Mai 1992

nachstehenden Beschluß (Beilage 5) gefaßt:

"Der obige AV. sowie die einen integrierenden
Bestandteil des Beschlußantrages bildende Beila-
ge "Aufgabenverteilung zwischen der Fachabtei-
lung für Wirtschaftsförderung und der Steiri-
sehen Wirtschaftsförderungsgesellschaft m. b. H."

womit die Tätigkeitsbereiche der erwähnten
Einrichtungen abgegrenzt sind - werden zustim-
mend zur Kenntnis genommen."

Demnach ergab sich zwischen der Fachabteilung für Wirtschafts-

förderung und der Steirischen Beteiligungsfinanzierungs-

ges. m. b. H. nachstehende Aufgabenverteilung:

Fachabteilung für Wirtschaftsförderung:

l. Auslautende Aktionen:

Regionale Innovationsprämie (RIP) (bis 31. 12. 1992)

Strukturerneuerungsprogramm (gemeinsam mit der Kommunal-

kredit AG)

Investitionskreditkostenzuschußaktion

Starthilfe für innovative Jungunternehmer (offene Fälle)

Grenzlandsofortprogramm

Wirtschaftsmilliarde

Abwicklung folgender Förderungsaktionen:

Nahversorgungsaktion

Jugendbeschäftigungssonderprogramm

Jungunternehmerförderung (als Anschlußförderung

BORGES Existenzgründungsaktion)

an die

Seite 10



LANDESRECHNUNGSHOF Orgamsaüon der Wirtschaflsförderung

Fond5 für gewerbliche Darlehen

Fremdenverkehrsförderung (inkl.

Regionalförderung)

Fonds für gewerbliche Darlehen

Fremdenverkehrsförderung (inkl.

Regionalförderung)

Hausaktion/Bürges-

Hausaktion/Bürges-

Verwaltung/Administration der gewerblich/industriellen

BÜRGES Regionalförderung (BÜRGES Stammaktion, BÜRGES Ge-

werbestrukturverbesserungsaktion)

Ausfallbürgschaften

Sanierungen und Konsolidierungen im überregionalen, volks-

wirtschaftlichen Interesse

Förderungsprojekt mit einem Investitionsvolumen von über

S 120, 0 Mio. sowie Abwicklung von einzelnen Förderungsfäl-

len im besonderen Interesse des Landes nach den Bestimmun-

gen des Steiermarkischen Mittelstandsförderungsgesetzes

bzw. Industrieförderungsgesetzes

Liegenschaftsverwaltung, Liegenschaftsverkauf, Liegen-

schaftsankäufe (im Sinne des Punkt 6), Adaptierungen, Aus-

bau, Erweiterungen und Inbestandgabe an Förderungswerber

Stellungnahmen zu Landesentwicklungsprogrammen

(a): Sachprogramme

(b): Regionalprogramme

Eigene Sach- und Regionalprogramne, die die Fachabteilung

für Wirtschaftsförderung selbständig und gemeinsam mit

Landesabteilungen bzw. sonstigen Institutionen entwickelt.

Arbeitsgruppen für wirtschaftspolitische und regionalpoli-

tische Belange im Rahmen der Interessenvertretung des Lan-
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des: OROK, UROK, Ost. -Ung. Raumordnungskonferenz, COTRANS,

ARGE Alpe-Adria etc.

Vertretung der Interessen des Landes im Bereich EG, EGKS,

GATT, EWR (Modifikationen).

Koordination im Rahmen der Sach- und Regionalprogramme mit

Bundesstellen (Fincord).

9. Dienststelle für Angelegenheiten des Außenhandels

10. Bearbeitung und Prüfung sowie Verwaltung aller bis 31. 12.

1991 eingebrachten Förderungsanträge

11. Koordination der Wirtschaftsförderungsangelegenheiten

SFG:

Alle Förderungsangelegenheiten, die nicht ausdrücklich der

Fachabteilung für Wirtschaftsförderung vorbehalten sind.

Bearbeitung, Prüfung und Verwaltung sämtlicher Förderungs-

Projekte ab 1. 1. 1992 (bis Investvolumen von S 120, 0 Mio. ).

Förderungsaktionen im Rahmen des vorliegenden Dienstlei-

stungspaketes.

Betriebsansiedlungspolitik (Werbung, Grundstücksdatenbank,

Betriebsnachfolge, Börse)

Technologiepolitik: Innovations- und Technologietransfer

Technologiemarketing (für mittelstandische Unternehmen:

Suche von Fachkontakten, Internationalisierung, Messeteil-

nahmen, Produktbörse)

Ausbildungspolitik

Beratungen

Infrastruktur/Regionalpolitik

Gesellschaften: Innofinanz, STBFG, BEA, Technova
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10. Technologieparks und Gewerbeparks, Industrieparks

Dazu ist grundsätzlich festzustellen, daß der ursprüngliche Ge-

danke einer völligen Übertragung der Förderungsagenden an die

Steirische Wirtschaftsförderungsges. m. b. H., wie sie im seiner-

zeitigen Regierungsbeschluß offensichtlich beabsichtigt war, im

Prüfungszeitraum nicht konsequent durchgezogen wurde.

Dies ist nach Meinung des Landesrechnungshofes sicherlich auch

mit die Ursache verschiedenster im Bericht enthaltener Kritik-

punkte.

Insbesonders ist dabei auf die Personalentwicklung hinzuweisen.

Mit der Gründung der Gesellschaften wurden neue Mitarbeiter

aufgenommen, sodaß sich der mit der Wirtschaftsförderung befaß-

te Mitarbeiterkreis letztlich auf fast 70 erhöht hat. Dabei ist

die Entwicklung des Mitarbeiterstandes seit der Gründung einer

eigenen Fachabteilung für Wirtschaftsförderung im Jahr 1978 von

Interesse. Im Jahr 1978 wurde mit 18 Mitarbeitern begonnen. Im

Jahr 1973 war die Wirtschaftsförderung noch in der Abteilung

für Wirtschaft und Statistik zusammengefaßt. Zu diesem Zeit-

punkt waren mit Wirtschaftsförderungsagenden 6 Mitarbeiter be-

faßt. Der Hauptkritikpunkt liegt nun wohl darin, daß mit jeder

neu geschaffenen Stelle, die sich mit Wirtschaftsförderung be-

faßt hat, zusätzliche Mitarbeiter aufgenommen wurden.

Die mit der Wirtschaftsförderung befaßten Mitarbeiter teilen

sich per l. l. 1996 wie folgt auf:

Seite 13



LANDESRECHNUNGSHOF Organisaüon der Wirtschaflsförderung

Fachabteilung für Wirtschaftsförderung

SFG + BFG + IFGes. m. b. H. + IFG KG

Personen zum Jahresende 1996

39

30

69

Der Landesrechnungshof hat im gegenständlichen Bericht die Or-

ganisation der Wirtschaftsförderung überprüft und hält fest,

daß eine grundsätzliche rechtliche Würdigung

. von einzelnen Funktionszulagen,

. der Zulässigkeit von FunktionsZulagen bei Funktionsweg-
fall,

. der Gewährung von Entschädigungen bei Aufsichtsrattä-

tigkeiten,

. der Zulässigkeit der Auszahlung von Überstunden bei ei-

ner gewährten Zulage nach § 30d

im Bericht

"Stichprobenweise Überprüfung von Sonderrege-

lungen und Beauftragungen im Rahmen der Perso-

nalVerwaltung des Landes".

erfolgt.

Auf die Frage, inwieweit aus der Sicht des Landesrechnungshofes

eine Ausgliederung der Wirtschaftsförderung überhaupt zweckmä-
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ßig war und ist, wird im

"Zukunftsperspektiven" eingegangen werden.

Berichts abschnitt

In den nachfolgenden Berichtsabschnitten stellt der Landesrech-

nungshof die mit Wirtschaftsförderung befaßten Stellen - also

die Fachabteilung für Wirtschaftsförderung und die Gesellschaf-

ten - dar, wie sie im Prüfungszeitraum 1994 - 1995 vorgelegen
sind.

Zusätzlich wird auch auf die Steirische Grundstücksbeschaf-

fungsgesellschaft, die ebenfalls zum Zwecke der Wirtschaftsför-

derung gegründet wurde, eingegangen.
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Steirische Grunds tücksbes chaffungs-

ges. m. b. H. (GBG)

Der Landesrechnungshof hat im Zuge seiner Überprüfungen auch

die Steirische Grundstücksbeschaffungsgesellschaft m. b. H. auf

ihre organisatorische Zweckmäßigkeit hin untersucht.

Diese Gesellschaft wird unter der Abkürzung GBG geführt, sodaß

sich der Landesrechnungshof dieser Diktion bzw. Abkürzung in

seinen Ausführungen anschließt.

Die Gesellschaft hat ihren Firmensitz in

8010 Graz, Trauttmansdorffgasse 2,

Palais Trauttmansdorff, l. Stock.

Dazu ist anzumerken, daß es sich bei den Räumlichkeiten dieses

Firmensitzes um ein kleines Büro handelt, das räumlich direkt

in der Fachabteilung für Wirtschaftsförderung des Amtes der

Steiermärkischen Landesregierung liegt.

In diesem Büro befinden sich vor allem Schriftstücke und Jah-

resabschlüsse der Gesellschaft.

Das Naheverhältnis dieser Gesellschaft zur Fachabteilung für

Wirtschaftsförderung kommt auch dadurch zum Ausdruck, daß nicht

der Geschäftsführer den Schlüssel zu diesem Büro sondern die

Fachabteilung für Wirtschaftsförderung innehat.

Die Prüfkompetenz des Landesrechnungshofes ergibt sich bei die-

ser Gesellschaft nach § 6 LRH-VG aus der Vereinbarung vom 15.

November 1983, aufgrund derer der Landesrechnungshof bereits im
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Jahr 1983 unter der GZ. : LRH 58 G 2-1983/12 eine umfassende

Überprüfung der Gesellschaft vorgenommen hat.

3. 1 Gründung und Zweck der GBG

In den Regierungssitzungen vom 6. Mai 1981, GZ. : WF-14 Gu 3/31-

1981, sowie vom 13. Juli 1981, GZ. ; WF-4 Gu 3/3-1981, erfolgte

die Gründung der GBG sowie die Beauftragung der Fachabteilung

für Wirtschaftsförderung, zusammen mit dem Verein zur Förderung

der Errichtung von Industrie- und Forschungsparkanlagen im Land

Steiermark die GBG zu gründen und anschließend mit den jeweils

in Frage kommenden Gemeinden Verhandlungen zu führen.

Dabei hatten die Gesellschafter die nachstehenden Anteile:

Wirtschaftskaimner für Steiermark

Verein zur Förderung der Errichtung von

Industrie- und Forschungsanlagen im Land

Steiermark

Summe

Anteil

50 %

50 %

100 %

Gesellschaftervertreter der beiden Institutionen in der GBG

sind die Nachfolger der Herren Mag. Lampl von der Wirtschafts-

kaiamer bzw. von Hofrat Dr. Franz Kandier vom Verein.
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In der Gründungsversanmilung am 17. Dezember 1981 wurden die

Herren

Ing. Alois Kalnoky und

Komm. Rat Franz Krenn, Immobilienmakler in Graz,

zu Geschäftsführern der Gesellschaft berufen; nunmehr führen

die Geschäfte

OÄR Johann Moser i. R. und

Herr Komm. Rat Helmut Krenn.

Im Jahr 1983 wurde im Landesvoranschlag für die GBG eine eigene

Voranschlagspost geschaffen (5/784315-7670), die nach wie vor

existiert.

Die GBG besitzt nur mehr wenige Grundstücke, wobei die Gesell-

schaft bestrebt ist, den Grundbesitz zu verringern.

Der Aufgabenbereich der GBG erstreckt sich von der Errichtung

von Handwerkshöfen, Lehrwerkstätten, Gewerbe- und Industrie-

parks über die Herstellung von Forschungsparkanlagen und Tech-

nologieparks mit dem Ziel, im Rahmen dieser Maßnahmen zur

Strukturverbesserung der steirischen Wirtschaft in den jeweili-

gen Regionen, in denen die Projekte realisiert werden sollen,

beizutragen.

Engagements hinsichtlich der beschriebenen Aufgabenbereiche der

GBG gibt es in

Mureck,

Bad Radkersburg,

Fürstenfeld und

Neudau.
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3. 2 Personal der GBG

In der GBG werden keine Mitarbeiter im Rahmen eines ordentli-

chen Dienstverhältnisses beschäftigt.

Aufgrund des damals beabsichtigten und vom Landtag gutgeheiße-

nen Nahverhaltnisses der Tätigkeit der Gesellschaft zur Fachab-

teilung für Wirtschaftsförderung wurden hauptsächlich Bedien-

stete dieser Fachabteilung mit den verschiedenen Aufgaben die-

ser Gesellschaft betraut.

Geschäftsführer sind die Herren

GAR Johann Moser i. R. und

Herr Komm. Rat Helmut Krenn.

Die kommerzielle Betreuung wurde Herrn OWR Dipl. VW. Stefan

Hochfellner übertragen und für die Angelegenheiten des inneren

Dienstes wurde Frau Edith Wiesler beauftragt.

Die Geschäftsführung bedient sich fallweise eines juridischen

Konsulenten in der Person des Dr. Werner Fischer.

Alle genannten Personen mit Ausnahme des Geschäftsführers

Komm. Rat Krenn sind bzw. waren Landesbedienstete, sind in der

Fachabteilung für Wirtschaftsförderung beschäftigt und bezogen

im Jahr 1994 die nachstehenden Entgelte für ihre Tätigkeit in

der GBG:
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Geschäftsf. Mo5er

Geschäftsf. Krenn

Dipl. VW. Hochfellner

Dr. Fischer

Edith Wiesler

Personal gesamt:

s

s

s

s

s

s

monatlich

4. 800,-

2. 800,-

4. 800,-

3. 300,-

3. 300,-

19. 000,-

s

s

s

s

s

s

pro Jahr

57. 600,-

33. 600,-

57. 600,-

39. 600,-

39. 600,-

228. 000.-

Subven ti onen

Mit dem Regierungsbeschluß vom 10. März 1986, GZ.;

WF-15 Gu 1-86/188, wurde aufgrund der Empfehlung des Landes-

rechnungshofes eine finanzielle Reorganisation der GBG dahinge-
hend vorgenonunen, daß der GBG die Refundierung des Differenzbe-

träges zwischen den der GBG im Rahmen der Kreditaufnahmen zur

Finanzierung der diversen Projekte entstehenden Annuitäten

(Tilgung + Zinsen) und den diesen Annuitäten gegenüberstehenden

Mieteinnahmen durch Gewährung einer Subvention zugesichert wur-
de.

Desgleichen wurde der GBG in diesem Regierungssitzungsbeschluß

zugesichert, den Differenzbetrag zwischen dem kostentragerori-
entierten Sachaufwand und den diesen gegenüberstehenden für das

jeweilige Projekt vereinnahmten Entgelten aus weiterverrechne-

ten Betriebskostenanteilen und sonstigen Erträgen zu subventio-
nieren.
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Aufgrund der anfänglichen hohen Kreditverpflichtungen der GBG

gegenüber den Banken waren die Subventionen des Landes Steier-

mark an die GBG in den ersten Jahren relativ hoch. Durch Kre-

ditrückzahlungen und den Verkauf von Anlagevermögen in Fürsten-

feld an die Fa. Zumtobel AG und Fa. Elmont konnten die Subven-

tionserfordernisse eingeschränkt werden.

Darstellung des Subventionsbedarfes

Sachaufwand

Neudau (Fa. Borkenstein)

Fürstenfeld (Eumig/Zumtobel)

Fürstenfeld Elmont

Mureck (Bad Radkersburg)

RIL VI Mureck Fuchs

RIL VI Mureck Fuchs

USV-Anlage

Gesamtsumme:

1994

S 680. 788,-

S 180. 898,-

- S 1, 515. 495,-

- S 217. 759, 19

S 2, 995. 148,-

S 1, 107. 056,-

S 219. 881,-

S 3, 450. 516, 81

Den Berechnungen der GBG zufolge wird für die weitere Zukunft

mit einem durchschnittlichen Subventionsbedarf von rund

3, 5 Mio. S pro Jahr gerechnet.
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Der Landesrechnungshof verkennt nicht die Bemühungen, die GBG

wirtschaftlich und sparsam zu führen.

Letztlich ist es aber geradezu paradox, daß eine Gesellschaft

mit beschränkter Haftung innerhalb einer Abteilung der Landes-

Verwaltung geführt wird und der beteiligte Personenkreis sich

im wesentlichen wieder aus Landesbeamten zusammensetzt.
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Fachabteilung für Wirtschaftsförderuna

(FAWF)

4. 1 Organisation

4. 1. 1 Historische Entwicklung

In der Abteilung für Wirtschaft und Statisitk waren im Jahr

1973 insgesamt 6 Personen beschäftigt, die den Referaten Wirt-

schaft bzw. Statistik zugeordnet waren.

Mit der Gründung der Fachabteilung für Wirtschaftsförderung im

Jahr 1978 befanden sich dem damaligen Organigramm zufolge 18

Personen in dieser Abteilung, durch weiteren Zuwachs der Aufga-
ben vergrößerte sich die Anzahl der Mitarbeiter auf rund 4l bzw

39 in den Jahren 1994 bzw. zu Jahresende 1995.

Aus den Rechnungsabschlüssen des Landes Steiermark hat der Lan-

desrechnungshof die Förderungsauszahlungen der entsprechenden

Jahre errechnet und mit dem jeweils dazugehörigen Verbraucher-

Preisindex gewichtet, sodaß sich Vergleichswerte zur Basis 1995

ergeben.

Als aussagekräftige Kennzahl ist nach Meinung des Landesrech-

nungshofes das Verhältnis zwischen ausgeschütteter Förderung
und dem dafür notwendigen Personalstand anzusehen.
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Die nachstehende Tabelle veranschaulicht die Entwicklung des

Personalstandes der FAWF und die VPI-bereinigten Förderungsaus-

Zahlungen:

Jahr

1973

1978

1980

1989

1994

1995

Anz. Förder- Verbr.-

Pers. Millionen Preis-1.

6

18

25

38

41

39

558

292

337

302

314

307

137,6

191,7

211,4

289,2

342,5

350,2

VPI-

örd.Mio

1.421

534

559

365

321

307

Förd.je

Bed.

*

29,7

22,3

9,6

7,8

7,9

* Da im Jahr 1973 - im Gegensatz zu späteren Jahren - Darlehen

in der Höhe von rund 300 Mio. S. gewährt wurden, hat der Lan-

desrechnungshof diesen Wert nicht errechnet.

Bei der Darstellung dieser Tabelle verkennt der Landesrech-

nungshof nicht, daß

. strukturelle Veränderungen in der Tüsteilungsor-

ganisation des Amtes,

. strukturelle Veränderungen in der Wirtschaft,

. strukturelle Veränderungen bei den Förderungs-

arten,
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. immer komplexer werdender Materie,

. zusätzliche Gesetze

. u. v. a. m.

ein Mehraufwand in der Verwaltung entstanden ist.

Trotzdem geht nach Meinung des Landesrechnungshofes aus der

obigen Tabelle deutlich hervor, daß

. die finanziellen Möglichkeiten zur Förderung

immer geringer werden, und daß

* der Verwaltungsaufwand je Fördermillion konti-

nuierlich steigt.

4. 2 Derzeitiger Stand

Die Abteilung ist in vier Referate gegliedert, die zum Jahres-

anfang 1996 jeweils zwischen fünf und zwölf Mitarbeiter hatten.

Im nachstehenden ist das Organigramm der Fachabteilung für

Wirtschaftsförderung mit dem Stand Jänner 1996 dargestellt.
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Chef-Sekretariat: Fr. MÖLLER

Leiter

Referent

Sachbe-

arbeiter

Schreib-

dienst

Karenz

Vorstand: Wirkl. Hofrat Dr. Karl Heinz FEIL

Int. Organisation, Personal Fr. BAUDISCH

Fr. Engelmaier:

Förderung von Handel,

Gewerbe und Industrie

Mag. HOCHFELLNER

Mag. Kollmann

Mag. Neumann

Mag. Teubl

Fr. Graupp

Fr. Zenz

Fr. Altschäffl

Fr. Brandt

Fr. Hauska

Hr. Knöbelreiter

Fr. Wiesler

Fr. Gaich

Fr. Sorger

Regional-, Bildungs- u.

Beschäftigungspolitik

Mag. Dr. BEKERLE

Fr. Zuenelli

Fr. Lebler

Fr. Rauch

Fr. Schroll

Kanzlei: Hr. LANG, Hr. Schadenbauer, Hr. Rakovic

Hr. Temmel

Rechtswesen

Dr. FISCHER

Mag. Propst

Hr. Komhäusl

Fr. Scheucher

Fr. Joham

Tourismus und

Fremdenverkehrsprojekte

Mag. SCHWARZ

Mag. Mauerhofer

Mag. Dr. Hovnikar

Hr. Klopf

Fr. Friedl

Hr. Jermann

Fr. Kager

Fr. Nestler

Fr. Graßmugg

Fr. Hacker

Fr. Wurzer

Fr. Granitzer
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4. 2. 1 Referat für die Förderung von Handel, Gewerbe und In-

dustrie

Die Aufgabenbereiche dieses Referates umfassen im wesentli-

chen Großprojekte, Umstrukturierungen, Haftungen, Unterneh-

mensberatungen, Abwicklung von Förderungsfällen des Mittel-

standsförderungsfonds (Kleinbetriebe, Jungunternehmer und

Regionalprämien sowie Nahversorgung), Bonitätsprüfungen für

Fälle der Rechtsabteilung 7, Lehrlings- und Lernbeihilfen,

Allgemeine Subventionen, Beihilfen für Fort- und Weiterbil-

düng, Statistik für allgemeine Wirtschaftsförderung und

Mittelstandsförderung.

Die Aufarbeitung dieser Aufgabenbereiche wird mit den nach-

stehend angeführten Maßnahmen erreicht:

Förderungsberatungen im Innen- und Außendienst

Prüfungen von Förderungsangelegenheiten

Kontakte und Kooperation mit allen den Aufgabenbe-

reich des Referates tangierenden Institutionen

Betriebsbesuche und Betriebseinschauen

Verhandlungen mit den Förderungswerbern

Erstellung von Regierungssitzungsanträgen

Erstellung von Landtagsvorlagen

Bearbeitung von Initiativanträgen

Betriebsanalysen

Erstellung von Prüfberichten und Konzepten
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. Aufbereitung von Unterlagen und Informationen für

die Beiräte, das Kuratorium, Ausschüsse, politi-

sehen Büros

. Überprüfung von Förderungsauflagen

. Aufbau von Statistiken für das Referat

. Mitwirkung bei der Erstellung von Verträgen

. Mitwirkung bei der Erstellung von Förderprogrammen

. Mitwirkung bei der Anbahnung von Kooperationen, Be-

teiligungen. Übernahmen und Zulieferungsmöglichkei-

ten sowie bei der Erfüllung des Zwecks der Wirt-

Schaftsförderungsgesetze

. Teilnahme an Ausschüssen über Gegenstände, die das

Referat betreffen

. Bearbeitung von Zahlungserleichterungsansuchen und

Fristverlängerungen

. Erstellung der jeweiligen Landesteilvoranschlagsan-

träge (Mittelstandsförderungsfonds und Subventio-

nen) sowie Ausarbeitung der Erläuterungen

. Erstellung von Gebarungsberichten

. Regionale Innovationsprämie (Restabwicklung)

. Außerordentliche Sonderförderungsaktion für die

Obersteiermark und pol. Bezirk Voitsberg

(Restabwicklung)

. BÜRGES-Regionalförderung Gewerbestrukturverbesse-

rungsaktion

. BÜRGES-Regionalförderung Kleinkreditgewerbeaktion
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4. 2. 2 Referat für die Regional- Bildungs- und Beschäfti-

gungspolitik

Die Aufgabenbereiche dieses Referates umfassen im wesentli-

chen Qualifizierungs- und Beschäftigungsprogramme, Regio-

nalpolitik und Legistik.

Die Aufarbeitung dieser Aufgabenbereiche wird mit den nach-

stehend angeführten Maßnahmen erreicht:

. Förderungsberatungen im Innen- und Außendienst

. Prüfungen von Förderungsangelegenheiten

. Kontakte und Kooperationen mit allen den Aufgaben-

bereich des Referates tangierenden Institutionen

. Verhandlungen mit den Förderungswerbern bzw. ande-

ren Förderungsstellen (z. B. ÄMS)

. Erstellung von Regierungssitzungsanträgen für die

o. a. Aufgabenbereiche

. Erstellung von Landtagsvorlagen

. Bearbeitung von Initiativanträgen

. Projektanalysen

. Erstellung von Prüfberichten und Konzepten

. Aufbereitung von Unterlagen und Informationen für

die Beiräte, Ausschüsse sowie die politischen Büros

. Überprüfung und Kontrolle von Auflagen und sonsti-

gen Förderungsbedingungen

. Kontakte und Kooperationen mit den übrigen Refera-

ten der FAWF

. Erstellung von Förderungsstatistiken für das Refe-

rat
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Mitwirkung bei der Erstellung von Verträgen für die

o. a. Aufgabenbereiche

Erstellen von Berichten und Informationen regional-

politischen Inhalts

Erarbeitung von Stellungnahmen zu Gesetzesnovellie-

rungen, Verordnungen, Richtlinien und dgl.

Erarbeitung von Vorschlägen für allfällige Novel-

lierungen des steirischen Wirtschaftsförderungsge-

setzes, der Förderungsrichtlinien u. dgl., insbeson-

dere im Hinblick auf die erforderliche Anpassung an

EWR- bzw. EG-Regelungen

Teilnahme an Ausschüssen, Türbeitsgruppen, Koinmis-

sionen u. dgl. betreffend Angelegenheiten, welche in

die Aufgabenbereiche des Referates fallen

Außerordentliche Sonderförderungsaktion für die

Obersteiermark und pol. Bezirk Voitsberg

(Restabwicklung)

Mitwirkung bei diversen Arbeitskreisen und Aus-

Schüssen betreffend

Wirtschaftsförderungsangelegenheiten im Zusammen-

hang mit ESF-Kofinanzierungen

4. 2. 3 Referat für rechtliche Angelegenheiten

Die Aufgabenbereiche dieses Referates umfassen sowohl Agen-

den im Bereich des Zivilrechts als auch im öffentlichen Be-

reich.

Dabei sind im Zivilrechtsbereich insbesondere die nachste-

henden zu nennen:
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Errichtung von Verträgen im Liegenschaftsbereich (Miet- und

Pachtverträge, Leasingverträge, Optionsverträge, Kaufver-

träge, Schenkungsverträge, Tausch- und Übergabsverträge,

Realteilungsverträge, Prekarien u. a.)

Geld- und Förderungswesen (Darlehensverträge, Schuldschei-

ne, Bankgarantien, Treuhandverträge, Betriebsansiedlungs-

Verträge, Förderungsverträge, Eigentumsvorbehaltsverträ-

ge, Pfandbestellungsurkunden, Haftungsverträge, Errich-

tung von Rangordnungsbeschlüssen, (Teil-

löschungsquittungen, Vorrang- und Einräumungserklärungen,

Pfandauflassungserklarungen, Abtrennungsbewilligungen

u. a.)

Grundstücksverwaltung von rund 40 Industrieliegenschaften

(Abwicklung aller öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten,

Betriebskostenabrechnungen, Mahnwesen, Wertsicherungsbe-

rechnungen, Vertretung des Landes Steiermark und von För-

derungswerbern vor Gericht bzw. Grundbuch, Führung einer

Grundstücksdatenbank)

Rechtliche Qualifikation in Förderungsangelegenheiten

(Formulierungen und Beurteilungen rechtlicher Bestandtei-

le in Förderungsangelegenheiten, wie Z. B. Rückforderungs-

ansprüche, Beschäftigungsgarantien, Bedingungen und Auf-

lagen u. ä. m.)

Maßnahmen im Rahmen der Konkurs- und Ausgleichsordnung

(Zusammenfassende Aktendarstellung aus rechtlicher Sicht

für Forderungsanmeldungen in Insolvenzverfahren für die

Rechtsabteilung 10, Sachverhaltsdarstellungen für die

Staatsanwaltschaft, Erstellung von Bilanzanalysen und

Prognoserechnungen ziim Zwecke der rechtlichen Beurteilung

von Insolvenzfällen und Analysen der wirtschaftlichen Si-

tuation)
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Kooperation mit Rechtsabteilung 10 und WFG (gemeinsames

Vorgehen mit der Rechtsabteilung 10 beim Konkursgericht

in größeren Konkursfällen, Kontakte und Kooperation mit

allen dem Land Steiermark im Bereich der Wirtschaftsför-

derung vorgelagerten Institutionen)

Industrieparks (Rechtliche Gestaltung und Mitwirkung bei

der Errichtung und Führung)

Im Rahmen der Öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten werden

im Referat für rechtliche Angelegenheiten die nachstehenden

Agenden wahrgenommen:

Erstellung von Regierungs- und Landtagsvorlagen

Vertretungsaufgaben namens des Landes Steiermark

Vertretung des Landes Steiermark als Liegenschaftseigen-

tümer, Konsenswerber, Tüirainer oder Nachbar in Bauwid-

mungsverfahren, Bauverfahren, Gewerberechtsverfahren

(Betriebsstättengenehmigung) , Wasserrechtsverfahren,

Flächenwidmungsverfahren, Enteignungsverfahren, Verfah-

ren nach dem Berggesetz und Verfahren nach dem Grundver-

kehrsgesetz.

Vertretungsaufgaben namens betriebsansiedelnder Firmen:

Vertretungen von Förderungswerbern in den öffentlich

rechtlichen Angelegenheiten genannten Verfahren bei grö-

ßeren Projekten und Koordination der einzelnen Verfahren

mit den Projektanten der Förderungswerber und der Behör-

den.

Bescheidprüfungen und Rechtsmittelerhebung: Einbringung von

Rechtsmitteln als Vertreter des Landes Steiermark oder
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von Förderungswerbern hinsichtlich der in den öffentlich

rechtlichen Angelegenheiten genannten Verfahren.

Steuerliche Angelegenheiten: Beurteilung steuerlicher Aus-

Wirkungen von Förderungsangelegenheiten sowie Vertretung

des Landes Steiermark als Liegenschaftseigentümer bzw.

von Förderungswerbern vor Finanzbehörden in steuerlichen

Angelegenheiten betreffend die genannten Verträge inkl.

Rechtsmittelverfahren.

4. 2. 4 Referat für Tourismus und Fremdenverkehrsprojekte,

EU-Regionalpolitik und Budget

Die Aufgabenbereiche dieses Referates sind im nachstehenden

dargestellt:

l. Abwicklung der Förderungen im Rahmen der Tourismusförde-

rungsfonds

2. Abwicklung der Förderungen im Rahmen der Aktion Innova-

tionsdarlehen für Fremdenverkehr und Freizeitwirt-

schaft sowie der Aktion "Innovationsprogramm des

Landes Steiermark für die Tourismuswirtschaft"

3. Programmkoordination für das Ziel-2-Dokument sowie all-

gemein für den EFRE- - Abwicklung der Gemein-

schaftsinitiativen für den industriellen Wandel

(KMU, Resider, Retex, Rechar)

4. Erledigung sämtlicher mit dem Landeshaushalt

(Budgetierung, Abschreibung/Umwandlung von Forde-

rungen, etc. ) im Zusammenhang stehender Aufgaben
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5. Erledigung vom Vorstand zugewiesener Falle aus dem Be-

reich Gewerbe/Industrie

Maßnahmen dazu sind:

. Förderungsberatungen im Innen- und Außendienst;

. Prüfung/Bearbeitung von Förderungsangelegenheiten;

. Gesamte Verwaltung und Vollziehung des Tourismusförde-

rungsfonds;

. Sanierung von Unternehmen im eigenen Wirkungsbereich;

. Schwerpunktaktionen im Rahmen des Tourismusfonds: BÜR-

GES-Regionalförderung

(Gewerbestrukturverbesserungskredit, Kleingewerbekre-

dit) , Regionalförderung im Rahmen der Tourismusförde-

rungsaktion des Bundesministeriums für wirtschaftliche

Angelegenheiten, Jungunternehmerförderung als Anschluß-

förderung der gleichlautenden BÜRGES-Aktion;

. Erstellung von Förderungsstatistiken;

. Teilnahme an Ausschüssen, Arbeitsgruppen, Kommissionen

u. dgl. betreffend Angelegenheiten, welche in die Aufga-

benbereiche des Referates fallen;

. Mitwirkung an legistischen Maßnahmen im Bereich der

Wirtschaftsförderungen (Wirtschaftsförderungsgesetz,

Förderungsrichtlinien, etc. );
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. Mitwirkung bei diversen Arbeitskreisen und -ausschüssen

betreffend Wirtschaftsförderungsangelegenheiten (EG,

EWR) insbesondere laufende Betreuung und Vorbereitung

des Ziel-2-Begleitausschusses;

. Kontakte und Kooperationen mit allen den Aufgabenbereich

des Referates tangierenden Institutionen

(Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten,

BKA, Kommissionsdienststellen, BORGES, Hoteltreuhand,

etc. );

» Verhandlungen mit den Förderungswerbern;

. Aufbereitung von Unterlagen und Informationen für die

Beiräte, Ausschüsse sowie die politischen Büros;

. Erstellung von Regierungssitzungsanträgen für die o. a.

Aufgabenbereiche;

. Erstellung von Landtagsvorlagen für die o. a. Aufgabenbe-
reiche;

. Erstellung von Prüfberichten und Konzepten;

. Überprüfung und Kontrolle von Auflagen und sonstigen
Förderungsbedingungen.
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4 . 3 Kosten der Abteilung

In der nachstehenden Tabelle sind die Kosten der Fachab-

teilung für Wirtschaftsförderung für das Jahr 1995 ange-

führt, wie sie der Vollkostenrechnung der Abteilung zu

entnehmen waren:

Landesaufwand FAFW 1995
1

2

3

4

s

6

7

8

9

10

Personalbruttokosten + Dienstgeberanteil + freiw. Sozial).

Büromiete (696 m2 Büronutzfläche)

Büromobiliar (Wert S 1, 590. 605, -) auf 15 Jahre

Bürogeräte (Wert S 154.954, -)auf7 Jahre

Büromaterial über die LAD bezogen inkl. EDV

Reisekosten

Telefongebühren

Gemeinkosten (10 % der Personal-bmttokosten)

Summe 2-8

Summe 1 -8

MWSt. fürdiePos.2-5

Zuschlag für Pensionstangente (51 %)

Summe 9-10

Gesamtkosten der FAWF

19. 233. 620

1.628. 640

88. 367

18. 447

69. 574

308. 843

200. 551

1. 966. 933

4.281.355

23.514.975

361. 006

10. 031. 357

10.392.363

33.907.338

Bezüglich der Personalkosten ist anzumerken, daß der Lan-

desrechnungshof die von der Landesbuchhaltung angegebene

Summe der Personalbruttokosten von S 19. 669. 328, 3 um die

Aufsichtsratsentschädigungen des Abteilungsvorstandes und
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eines Referatsleiters um S 301. 644, - und S 134. 064, - auf

S 19. 233. 620, - vermindert hat, weil diese nicht der Abtei-

lung, sondern den jeweiligen Gesellschaften zuzurechnen

sind.

Aus dieser Aufstellung ist zu erkennen, daß die Gesamtko-

sten der Fachabteilung für Wirtschaftsförderung im Jahr

1995 S 33, 907. 338, -- betrugen, wobei auch eine 51 % Pensi-

onstangente und Verwaltungsgemeinkosten von 10 % berück-

sichtigt wurden.
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4. 3. 1 Personalkosten der FAWF

Der Landesrechnungshof hat den Personalkosten als dem

weitaus größten Kostenfaktor im Zuge seiner Ermittlungen

besonderes Gewicht beigemessen.

Dabei ist anzumerken, daß je nach Blickwinkel bzw. Zweck

der Personalkostendarstellung unterschiedliche Berech-

nungsweisen zum Tragen kommen.

Zur Betrachtung der Personalkosten in der Fachabteilung für

Wirtschaftsförderung hat sich der Landesrechnungshof der

drei nachstehenden Methoden bedient:

l. Berechnung der Personalkosten aufgrund der Lan-

desdurchschnittswerte je nach Einstufung.

2. Personalbruttokosten laut Auszahlungen der Lan-

desbuchhaltung

3. Zu versteuernder Jahresbruttogesamtbezug, der von

allen Dienstgebern des Bundesgebietes an das Fi-

nanzamt zu melden ist.

4. 3. 2 Personalkosten aufgrund der Landesdurchschnittswerte

Bei diesen Durchschnittswerten der Personalkostenrechnung,

die jährlich von der Personalabteilung des Landes aktuali-

siert herausgegeben wird, beinhalten die
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. Personalbruttokosten:

Bezüge

Zulagen

Nebengebühren

Fahrtkostenzuschüsse

Weihnachts Zuwendung

Sonstige Nebengebühren

Karenzurlaubsgeld für Beamte

Abfertigungen

Abfindungen

Dienst Jubiläen

Familienbeihilfen

Dienstgeberbeiträge für die soziale Sicherheit bzw.

gemäß Familienlastenausgleichsgesetz

. Gemeinkosten

Ausgaben für nicht oder schwierig zurechenbare Lei-

stungen von zentralen Dienststellen

. Sachaufwand:

alle Ausgaben, die erforderlich sind, um ein Amt ver-

waltungstechnisch einzurichten, betriebsfähig zu hal-

ten und zu betreiben, wie Z. B. Büromaterial, Kopierko-

sten, Schreibpauschale und Telefongebühren, Rechtsko-

sten und Dienstfahrzeuge. Ausgaben für Tüilagen und In-

vestitionen, wie z. B. Neubauten und Instandsetzungs-

arbeiten, Versicherungen, Mieten, Pachtzinse.
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FAWF-Personal-Durchschnittskosten

Anzahl 1995

9

5, 75

13,5

10, 625

0

38, 875

Einstufung

A

B

c

D

E

Bruttokosten

795. 054

503. 909

374. 920

327. 540

274. 632

478. 315

gesamt

7. 155. 486

2. 897. 477

5. 061. 420

3. 480. 113

0

18.594. 495

Aus dieser Tabelle ist ersichtlich, daß die Personaldurch-

schnittskosten im Jahr 1995 S 478. 315, -- pro Mitarbeiter

(ohne Pensionstangente, Gemeinkosten u. a. ) betrugen, was

durchschnittlichen Monatskosten von S 34. 165 (14 mal im

Jahr) entspricht.

4. 3. 3 Personalaufwand laut Landesbuchhaltung

Folgt man in der Personalkostenberechnung den Bezügen der

Personalaufwandsliste der Landesbuchhaltung, so ergeben

sich für das Jahr 1995 die nachstehenden Werte:
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Bruttobezüge der LBH 1995
BEZEICHNUNG:

(Werte in ÖS)

Bezüge (Beamte, VB)

Familienbeihilfen

Zwischensumme:

Dienstgeberbeiträge

Ausbez. Summe:

Abteilung

gesamt

17. 556. 377

477. 500

18.033. 877

1. 199. 744

19.233. 620

Durchschnitt

jährlich

465. 094

12. 650

477.744

31. 783

509. 527

Durchschnitt

monatlich

33. 221

904

34. 125

2.270

36. 395

Zu diesen Werten ist anzumerken, daß der Landesrechnungshof

die Bezügesumme der Landesbuchhaltung von S 17. 992. 085, - um

die in dieser Zahl enthaltenen Aufsichtsratsentschädigungen

des Abteilungsvorstandes und eines Referatsleiters in Höhe

von S 301. 644, - sowie S 134. 064. - auf S 17. 556. 377, - ver-

mindert hat.

Diesen Zahlen liegen insgesamt 37, 748 Mannjahre

(Ganzjahreskräfte) in einer Zeitraumbetrachtung zugrunde,

sodaß sich ein jährlicher Brutto-Durchschnittsbezug von

S 509. 527. - pro Mitarbeiter ergibt.

Dabei ist zu den vergleichsweise niedrigen Dienstgeberbei-

tragen festzuhalten, daß diese aufgrund des hohen Beamten-

anteiles in der Fachabteilung für Wirtschaftsförderung ent-

sprechend niedrig sind, beträgt doch der Dienstgeberanteil

für Beamte rund 3, 5 %.

Als wesentliche Größe ist nach Meinung des Landesrechnungs-

hofes der Durchschnittsbezug eines Mitarbeiters ohne

Dienstgeberbeiträge heranzuziehen, der im Jahr 1995
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S 477. 744 betrug, was einem durchschnittlichen Monatsbrut-

tobezug von S 34. 125 (14 mal im Jahr) entspricht.

4. 3. 4 An das Finanzamt zu meldender Jahresbruttogesamtbezug

Die beiden vorgenannten Berechnungsmethoden haben innerhalb

des Amtes der Steiermarkischen Landesregierung durchaus ih-

re Berechtigung, sind aber nur bedingt verwendbar, wenn sie

mit Gesellschaften in Vergleich gebracht werden, die in der

Arbeitnehiaerkostenberechnung auf anderen rechtlichen Grund-

lagen beruhen.

Der Landesrechnungshof hat sich daher für die Jahre 1994

und 1995 die Jahresbruttosuinmen der einzelnen Mitarbeiter

geben lassen, die der Lohn- und Einkommenssteuergesetzge-

bung entsprechend an das Finanzamt zu melden waren.

In diesem Zusammenhang ist festzuhalten, daß diese Jahres-

bruttobezüge, die vom Finanzamt als Besteuerungsbasis her-

angezogen werden, dieselbe Berechnungsbasis besitzen, wie

die Vergleichszahlen in den Gesellschaften, die der Landes-

rechnungshof im gegenständlichen Bericht ebenfalls darge-

stellt hat.

Zu den nachstehenden Tabellen ist anzumerken, daß sie an-

onymisiert wurden und zusätzlich zu den steuerpflichtigen

Jahresbruttobezugssummen auch im Falle der Teilzeitbeschäf-

tigung den Prozentsatz des Beschäftigungsausmaßes nachste-

hend in Klanuner enthalten.

Ebenfalls angeführt ist bei manchen Mitarbeitern der erste

und letzte Monat, in welchem sie in der Fachabteilung für

Wirtschaftsförderung beschäftigt waren.
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Im nachstehenden sind nun die Jahresgehälter der Bedienste-

ten dargestellt.

Bezüglich der Anzahl der Bediensteten in dieser Tabelle ist

anzumerken, daß die Werte dem Landesrechnungshof von der

Fachabteilung für Wirtschaftsförderung übergeben wurden und

auch die Teilzeitbeschäftigungsverhältnisse berücksichtigt

wurden.

Ebenso berücksichtigt wurde auch die Tatsache, daß der Äb-

teilungsvorstand und ein Referatsleiter in diesen beiden

Jahren Aufsichtratsentschädigungen vom Land Steiermark er-

halten haben, die im Bericht bei der Beschreibung der Füh-

rungskräfte der FAWF dargestellt werden, aber in der Abtei-

lungsübersicht nicht enthalten sind.

Beim Abteilungsvorstand und bei einem Referatsleiter wurde

die Aufsichtsratsentschadigung aus dem Jahresbruttobezug,

der dem Finanzamt zu melden war, vom Landesrechnungshof

herausgerechnet. Bei beiden Personen beschreibt der Landes-

rechnungshof jedoch im Anschluß die gesamte Einkommenssi-

tuation.
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JAHRESBRUTTOBEZUG
ivorstand

ISumme

ILeiter

[Referent

ISumme

ISachbearbeiterl

ISumme

ISchreibdienst

ISumme

IKarenz

ISUMME

IWirkl. Hofrat Dr. Karl Heinz FEIL

la

lb
Ic

|d
|e

If
lä.

|h
Il

IL
|k
|1(75%)

Im

In

10

IP-
\i

|r(62, 5%)
!s

|Abteilungsdurchschnitt:

339
301
293
339
228
248
135

1. 882
1. 188
614
680
516
332

2. 142
~2W
292
316
367
368

1. 629
111
229

340

5.299

K
|U

|V

|W

Ix

^-

430. 140

Organisation der Wirtschaftsförderung

1994 in Tsd.öS. in der FAV
1. 757

1. 757
898-
TU

414
218
96

333

647
224

224

_2. 184

|Z (4-12)
|A (1-5)

l B (7-8)
|C (7-8)

ID
IE^
IF
IG

[FT
Il

|J(50%)(12-12)

543

312

8

8

870
'6W
381-
55

503

939
~26T
282

550
17

17

2. 122

|K-

[LCT^T
IM

[N~
|0
IP
IQ
IR
Is

IT

ÖS. jährlich pro Person (bei 40, 792 Mannj.)

/F:

-58T
-269-
230

500
"76T

89
498
310
241
223

2. 128
224

224

3. 433"

ISÜMMEl

4. 509
3. 283

3. 995

4. 954

805

17. 546
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JAHRESBRUTTOBEZUG 1995 in Tsd. öS. in der FAWF :
ivorstana

ISumme

ILeiter

IReferent

ISumme
ISachbearbeiterl

ISumme

ISchreibdienst

ISumme
[Karenz
ISUMME

IWIrkl. Hofrat Dr. Karl Heinz FEIL

IA
IB
Ic
ID
IE
IF
IG

IH
Il
u
IK
|L (75%)

IM"
IN
|0

IP
IQ.

|R(62, 5%)
Is

349
334"
306
404
239
251
276

_2:\60_
1. 336
647
697
554
348

2. 246
289
305
330

389
344

1. 656
173
238

411

5. 650

lAbteilungsdurchschnitt:

IT
|U
[V (50%)
|W (1-4)

|X-
|Y(50%)

|z

477.677

1.805

1. 805
1. 065
451
153
109

712
^2T
153

379
225

225

2. 381

la

lb

|c (1-11)

|d~
|e

|f(50%)

-63Ö-
349
723

1. 072
~2W
287

576
219

219

2.49T

la-
|h(11-12)
|i (8-12)

IL
|k
Il
Im

In

10

|p(50%)
ü-
Ir

|s (2 Wo.)

639"
120
160

281
"763^
276
483
161
323
243

2. 250
101
235
82

337
31

3, 538

ISUMMEI

3. 965
3. 671

4. 311

4. 861

1. 192
31

18.031

oS. jährlich pro Person (bei 37,748 Mannj.)
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Aus den beiden vorstehenden Übersichten geht hervor, daß der

gesamte jährliche Bruttobezug für alle Bediensteten der Fachab-

teilung für Wirtschaftsförderung von rund S 17. 546. 000, -- im

Jahr 1994 auf S 18. 031. 000, -- im Jahr 1995 gestiegen ist, was

einer Steigerung von rund 2, 76 % entspricht.

Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, daß im Jahr 1994

40, 792 Mannjahre in der Abteilung geleistet worden sind, im

darauffolgenden Jahr jedoch nur 37, 748 Mannjahre, was einer Ab-

nähme von rund 7, 5 % entspricht.

Dieser Zusammenhang wird im Jahresdurchschnittsbezug pro Person

deutlich, der von S 430. 140, -- im Jahr 1994 auf S 477. 677, -- im

darauffolgenden Jahr stieg, was eine Steigerung von rund

11, 05 % bedeutet.

Durch die Division der Jahresbruttobezüge durch 14 Auszahlungs-

monate erhält man die durchschnittlichen Vergleichsmonatsbrut-

tobezüge mit S 30. 724, - pro Monat und Person Jahr 1994 und

S 34. 120, - pro Monat und Person im Jahr 1995, wodurch sich

ebenfalls die genannte Steigerung errechnen läßt.

Der Landesrechnungshof hat die Ursachen für diese Gehaltsstei-

gerung analysiert und festgestellt, daß sich die nachstehenden

Einzelerscheinungen addiert haben:

. Wegfall niedrig qualifizierter und damit

billiger Kräfte (Ferialpraktikanten),

. Vorrückungen und allg. Gehaltserhöhung,

. Nachzahlungen im Jahr 1995 bei einem Re-

feratsleiter,

. Karenzierung.
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4 . 4 Die Führungskräfte der FAWF

Im Zuge der Überprüfung der Personalkosten in der Fachabteilung
für Wirtschaftsförderung stellte der Landesrechnungshof fest,

daß bei manchen Bediensteten ein über das übliche Gehaltsschema

hinausgehender Bezug bzw. eine Bezugssteigerung von 1994 auf

1995 vorliegt.

Im besonderen handelt es sich dabei um den Abteilungsvorstand

und einige Referatsleiter, die im nachstehenden einzeln darge-
stellt werden.

4. 4. 1 Der Abteilungsvorstand

Der Äbteilungsvorstand bezog im Jahr 1995 aufgrund seines be-

ruf lichen Werdeganges bzw. seiner Berufungen und Beförderungen
den nachstehenden monatlichen Bruttobezug 14 mal im Jahr:

Gehalt

MehrleistungsZulage

Verwaltungsdienstzulage

Verwendungszulage 30d

Biennal Zulage

Verwendungszulage 30d

Aufwandsentschädigung

VerwendungsZulage für Wirtschaftskoordinator

Reisepauschale + Fahrtkostenzuschuß

S 67. 724,-

S 2. 913,-

S 2. 016,-

S 15. 020, 30

S 17. 880,-

S 4. 847, 50

S 4. 848,-

S 14. 304,-

S 4. 896,-

Monatsbruttobezug (14 x) S 134. 448, 80
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Entschädigung für sechs Funktionen in

Gesellschaften des Landes

monatlicher Bruttobezug (12 x)

Jahresbruttobezug

Monatsbruttobezug (14 x)

S 25. 137,

S 2, 183. 930,

S 155. 995,

Seitens des Abteilungsvorstandes wurde dem Landesrechnungshof

eine Zusammenstellung über dessen Ausbildung und bisherigen be-

ruflichen Werdeganges übermittelt (Beilage 6) .

Dem Landesrechnungshof ist die fachliche Qualifikation des Ab-

teilungsvorstandes aufgrund der Ausbildung, der bisherigen Ver-

Wendung und der jahrelangen Praxis in Wirtschaftsförderungsfra-
gen unbestritten.

Der Landesrechnungshof vertritt daher die Ansicht, daß es aus

diesen Gründen, aber auch wegen des doch relativ hohen Einkom-

mens sinnvoll gewesen wäre, den Abteilungsvorstand weiterhin

bei einer Organisationsänderung mit einer Aufgabe in der Wirt-

schaftsförderung zu betrauen.

Dieser wurde jedoch mit Beschüß der Steiermarkischen Landesre-

gierung vom 21. Oktober 1996 zum Leiter des Kulturmanagements
bestellt.
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4. 4. 2 Leiter des Referates für Förderung von Handel, Gewerbe

und Industrie

Der Leiter dieses Referates bezog im Jahr 1995 aufgrund seines

beruflichen Werdeganges und von Beförderungen nachstehenden Be-

zug:

Gehalt ab 7/95

MehrleistungsZulage

Verwaltungsdienst Zulage

Sonn- und Feiertagsvergütung

Oberstundenvergütung

Au fwands entschädi gung

Verwendungszulage 30d

VerwendungsZulage

Reisegebühren + Fahrtkostenzuschuß

S 45. 108, --

S 2. 435,-

S 2. 016, --

S 16. 316, 80

S 19. 602, 80

S 4. 000,-

S 4. 738,-

S 3. 576,-

S 1. 052,-

Bruttomonatsbezug S 98. 844, 60

Unter Berücksichtigung, daß der Referatsleiter vor Juli 1995

ein niedrigeres Grundgehalt bezog, errechnet sich für das Jahr

1995 ein

durchschnittlicher monatlicher Bruttobezug von S 95. 429,-
(14 x im Jahr)

zusätzlich Vergütung für die Tätigkeit bei der

Steirischen Grundstücksbeschaffungsges. m. b. H. S 4. 800,-
monatlich 12 x

Monatlicher Bruttobezug 14 x S 99. 543,-

Am 3. November 1992 hat die Rechtsabteilung l im Hinblick auf

die vorgenannte Oberstundenvergütung, Sonn- und Feiertagsvergü-
tung und Aufwandsentschädigung nachstehendes Schreiben an den

Vorstandsstellvertreter gerichtet:
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"Als Begründung dafür wurde ausgeführt, daß Sie "bei
der Rechtsabteilung 4 im Referat Wirtschaft mit der
Überprüfung der Bilanzen von Unternehmungen betraut
werden, die vom Land Kredit erhalten und gefördert
werden, darüber hinaus auf allen Gebieten der Inve-
stition Finanzierung und Kalkulation Gutachten zu er-
stellen haben und Betrieben beratend zur Seite ste-
hen."

Damals wurde davon ausgegangen, daß Sie bei diesem
Arbeitsumfang naturgemäß die 40-Stunden-Woche nicht
einhalten könnten und Überstunden zu leisten hätten

Bei der Pauschalierung der Überstundenvergütung wurde
eine monatliche Oberstundenleistung von 65 Stunden
angenommen, wobei von einer Leistung von 40 Wochen-
tags- und 25 Sonn- und Feiertagsstunden ausgegangen
wurde. Weiters sollte der mit der großen Anzahl von
Überstunden verbundene erhöhte Aufwand durch eine
Aufwandsentschädigung abgegolten werden.

Wie im Zuge einer Überprüfung der Zeitkarten für den
Zeitraum Jänner 1992 bis einschließlich Juni 1992
festgestellt werden konnte, liegen Ihre erbrachten
Überzelten wesentlich hinter der Annahme, so wie sie
der Berechnung der Pauschale im Jahre 1975 zugrunde-
gelegt wurden, zurück. Darüber hinaus konnte festge-
stellt werden, daß zumindest im letzten halben Jahre
keine Dienstleistungen an Sonn- und Feiertagen er-
bracht wurden.

Da sich der der Pauschalierung zugrundeliegende Sach-
verhalt offensichtlich geändert hat, ist eine Neube-
messung der pauschalierten Nebengebühren gemäß § 15
Abs. 6 GG 1956 in der als Landesgesetz geltenden Fas-
sung vorzunehmen.

Da Nebengebühren nur dann pauschaliert werden dürfen,
wenn die Voraussetzungen für den Anspruch auf eine
Nebengebühr so regelmäßig erfüllt werden, daß die Er-
mittlung monatlicher Durchschnittswerte möglich ist,
wird in einem die Fachabteilung für Wirtschaftsförde-
rang ersucht. Ihre Zeitkarten für das Kalenderjahr
1991, soweit sie noch vorliegen und für das Kalender-
jähr 1992 ab dem Monat Juli umgehend vorzulegen

Darüber hinaus werden Sie ersucht, der ha. Abteilung
mitzuteilen, ob und in welchem zeitlichen Ausmaß Sie
ihren gemeldeten Nebenbeschäftigungen nachgehen und

,

we. .cl?el? zeitlichen Umfang die Tätigkeit als ge-
richtlich beeideter Sachverständger ausgeübt wird."
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Aus dem T^ntwortschreiben des Vorstandsstellvertreters, das am

11. Dezember 1992 in der Rechtsabteilung l eingelangt ist
(Beilage 7), geht im wesentlichen hervor, daß dieser seinerzeit

nur bereit war, unter bestimmten Gehaltsvorstellungen in den
Landesdienst einzutreten.

Um diese Gehaltshöhe zu erreichen, die mit dem normalen Ge-

haltsschema nicht im Einklang stand, wurden entsprechende im

Gehaltsgesetz verankerte Vergütungen gewährt.

Der Vorstandsstellvertreter stellt in diesem Schreiben weiters

fest, daß er weder damals noch zwischenzeitig davon informiert

wurde, daß im Rahmen seiner pauschalierten Oberstundenvergütun-
gen eine Bedingung formuliert wurde, demzufolge er eine Über-

Stundenleistung von 25 Sonn- und Feiertagsstunden pro Monat zu

erbringen hatte, damit er überhaupt in den Genuß dieser Vergü-
tung komme.

Ober das Zustandekommen des gegenständlichen Dienstvertrages
werden eine Reihe von Zeugen angeführt.

Eine weitere Erledigung in dieser Angelegenheit liegt seitens
der Rechtsabteilung l nicht vor.

Dem Landesrechnungshof scheint eine Klärung der konträren

Dienstvertragsauslegungen notwendig.

4. 4. 3 Leiter des Referates für Regional-, Bildungs- und Be-
schaft!gungspolitik

Der Leiter dieses Referates bezog im Jahr 1995 nachstehenden
monatlichen Bruttobezug:
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Gehalt

MehrleistungsZulage

Verwaltungsdienst Zulage

Verwendungszulage 30d

Aufwandsentschädigung

VerwendungsZulage 30a

MehrleistungsZulage

Fahrtkostenzuschuß

s

s

s

s

s

s

s

s

40. 373,-

2. 435,-

2. 016, --

4. 847, 50

4. 848,-

4. 735,-

2. 370,-

134,-

Monatlicher Bruttobezug 14 x S 61. 758, 50

Bei der Betrachtung der Jahresbruttobezugssumme, die dem Fi-

nanzamt zu melden war, zeigte sich eine Steigerung von 18, 6 %

von 1994 auf 1995. Diese Jahresbruttobezugssumme betrug im Jahr
1995 S 1, 065. 000, -.

Die Ursache lag in der Bezahlung von Überstunden, die der Refe-

ratsleiter in den Monaten November 1994 bis April 1995 durch

den EU-Beitritt bedingt zu leisten hatte.

Dabei handelte es sich um die Basisarbeit zur Erstellung eines
einheitlichen Programm- und Planungsdokumentes für die Ziel-2-

und Ziel-bS-Gebiete (Regionalfonds) , welche mehrere 100 Über-

stunden erforderlich gemacht hat. Dafür wurde dem Referatslei-

ter im September 1995 ein Betrag von rund S 187. 000, -- brutto

zuerkannt, der auch im Zuge der Auszahlung über das Gehaltskon-

to entsprechend versteuert wurde.
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4. 4. 4 Leiter des Referates für Tourismus und Fremdenverkehr-

sprojekte, EU-Regionalpolitik und Budget

Der Referatsleiter erhielt im Jahr 1995 nachstehenden monatli'

chen Bruttobezug:

Gehalt

MehrleistungsZulage

Verwaltungsdienst Zulage

Verwendungszulage 30d

Au fwands entschädi gung

Fahrtkostenzuschuß

s

s

s

s

s

s

29. 180, --

1. 957,-

2. 016,-

4. 847, 50

4. 848,-

92,-

Monatlicher Bnittobezug 14 x

Oberstundenentgelt S 36. 800 14

S 42. 940, 50

S 2. 628, 60

Entgelt für Aufsichtsrattätigkeiten
S 134. 064 : 14

S 45. 569, 10

9. 576,-

Durchschnittlicher monatlicher

Bruttobezug (14 x) S 55. 145, 10

Im Regierungssitzungsbeschluß GZ. : WF 11 Fu 1/95-73 vom 11. De-

zember 1995 heißt es:

".... wird beschlossen, daß der Vertreter der
Steirischen Wirtschaftsförderungsges. m. b. H. in
der Generalversammlung der Steirischen Beteili-
gungsfinanzierungsges. m. b. H. - unter der Voraus-
Setzung, daß gemäß Syndikatsvertrag aus dem Jahre
1992 der Kreditsektor Herrn Mag. Schwarz zum Ge-
schäftsführer dieser Gesellschaft nominiert
Herrn Mag. Schwarz zum Geschäftsführer bestellt.

Die Organe der Steirischen Beteiligungsfinanzie-
rungsges. m. b. H. werden in diesem Zusammenhang
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ermächtigt, mit Herrn Mag. Schwarz einen Werkver-
trag - dieser hat sich in seinen wesentlichen
Elementen an dem mit Herrn Direktor Kassier abge-
schlossenen Werkvertrag auszurichten - abzu-
schließen, wobei als Entgelt die von Mag. Alexan-
der Schwarz zu erbringende Leistung 2/3 des Be-
träges, den Herr Direktor Kassier bislang als Ge-
schäftsführer der Steirischen Beteiligungsfinan-
zierungsges. m. b. H. bezogen hat, als gerechtfer-
tigt angesehen wird."

Mit 20. Dezember 1995 legte der Referatsleiter seine Aufsichts-

rattätigkeit in der Steirischen Beteiligungsfinanzierungsge-

Seilschaft nieder und wurde mit dem Werkvertrag vom 2. Februar

1996 (Beilage 8) laut Gesellschafterbeschluß vom 20. 12. 1995

zum Geschäftsführer bestellt, wobei sein Arbeitsantritt und die

damit verbundene Bezahlung vertragsgemäß per l. Jänner 1996 er-

folgten.

Vertragsgemäß erhält der Genannte einen monatlichen Pauschalbe-

trag von S 25. 000, --, sodaß der Referatsleiter anstelle der

Aufwandsentschädigung von S 5. 586, - (12 x jährlich brutto)

nunmehr S 25. 000, -- (12 x jährlich brutto) erhält.

In diesem Werkvertrag heißt es u. a.:

"Der Auftragnehmer erhält für seine Tätigkeiten ei-
nen monatlichen Pauschalbetrag von S 25. 000,-
...... welcher von der Auftraggeberin auf ein vom
Auftragnehmer bekanntzugebendes Konto abzugsfrei zur
Anweisung gebracht wird.

Der Auftragnehmer ist an keine Dienstzeiten gebun-
den, und steht es ihm frei, die von ihm zu verrich-
tenden Tätigkeiten auch außerhalb der Geschaftsraum-
lichkeiten der Auftraggeberin zu verrichten."

Dazu ist zunächst festzuhalten, daß es dem Landesrechnungshof

unverständlich ist, daß der Referatsleiter der Fachabteilung
für Wirtschaftsförderung als Beamter des Landes Steiermark vom
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Kreditsektor zum Geschäftsführer der Steirischen Beteiligungs-
finanzierungsges. m. b. H. nominiert wird. Dieser müßte in erster

Linie die Interessen des Landes Steiermark vertreten.

Der Landesrechnungshof findet es auch grundsätzlich problema-

tisch, daß neben einer Vollbeschäftigung als Referatsleiter zu-

sätzlich eine Geschäftsführertätigkeit ausgeübt wird. Es han-

delt sich dabei um zwei leitende Tätigkeiten, für die zwangs-
läufig die normale übliche Dienstzeit (Anwesenheit der Mitar-

beiter, Geschäftspartner) eine bedeutende Rolle spielt.
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5 Steirische Wirtschaftsförderungscres . m. b. H.

(SFG)

Im Jahr 1992 gründete das Land Steiermark und die Landes-

Hypothekenbank Steiermark diese Gesellschaft, die ihren Sitz in

Graz, Grieskai 2, hat.

Der Gegenstand des Unternehmens ist u. a. die Förderung der

steirischen Wirtschaft insbesondere in den Bereichen der Tech-

nologiepolitik, Betriebsansiedelungspolitik, Ausbildungspoli-

tik, Infrastruktur und Regionalpolitik sowie Beratung und Be-
teiligung an anderen Unternehmen.

Die Gesellschaft wurde auf unbestimmte Zeit errichtet. Das er-

ste Geschäftsjahr begann mit dem Tage der Eintragung der Ge-

Seilschaft in das Handelsregister und endete am darauffolgenden

31. Dezember. Die weiteren Geschäftsjahre fallen jeweils mit
den Kalenderjahren zusammen.

Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt S 6, 525. 000, --, wobei

das Land Steiermark den Gesellschafteranteil der Landes-

Hypothekenbank Steiermark in Höhe von S 1. 000, -- gemäß dem J\b-

tretungsvertrag vom 26. März 1992 übernommen hat, sodaß seit

diesem Zeitpunkt das Land Steiennark alleiniger Gesellschafter

der SFG ist.

Seit der völligen Übernahme der Gesellschaft durch das Land

Steiermark sind die Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages
u. a. hinsichtlich des Stiinmrechtes der Gesellschafter oder die

Übertragung von Gesellschaftsanteilen nicht mehr relevant.

Gemäß § 3 Abs. l LRH-VG obliegt dem Landesrechnungshof u. a. die
Kontrolle der Gebarung von Unternehmungen, an denen das Land

Seite 57



LANDESRECHNUNGSHOF Organisation der Wirtschaftsförderung

Steiermark mit mindestens 25

pitals beteiligt ist.

des Stamm-, Grund- oder Eigenka-

Die Prüfungszuständigkeit des Landesrechnungshofes ist somit

aufgrund der Kompetenzbestimmung des § 3 Abs. l des Landesrech-

nungshof-Verfassungsgesetzes (LRH-VG) gegeben.

Die Bilanz sowie die Gewinn- und Verlustrechnung sind jeweils

binnen 5 Monaten nach Ablauf eines jeden Geschäftsjahres zu er-

stellen und den Gesellschaftern längstens 3 Wochen vor jener
Generalversammlung, die über die Genehmigung des Jahresab-

Schlusses zu befinden hat, zu übermitteln.

Der Jahresabschluß ist unter der Verantwortlichkeit der Ge-

schäftsführer innerhalb der ersten 5 Monate des folgenden Ge-
Schafts Jahres aufzustellen und danach unverzüglich der General-

Versammlung zur Genehmigung vorzulegen.

Ebenfalls festgelegt ist im Gesellschaftervertrag, daß soweit

derselbe nichts anderes bestimmt, die Bestimmungen des Gesetzes

über Gesellschaften mit beschränkter Haftung samt allen darauf

bezughabenden Nebenbestimmungen Geltung haben.

5. l Die Organe der SFG

Die Organe der Gesellschaft sind

die Geschäftsführung und der

der Gesellschafterausschuß

5. 1. 1 Die Geschäftsführung der SFG

Die Gesellschaft hat einen, zwei oder mehrere Geschäftsführer
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Ist nur ein Geschäftsführer bestellt, so vertritt dieser die

Gesellschaft alleine. Sind zwei oder mehrere Geschäftsführer

bestellt, so wird die Gesellschaft durch je zwei Geschäftsfüh-

rer gemeinsam oder durch einen Geschäftsführung in Gemeinschaft

mit einem Gesamtprokuristen vertreten.

Mit dem Stichtag 1. 1. 1996 hatten die Herren

Dr. Ludwig SIK

Dkfm. Dr. Ulf LINDNER (bis 30. 9. 1995)

HR Dr. Karl-Heinz FEIL (ab 01. 10. 95)

die Geschäftsführung inne.

Dr. Ludwig Sik wurde mit dem Regierungsbeschluß vom 8. Juli

1991, der einstimmig erfolgte, mit Wirkung vom l. Juli 1991 zum

Geschäftsführer der Steiermärkischen Wirtschaftsförderungsges
m. b. H. bestellt.

Dazu heißt es im Regierungsbeschluß:

"Aufgrund dieser beabsichtigten Bestellung soll Herrn
Dr. Sik ab l. Juli 1991 für die Dauer dieser Funktion
ein Sonderurlaub gemäß § 53 der Dienstpragmatik gegen
Refundierung der Bezüge gewährt werden.

Dr. Sik soll für diese Tätigkeit einen monatlichen Ge-
samtbezug von derzeit brutto S 88. 942, - erhalten,
welcher sich aus dem jeweiligen Dienstbezug und einer
ruhegenußfähigen aufsaugbaren Mehrleistungszulage zu-
sammensetzt. Dieser Gesamtbezug soll sich um das Aus-
maß allgemeiner Bezugserhöhungen steigern.

Die Mehrleistungs- und Verwendungszulage gemäß § 30 d
sollen entfallen, wenn Dr. Sik vor dem 60. Lebensjahr
freiwillig seine Funktion als Geschäftsführer zurück-
legt, oder wenn er aufgrund einer Pflichtverletzung
nach den Bestimmungen der §§ 87 ff der Dienstpragmatik
oder einer groben Pflichtverletzung im sinne des
Ges. m. b. H. -Gesetzes abberufen wird.
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Beim Ausscheiden au5 der Funktion des Geschäftsführers
und Wiederantritt des Dienstes im Bereich der Landes-

Verwaltung müßte die Mehrleistungszulage eingestellt
werden.

Die gemäß § 30 d Gehaltsgesetz 1956 gewährte Verwen-
dungszulage ist im Sinne des Beschlusses der Steier-
märkischen Landesregierung vom 13. November 1989 auf-
saugbar zu stellen bzw. sofern für die neue Tätigkeit
eine VerwendungsZulage gemäß § 30d Gehaltsgesetz 1956
anfällt im entsprechenden Ausmaß gegenzuverrechnen.

Für den Pensionsanspruch soll die Mehrleistungszulage
auch dann gewahrt bleiben, wenn Dr. Sik aus seiner
Funktion als Geschäftsführer ausscheidet, jedoch nur
in jener Höhe, die sich aus dem Unterschiedsbetrag
zwischen dem Dienstbezug zum Zeitpunkt des Übertrittes
in den Ruhestand und dem bis dahin valorisierten Ge-

samtbezug von derzeit S 88. 942, - ergibt.

Zum jetzigen Zeitpunkt wurde sich der Gesamtbezug wie
folgt zusammensetzen:

Gehalt nach VI/1
Verwaltungsdienstzulage
MehrleistungsZulage
Verwendungszulage 30 d
Biennal Zulage

S 29. 441,-
S 1. 808,-
S 2. 183,-
S 14. 283, 50
S 4. 055,-

Summe S 51. 770, 50

Ruhegenußfähige Mehrleistungszulage S 37. 171, 50

Summe S 88. 942 , -

Neben dem gesamten Personalaufwand müßte auch eine
Pensionstangente zur Refundierung gelangen, welche im
Verhältnis zwischen der vom Land anrechenbaren bzw.
beim Land erbrachten Dienstzeit und der bei der Wirt-

schaftsförderungsges. m. b. H. zurückgelegten Dienstzeit
festzusetzen wäre.

Dr. Sik hat bereits 11 Jahre im Landesdienst ver-
bracht, bis zu 21 Jahren wird er noch in der Wirt-

schaftsförderungsges. m. b. H. tätig sein. Unter der Vor-
aussetzung, daß Dr. Sik bis zum 65. Lebensjahr Ge-
schäftsführer bleibt, müßte ein Pensionsanteil von 71
% der jeweiligen Pensionskosten refundiert werden.

Scheidet Dr. Sik früher aus dieser Funktion aus, wird
der Anteil geringer. Begründet wird diese Maßnahme da-
mit, daß durch die Weiterzahlung der Bezüge durch das
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Land sich die Wirtschaftsförderungsges. m. b. H. und auch
Dr. Sik selbst die wesentlich höheren Dienstgeber- und
Dienstnehmerbeiträge nach dem ASVG ersparen (nach dem
ASVG zusammen 35, 4 %, nach dem BKUVG zusammen 8, 17 %).

Das Ausmaß des Erholungsurlaubes, die Höhe der Tages-
und Nächtigungsgelder sollen soweit gebühren, wie sie
den Landesbeamten der Dienstklasse VIII zustehen.

Herr Dr. Sik wird im Zuge seiner Funktion als Ge-
schäftsführer der Steirischen Wirtschaftsförderungs-
ges. m. b. H. auch Nebentätigkeiten ausüben. Diese sind:

* Geschäftsführer der Steirischen Beteiligungs-
finanzierungsges. m. b. H. oder einer für die
Belange neu zu gründenden Gesellschaft

* Mitglied des Bewilligungsausschusses
Steirischen Kreditbürgenschaft

der

* Mitglied des Planungsbeirates des Vereines
für Betriebserweiterungen und -ansiedelungen

* Mitglied der Beurteilungskommission der ge-
meinsamen regionalen Sonderförderungsaktion
und der regionalen Innovationsprämie

* Mitglied der Beurteilungskommission der BÜR-
GES-Regionalförderung

* Mitglied des Prüfungsausschusses der Steiri-
sehen Wirtschaftsmilliarde

* Mitglied der Projektprüfungskommission der
Starthilfeaktion des Landes für innovative
Jungunternehmer

* Mitglied der ünterkommission für Stefrei

* Mitglied des Vorstandes der Wirtschaftshilfe
für Studenten Steiermark

Sämtliche hier angeführten Nebentätigkeiten werden eh-
renamtlich durchgeführt. Mit Ausnahme der Letztgenann-
ten stehen alle Nebentätigkeiten im unmittelbaren oder
mittelbaren Zusammenhang mit der neu zu gründenden
Wirtschaftsförderungsges. m. b. H."
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Grundsätzlich kritisiert der Landesrechnungshof zunächst eine

derartige Vertragsform, die Gehaltshöhen der Privatwirtschaft

mit den Sicherheiten des öffentlichen Dienstes verbindet.

Dies zeigt sich darin, daß

. die Unkündbarkeit des öffentlich-rechtlichen Dienstver-

hältnisses bestehen bleibt,

. die zum Beamtengehalt gewährte Mehrleistungszulage ru-

hegenußfähig wird und

. der Erholungsurlaub und Reisegebühren so zugestanden

werden, wie sie Landesbeamten in der Dienstklasse VIII

gebühren.

Der Jahresbruttobezug des Geschäftsführers, den die Landesbuch-

haltung dem Finanzamt zu melden hatte, betrug aufgrund der Va-

lorisierungen bzw. Vorrückungen im Jahr 1994 S 1. 360. 721, 20 und

im Jahr 1995 S 1. 398. 452, 80, was einem Monatsbruttobezug (14

mal jährlich) von S 97. 194. -- bzw. 99. 889. -- entspricht.

Vom Geschäftsführer werden laut vorgenanntem Regierungsbeschluß

auch verschiedene ehrenamtliche Nebentätigkeiten ausgeübt, die
mit Ausnahme der letztgenannten (Mitglied des Vorstandes der

Wirtschaftshilfe für Studenten Steiermarks) im Zusammenhang mit
der Wirtschaftsförderungsges. m. b. H. stehen.

Auf eine diesbezügliche Anfrage des Landesrechnungshofes hat

der Geschäftsführer mitgeteilt, daß er nur mehr nachfolgende im

Zusammenhang mit der Steirischen Wirtschaftsförderung stehende

Tätigkeiten ausübt:

Geschäftsführer der Steirischen Beteiligungsfinanzie-

rungsges. m. b. H. oder einer für die Belange neu zu
gründenden Gesellschaft
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Ersatzmitglied der Beurteilungskommission der regiona-
len Innovationsprämie

Mitglied der Unterkommission für Stefrei

Der Jahresbruttobezug des zweiten Geschäftsführers Dkfm.

Dr. Ulf Lindner, der auch Geschäftsführer bei der Steiermärki-

sehen Forschungs- und Entwicklungsförderungsges. m. b. H. war,
betrug im Jahr 1994 S 1, 774. 586, - und im Jahr 1995

S 1, 365. 282, -, das entspricht einem monatlichen Durchschnitts-

bezug von S 126. 756, - im Jahr 1994 bzw. S 130. 027, - im Jahr
1995 14 x.

Dazu ist festzuhalten, daß Dr. Lindner mit 30. September 1995

seine Geschäftsführertätigkeit zurücklegte.

HR Dr. Feil, der mit l. Oktober 1995 diese Geschäftsführertä-

tigkeit übernahm, bekam hiefür kein gesondertes Entgelt.

5. 1. 2 Gesellschafterausschuss

Der Gesellschafterausschuß der Steirischen Wirtschaftsförde-

rungsges. m. b. H. (kurz SFG) setzt sich per 31. Dezember 1995 wie

folgt zusammen:
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VORSITZENDER

offen

Dr. Robert NIESNER

Wirtschaftskammer Steiermark

Sektion Geldwesen

Körblergasse 111 - 113

8010 G r a z

Mag. Patricia THEISSL

Büro Landesrat Ing. Ressel

8010 Graz - Landhaus

Dr. Helmut KRÜNES

Maschinenfabrik Liezen und

Gießerei GmbH.

Werkstraße 5

8940 Li e z en

STELLVERTRETER

HR. Dr. Gerhard WURM

Amt der Steiermärkischen Lan-

desregierung

Rechtsabteilung 10

8010 Graz - Burg

Mag. Karl SNIEDER

Kammer f. Arbeiter und

Angestellte für Steiermark

Hans-Resel-Gasse 8-10

8020 G r a z

Dr. Karlheinz KOHRGRUBER

Büro Landesrat Ing. Paierl

8010 G r a z - Landhaus
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5. 2 Personal der SFG

Geschäftsführer:

Referenten:

Sekretariat:

1993

Dr. Ludwig SIK

Dkfm. Dr. Ulf LINDNER

Cornelia REMLING

Sigrid RATH

Elfriede STRAUSSBERGER

1994

Dr. Ludwig SIK

Dkfm. Dr. Ulf LINDNER

Mag. Martina SCHNITZER

Sigrid RATH

Elfriede STRAUSSBERGER

1995

Dr. Ludwig SIK

Dkfm. Dr. Ulf LINDNER

(bis 30. 9. 1995)

HR Dr. Karl-Heinz FEIL

(ab 01. 10. 95)

Mag. Martina SCHNITZER

Sigrid RATH

Elfriede STRAUSSBERGER
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Aus dieser Aufstellung ist zu ersehen, daß der Personalstand in

den Jahren 1993 - 1995 jeweils 2 Geschäftsführer und 3 Mitar-

beiter betrug. Dazu kommen noch 7 Mitglieder des Gesellschaf-

terausschusses.

Die Personal- bzw. Gesamtkosten der Gesellschaft werden im Be-

richtsabschnitt "Die Gesellschaften al5 Einheit" dargestellt.
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Steirische Beteiligungsfinanzieruncrs-

ges. m. b. H. (BFG)

Die Kammer der gewerblichen Wirtschaft für Steiermark, die

Raiffeisen-Zentralkasse Steiermark, die Landes-Hypothekenbank

Steiermark, die Steiermärkische Sparkasse, die Steiermärkische

Bankengesellschaft m. b. H. und das Bankhaus Krentschker & Co ha-

ben diese Gesellschaft mit dem Firmensitz in Graz, Grieskai 2,

errichtet.

Die Gesellschaft verfolgt den Zweck, in Entsprechung der wirt-

schaftspolitischen Zielsetzungen des Landes Steiermark tätig zu
werden.

Gegenstand der Gesellschaft ist dem Gesellschaftsvertrag ent-

sprechend:

a) das Finanzierungsgeschäft in der Form zeitlich be-

grenzter Beteiligungen an Unternehmen

(Kapitalbeteiligungsgeschäft),

b) der Abschluß von Geldkreditverträgen und die Gewäh-

rung von Gelddarlehen (Kreditgeschäft), jedoch einge-

schrankt auf solche Kreditnehmer, an denen die Ge-

Seilschaft im Sinne des obigen Punktes beteiligt ist,

c) das Kapitalbeteiligungsgeschäft und das Kreditge-
schaft ist auf solche Beteiligungs- oder Kreditfälle

eingeschränkt, für welche die Haftung des Landes

Steiermark oder einer sonstigen Gebietskörperschaft

oder eine gleichwertige Haftung einer öffentlich

rechtlichen Haftungseinrichtung gegeben ist,
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d) die Vermittlung von Beteiligungskapital,

e) die Entgegennahme von Einlagen von inländischen Kre-

ditunternehmungen (Zwischenbankeinlagen),

f) die Prüfung von Förderungsansuchen sowie die beglei-

tende Kontrolle von Förderungsengagements,

g) die Erstellung von Finanzierungs- und Förderungsvor-

schlagen in Zusammenarbeit mit den Finanzierungsin-

stitutionen und Gebietskörperschaften.

Außerdem ist festgelegt, daß die Gesellschaft weiters alle Tä-

tigkeiten ausüben kann, die geeignet sind, den Zweck der Ge-

Seilschaft mittelbar oder unmittelbar zu fördern.

Die Gesellschaft wurde auf unbestimmte Zeit errichtet, wobei

das erste Geschäftsjahr mit dem Tage der Eintragung in das Han-

delsregister beginnt und mit dem 31. Dezember desselben Jahres

endet. In der Folge sind damit die Geschäftsjahre gleich den

Kalenderj ahren.

Die Geschäftsanteile der einzelnen Gesellschafter bestimmen

sich nach der Höhe der von ihnen übernommenen Stammeinlagen,
die teilbar und übertragbar sind.

Die gänzliche oder teilweise Übertragung eines Geschäftsantei-

les bedarf grundsätzlich der Zustimmung sämtlicher Gesellschaf-

ter. Die weitere Vorgangsweise bei Übertragungen von Gesell-

schaftsanteilen ist im Gesellschaftsvertrag geregelt.

Mit dem Stichtag 22. Februar 1996 waren die nachstehenden Ge-

sellschafter mit den angegebenen Anteilen an der BFG beteiligt:
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!Raiffeisen-Landesbankreg.Gen.m. b.H.

Volksbank Graz reg. Gen.m. b. H.

Steiermäritische Bank- und Sparkassen AG

Bankhaus Krentschker & Co AG

Landes-Hypothekenbank SteiermarkAG

Bank Austria AG

Creditanstalt Bankverein

Bank für Arbeit und Wirtschaft AG

SteirischeWirtschaftsfördemngsges. m. b. H.

Summe:

979. 800 ÖS

653. 200 ÖS

1.698. 300 ÖS

163. 300 ÖS

261. 400 ÖS

457. 200 ÖS

457. 200 ÖS

228. 600 ÖS

5. 101. 000 ÖS

10. 000. 000 ÖS

9, 80%

6, 53%

16, 98%

1, 63%

2, 61%

4, 57%

4, 57%

2, 29%

51, 01%

100, 00%

Die Prüfungszuständigkeit des Landesrechnungshofes ist aufgrund

der Kompetenzbestimmungen des § 3 Abs. l und 2 des Landesrech-

nungshof-Verfassungsgesetzes (LRH-VG) gegeben.

Gemäß § 3 Abs. l LRH-VG obliegt dem Landesrechnungshof u. a. die

Kontrolle der Gebarung von Unternehmungen, an denen das Land

Steiermark mit mindestens 25 % des Stamm-, Grund- oder Eigenka-

pitals beteiligt ist.

Gemäß § 3 Abs. 2 erstreckt sich die Zuständigkeit des Landes-

rechnungshofes auch auf Unternehmungen jeder weiteren Stufe,

bei denen eine Beteiligung oder Beherrschung im Sinne des § 3

Abs. l durch Unternehmungen, die der Kontrolle durch den Lan-

desrechnungshof unterliegen, gegeben ist.

An der Steirischen Beteiligungsfinanzieurngsges. m. b. H. ist die

Steirische Wirtschaftsförderungsges. m. b. H. mit 51, 01 % betei-

ligt. An der Steirischen Wirtschaftsförderungsges. m. b. H. be-

trägt der Landesanteil - wie bereits dargestellt - 100 %.
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6. 1 Die Organe der BFG

Die Organe der Gesellschaft sind:

die Geschäftsführung,

der Aufsichtsrat (fakultativ),

der Arbeitsausschuß und

die Generalversammlung.

6. 1. 1 Die Geschäftsführung der BFG

Die Geschäftsführer der BFG sind:

Dr. Ludwig SIK

Gen Dir. Josef KASSLER (bis 19. 12. 1995)

Mag. Alexander SCHWARZ (ab 20. 12. 1995)

Der Geschäftsführer Gen. Dir. Kassier wechselte aufgrund seiner

Ernennung zum Generaldirektor der Steiermärkischen Bank und

Sparkassen AG dem Protokoll der Generalversammlung vom

20. 12. 1996 zufolge mit diesem Tag in den Aufsichtsrat der BFG,

während der neue Geschäftsführer Mag. Schwarz vom Aufsichtsrat

der BFG die Geschäftsführung übernahm.

Im Zuge seiner Überprüfung stellte der Landesrechnungshof fest,

daß die Gesellschaft nicht in der Lage war, einen schriftlichen

Vertrag, der das Geschäftsführerentgelt von Dir. Kassier regel-

te, vorzulegen.

Die Entgelte dieses Geschäftsführers wurden aufgrund von Proku-

ra- bzw. Geschäftsführungsanweisung von der Buchhaltung ausbe-
zahlt.
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Der Landesrechnungshof kritisiert das Fehlen eines schriftli-

chen Vertrages, der im normalen Geschäftsleben wohl Standard

ist.

Der Geschäftsführer Dr. Sik erhält, wie bereits im Berichtsab-

schnitt "Steirische Wirtschaftsförderungsges. m. b. H. " erwähnt,

für diese Tätigkeit kein gesondertes Entgelt. Der Jahresbrutto-

bezug des zweiten Geschäftsführers Gen. Dir. Kassier betrug im
Jahr 1994 S 692. 433, - und im Jahr 1995 S 569. 326, -.

Hag. Alexander Schwarz, der mit 20. Dezember 1995 Dir. Kassier

als zweiter Geschäftsführer ablöste, erhalt für diese Tätigkeit
S 25. 000, - im Monat.

6. 1. 2 Der Aufsichtsrat der BFG

Die Aufgaben des Aufsichtsrates sind insbesondere:

. die Überwachung der Geschäftsführung, wobei die Ge-

schäftsführer verpflichtet sind, jederzeit freien

Zutritt und Einsicht in die Geschäftsräume bzw. Ge-

schäftsbücher und in die Buchhaltung zu gewähren,

. die Überprüfung des Jahresabschlusses vor der Be-

kanntgabe desselben an die Gesellschafter,

. die Festlegung von Richtlinien für die Übernahme,

Veräußerung oder Belastung von Beteiligungen, wel-
eher Rechtsform auch immer,

. die Entscheidung über Anträge auf Übernahme einer

Beteiligung.
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In der nachstehenden Übersicht sind die Aufsichtsräte der BFG

mit 31. Dezember 1995 dargestellt:

Hof rat Dr. Karl-Heinz Feil

Amt d. Stmk. Landesregierung

FA f. Wirtschaftsförderung

Trauttmansdorffgasse 2

8010 Graz

Dr. Robert Niesner

Handelskammer Steiermark

Sektion Geldwesen

Körblergasse 111-113

8010 Graz

Kurt Murtinger

Büro Landesrat Ing. Hans Joa-

chim Ressel

Herrengasse 16

8010 Graz

Generaldirektor Dr. Helmut Ma-

]cen

Radetzkystraße 15-17

8010 Graz

Dr. Leopold Gartler

Stmk. Landesholding Ges. m. b. H.

Hofgasse 2

8010 Graz

Detlev Eisel-Eiselsberg

Büro Landesrat DI Herbert

Paierl

8010 Graz-Landhaus

Mag. Karl Snieder

Kammer f. Arbeiter und

Angestellte f. Steiermark

Hans-Resel-Gasse 8-10

8020 Graz

Generaldirektor Josef KASSLER

Stmk. Bank und Sparkassen AG

Sparkassenplatz l

8010 Graz

Tel. : 8033-4045

Gen. Dir. -Stv. Dr. Erich Ofner

Kaiserfeldgasse 5

8010 Graz

Der Aufsichtsrat der Steirischen Beteiligungsfinanzierungs-

ges. m. b. H. (BFG) hat sich in der Aufsichtsratsitzung vom 5. Ju-

li 1991 eine eigene Geschäftsordnung gegeben (Beilage 9).
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Der Aufsichtsrat bestellt aus seiner Mitte einen Arbeitsaus-

schuß, insbesondere zur Beratung und Beschlußfassung über die

Bewilligung oder Ablehnung von Beteiligung bis zu einem Kapi-

taleinsatz auch treuhändig von maximal 5 Mio. S.

Der Aufsichtsrat ist berechtigt, dem Arbeitsausschuß eine Ge-

schäftsordnung in Anlehnung an seine Geschäftsordnung zu geben.

Ebenso wird der Arbeitsausschuß seinerseits ermächtigt, eine

Geschäftsordnung für die Geschäftsführer zu genehmigen.

6. 1. 3 Der Arbeitsausschuß

Der Arbeitsausschuß hatte per 31. Dezember 1995 die folgende

Zusammensetzung:

W. Hof rat Dr. Karl-Heinz Feil

Amt d. Stmk. Landesregierung

FA. f. Wirtschaftsförderung

Trauttmansdorffgasse 2

8010 Graz

Herrn

Mag. Karl Snieder

Kammer f. Arbeiter und

Angestellte f. Steiermark

Hans-Resel-Gasse 8-10

8020 Graz

Dr. Robert Niesner

Handelskammer Steiermark

Sektion Geldwesen

Körblergasse 111-113

8010 Graz

Der Arbeitsausschuß hat sich eine eigene Geschäftsordnung gege-

ben, die in der Aufsichtsratsitzung vom 5. Juli 1991 genehmigt
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wurde und legt diese fest, daß der Arbeitsausschuß aus drei

Mitgliedern besteht, die ihrerseits dem Aufsichtsrat angehören

müssen (Beilage 10).

6. 1. 4 Die Generalversainmlung

Folgende Beschlüsse der Generalversammlung bedürfen, unbescha-

det zwingender gesetzlicher Bestimmungen, jedoch einer Mehrheit

von ^t der abgegebenen Stimmen:

a) Änderung des Gesellschaftsvertrages,

b) Zustimmung zur Belastung von Geschäftsanteilen und

Eintritt eines stillen Gesellschafters,

c) die Bestellung und Abberufung der Geschäftsführer,

d) die Erreichung von Zweigniederlassungen,

e) die Wahl des Abschlußprüfers,

f) die Genehmigung des Jahresabschlusses,

g) die Entlastung der Geschäftsführung und des Auf-

sichtsrates,

h) die Auflösung der Gesellschaft.

Die Geschäftsführer sind berechtigt, Beschlüsse der Gesell-

schafter auch auf schriftlichem Wege herbeizuführen, soferne

dies tunlich und nach dem Gesetz zulässig ist.
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6. 2 Personal der BFG

Im nachstehenden stellt der Landesrechnungshof das Personal der

BFG im Laufe der Jahre dar, wobei aus dieser Aufstellung zu er-

sehen ist, daß in den Jahren 1993 bis 1995 jeweils 2 Geschäfts-

führer, im Jahr 1993 4 Mitarbeiter, im Jahr 1994 und 1995 je-

weils 5 Mitarbeiter tätig waren.

Die Personal- und Gesamtkosten dieser Gesellschaft werden im

Berichtsabschnitt "Die Gesellschaften als Einheit" dargestellt.
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Personal der BFG

Geschäftsführer:

Referenten:

Sekretariat:

1993

Dr. Ludwig SIK

Dir. Josef KASSLER

DI Christian SOGS

Mag. Erich STEINER

Barbara BLÖDER

Ingrid PARDALIS

1. 5. 93)

(ab

1994

Dr. Ludwig SIK

Dir. Josef KASSLER

DI Christian SOGS

Mag. Erich STEINER

Barbara BLÖDER

Ingrid PTUtDALIS

Brigitte MIXNER

16. 2. 94)

(ab

1995

Dr. Ludwig SIK

Gen Dir. Josef {».SSLER

(bis 19. 12. 1996)

Mag. Alexander SCHWARZ

(ab 20. 12. 95)

DI Christian SOOS

Mag. Erich STEINER

Barbara BLÖDER

Ingrid PARDALIS

Brigitte MIXNER
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Innofinanz Steiermärkische Forschuncrs- und

Entwicklungsförderungsges . m. b. H. (IFG)

7. 1 Der Gesellschaftsvertrag

Die Kammer der gewerblichen Wirtschaft für Steiermark in Graz,

die Girozentrale und Bank der Österreichischen Sparkassen AG in

Wien, die Steiermärkische Bank Ges. m. b. H., Graz, und die Stei-

ermärkische Sparkasse haben unter dem Firmenwortlaut

"Innofinanz - Steiermärkische Forschungs-

und Entwicklungsförderungsges. m. b. H."

eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung, deren Sitz sich in

Graz befindet, gegründet.

Unternehmensgegenstand der Gesellschaft ist es, in Entsprechung
der wirtschaftspolitischen Zielsetzungen des Landes Steiermark

tätig zu werden.

Im konkreten sind die Aufgaben der Gesellschaft

a) die Förderung der Entwicklung und Anwendung paten-

tierter oder patentfähiger Erfindungen oder Ideen

neuer Technologien, neuer Produkte und Verfahren,

die eine praktische Verwertung und kommerzielle

Auswertung erwarten lassen,

b) die Förderung der Vermarktung im Sinne obengenann-

ter Produkte bzw. Leistungen,
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c) der Erwerb und die Veräußerung von Patenten, Lizen-

zen und Erfindungen zur kommerziellen Verwertung

oder Weiterentwicklung,

d) die Berater-, Vermittler- und Maklertätigkeit zu

den genannten Punkten,

e) die Durchführung von Innovationsprojekten auf eige-

ne Rechnung Z. B. durch Aufnahme eigener Produktio-

nen,

f) die Vergabe von Entwicklungs- und Forschungsaufträ-

gen zur Erreichung des Gesellschaftszweckes,

g) die Werbung für Ansiedelung und Erweiterung von Be-

trieben in der Steiermark.

Die Gesellschaft kann weiters alle Tätigkeiten ausüben, die ge-
eignet sind, den Zweck der Gesellschaft mittelbar oder unmit-

telbar zu fördern. Ihre Tätigkeit ist grundsätzlich auf die Er-

zielung von Gewinn gerichtet.

Ebenso ist die Errichtung von Zweigniederlassungen im In- und

Ausland möglich. Auch ist die Gesellschaft berechtigt, sich an

anderen Unternehmen gleicher oder ähnlicher Art zu beteiligen.

Das Stammkapital der Gesellschaft betragt S 2, 000. 000, -- und

teilt sich dieses wie folgt auf:
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Steirische Wirtschaftsförderungsges.m. b.H.

Kammer der gewerblichen Wirtschaft für Steiermark

Verband der steirischen Sparkassen

Steiermärkische Bank Ges.m. b.H.

Steiennärkische Sparkasse

Raiffeisenlandesbank Steiermark reg. Gen. m. b. H.

Landes-HypothekenbankSteiermark

Bankhaus Krentschker & Co.AG

Summe:

Organisaüon der Wirtschaftsiörderung

1. 400. 000 ÖS l

100. 000 ÖS

50. 000 ÖS l

50. 000 ÖS l

100. 000 ÖS l

150. 000 ÖS l

100. 000 ÖS l

50. 000 ÖS l

2. 000. 000 ÖS l

70, 00%

5, 00%

2, 50%

2, 50%

5, 00%

7, 50%

5, 00%

2, 50%

100, 00%

Auch bei dieser Gesellschaft ist die Prüfungszuständigkeit des

Landesrechnungshofes aufgrund der Kompetenzbestimmungen des § 3

Abs. l und 2 des Landesrechnungshof-Verfassungsgesetzes (LRH-

VG) gegeben.

7 . 2 Grundsatz- und Syndikatsvereinbarung

Der Syndikatsvertrag wurde am 29. April 1993 von den Vertrags-

Parteien unterzeichnet.

In dieser Vereinbarung ist festgelegt, daß die Zusammenarbeit

zwischen den Gesellschaftern der Innofinanz über den Gesell-

schaftsvertrag hinaus zusätzlich geregelt werden soll

(Beilage 16) .
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7. 3 Organe der IFG

Die Organe der Gesellschaft sind

die Geschäftsführung,

. der Aufsichtsrat

der Arbeitsausschuß

die Generalversammlung

7. 3. 1 Geschäftsführung

Die Geschäftsführer der IFG sind im Jahr 1995

Mag. Peter PERKONIGG

Dkfm. Dr. Ulf LINDNER (bis 30. 9. 1995)

Hf r. Dr. Karl-Heinz FEIL (ab 01. 10. 95)

Der Jahresbruttobezug des Geschäftsführers Mag. Perkonigg für

die Jahre 1994 und 1995 ist bei der Innofinanz KG dargestellt.

Das Entgelt des zweiten Geschäftsführers Dr. Lindner ist be-

reits bei der Steirischen Wirtschaftsförderungsges. m. b. H. dar-

gestellt.

HR Dr. Feil, der Dr. Lindner mit l. Oktober 1995 als Geschäfts-

führer ablöste, hat für dieses Tätigkeit kein gesondertes Ent-

gelt erhalten.
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Geschäftsordnung der Geschäftsführung

In der Geschäftsordnung für die Ge5chäftsführung der Innofinanz

ist festgelegt, daß die Geschäftsführung die Geschäfte zu füh-

ren hat und nach den Bestimmungen des Gesetzes und des Gesell-

schaftsvertrages die Gesellschaft gerichtlich und außergericht-

lich zu vertreten hat (Beilage 17) .

7. 3. 2 Aufsichtsrat

Die Aufgaben des Aufsichtsrates sind insbesondere:

a) die Überwachung der Geschäftsführung, wobei die Ge-

schäftsführer verpflichtet sind, jederzeit Zutritt und

Einsicht in die Geschäftsräume bzw. Geschäftsbücher und

in die Buchhaltung zu gewähren,

b) die Überprüfung des Jahresabschlusses vor der Bekannt-

gäbe desselben an die Gesellschafter.

Die Sitzungen des Aufsichtsrates werden vom Vorsitzenden bzw.

im Verhinderungsfall von seinem Stellvertreter einberufen. In

dringenden Fällen kann die Einberufung auch durch die Ge-

schäftsführung erfolgen, grundsätzlich ist jedoch eine achttä-

gige Einberufungsfrist einzuhalten.

Der Aufsichtsrat faßt seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit

der abgegebenen Stimmen, ist aber nur beschlußfähig, wenn min-
destens die Hälfte der Mitglieder, darunter der Vorsitzende

oder sein Stellvertreter, anwesend sind.

Im nachstehenden sind die Aufsichtsräte der Innofinanz mit dem

Stand 17. Jänner 1996 dargestellt, wie sie in der Generalver-

Sammlung am 17. Jänner 1996 bestellt worden sind:
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VORSITZENDER

offen

Dr. Johannes ANDRIEU

Büro LH Waltraud Klasnic

8010 Graz, Hofgasse 15

Mag. Dr. Gerhard FABISCH

Stmk. Bank und Sparkassen AG

8010 Graz, Sparkassenplatz 4

Dr. Karl-Heinz KOHRGRUBER

Büro Landesrat Dip. -Ing. Paierl

8010 Graz, Landhausgasse 16

Waltraud MOHORIC

Amt der Stmk. Landesregierung

Rechtsabteilung 10

8010 Graz, Hofgasse 15

RR Dr. Peter WEISZ

Büro Landesrat Ing. Ressel

8010 Graz, Landhausgasse 16

STELLVERTRETER

Kurator Ing. Ainbros LACKNER

WirtschaftsförderungsInstitut

der

Wirtschaftskammer Steiermark

8021 Graz, Körblergasse 111

Mag. Walter BRUCKMAYER

Fattinger Agrarchemie GmbH.

8042 Graz, St. Peter Haupt-
Straße 40

Dr. Burghard KALTENBECK

Magistrat Graz - Referat für

Wirtschafts- und

Tourismusentwicklung

8010 Graz - Rathaus

Mag. Friedrich KOINER

Kammer für Arbeiter und Ange-
stellte

für Steiermark

8020 Graz, Hans-Resel-Gasse 8

GD. -Stv. Dr. Erich OFNER

Raiffeisenlandesbank Steiermark

reg. Genossenschaft mbH

8010 Graz, Kaiserfeldgasse 5

Geschäftsordnung für den Aufsichtsrat

Im Juli 1991 gab sich der Aufsichtsrat der Innofinanz eine ei-

gene Geschäftsordnung (Beilage 11) .
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7. 3. 3 Arbeitsausschuß

Der Aufsichtsrat ist berechtigt, aus seiner Mitte einen Ar-

beitsausschuß zur Beratung und Beschlußfassung über sonst nach

Gesetz oder Satzung in die Zuständigkeit de5 Aufsichtsrates

fallende Aufgaben nach den Bestimmungen der Geschäftsordnung
des Aufsichtsrates zu bilden.

Auch der Arbeitsausschuß hat eine eigene Geschäftsordnung

(Beilage 12) .

Nach den Angaben der Innofinanz hat der Arbeitsausschuß mit

Stand Jänner 1996 die nachstehende Zusammensetzung:

VORSITZENDER

offen

Dr. Burghard KALTENBECK

Magistrat Graz - Referat für

Wirtschafts- und

Tourismusentwicklung

8010 Graz - Rathaus

STELLVERTRETER

offen

7. 3. 4 Generalversaimnlung

Folgende Beschlüsse der Generalversaimnlung bedürfen jedoch un-

beschadet zwingender gesetzlicher Bestimmungen einer 3/4

Mehrheit der abgegebenen Stimmen:

a) die Änderung des Gesellschaftsvertrages,
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b) die Zustimmung zur Belastung von Geschäftsanteilen und

Eintritt eines stillen Gesellschafters,

c) die Bestellung und Abberufung der Geschäftsführer,

d) die Errichtung von Zweigniederlassungen,

e) die Wahl des Abschlußprüfers,

f) die Genehmigung des Jahresabschlusses,

g) die Entlastung der Geschäftsführer und des Aufsichtsra-

tes,

h) die Auflösung der Gesellschaft.

7. 3. 5 Organigramm

Nachstehend ist das Organigramm der Innofinanz dargestellt, wo-

bei auch die Mitarbeiter der Gesellschaft bei den einzelnen Ge-

schäftsfeldern angeführt sind:
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GESCHÄFTSFÜHRUNG

Buchhaltung & Personalverr.

Ausperger

Geschäftsfeld

GRÜNDER

Klnk
Truschnegg
Ausperger

l Feil
1 Perkonigg
l Prokuristen; Klnk

Holzschtag

Administration & Organisation

Klnk
Vogl

Geschäftsfeld

REGIONEN

Holzschlag
Kaufmann
Truschnegg

Geschäftsfeld
BETRIEBS-

ANSIEDLUNG

NN
Gruber

Geschäftsfeld
VERANSTALTUNGEN,
MESSEN. KOOPER.

Lutnlk
Löw
VOBI
Cruber
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7. 4 Personal der Innofinanz-Ges.m. b. H.

Geschäftsfüh

rer:

Referenten:

Sekretariat:

1993

Dkfm. Dr. Ulf LINDNER

Mag. Peter PERKONIGG

Dr. Helmut FEBERGER

Mag. Uwe GALLER

Ing. Gerd HOLZSCHLAG

Mag. Manfred KINK

Dr. Corinna LOW

Dipl. -Ing. Philipp

LUTNIK

Sabine AUSPERGER

Claudia KERSCHBAÜMER

Brigitte TABELANDER

Brigitte VOGL

1994

Dkfm. Dr. Ulf LINDNER

Mag. Peter PERKONIGG

Dr. Helmut FEBERGER

Mag. Uwe GALLER

Ing. Gerd HOLZSCHLAG

Mag. Manfred KINK

Dr. Corinna LOW

Dipl. -Ing. Philipp LUT-

NIK

Sabine AUSPERGER

Claudia KERSCHBAUMER

Brigitte TABELANDER

Brigitte VOGL

1995

Mag. Peter PERKONIGG

Dkfm. Dr. Ulf LINDNER

(bis 30. 9. 1995)

Hfr. Dr. Karl-Heinz FEIL

(ab 01. 10. 95)

Ing. Gerd HOLZSCHLAG

Mag. Wilhelm KAUFMANN

Mag. Manfred KINK

Dr. Corinna LÖW

Dipl. -Ing. Philipp LUTNIK

Mag. Michael SCHMIDBAUER

Sabine AUSPERGER

Evamaria GRUBER-OSWALD

Gertrude TRUSCHNEGG

Brigitte VOGL
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8 Steiermärkische Forschungs- und Entwick-

lungsfördeningsges.m. b. H. & Co. KG. - IFG-KG

Die Gesellschaft hat ihren Sitz in

8053 Graz, Grottenhofstraße 3.

Die Gesellschafter einer Kommanditgesellschaft bestehen aus dem

zur Ganze haftenden Komplementär und aus den - zumeist mehre-

ren - nur mit ihrer Einlage haftenden Kommanditisten.

In dieser Gesellschaft ist die protokollierte Firma Innofinanz

Steiermärkische Forschungs- und Entwicklungsförderungsges.

m. b. H. der persönlich haftende Gesellschafter und die Kommandi-

tisten sind die Steiermärkische Gesellschaft für Betriebserwei-

terungen und Betriebsansiedelungen sowie das Steiermarkische

Technologieberatungszentrum Technova.

Die beiden Kommanditisten sind mit einer Einlage von je
S 50. 000, -- an der KG beteiligt. Am Gewinn und Verlust der Ge-

Seilschaft sowie an der Substanz der Gesellschaft sind die Ge-

sellschafter dem Gesellschaftsvertrag zufolge in der nachste-

henden Form beteiligt:

a) Die Innofinanz Ges. m. b. H. ist am Gewinn und

Verlust sowie am Vermögen der Gesellschaft mit

90 % beteiligt.

b) Die Steiermärkische Gesellschaft für Be-

triebserweiterungen und Betriebsansiedelungen

ist am Verlust der Gesellschaft mit 5 %, maxi-

mal jedoch bis zur Höhe der Kommanditeinlage
und am Gewinn und Vermögen der Gesellschaft mit

5 % beteiligt.
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c) Das Steiermärkische Technologie-

Beratungszentrum Technova ist am Verlust der

Gesellschaft mit 5 %, maximal jedoch bis zur

Höhe der Kommanditeinlage und am Gewinn und

Vermögen der Gesellschaft mit 5 % beteiligt.

Im Ge5ellschaftsvertrag ist auch festgehalten, daß sich die KG

ausdrücklich der Prüfung und Kontrolle durch den Landesrech-

nungshof unterwirft.

Der Unternehmensgegenstand der Gesellschaft ist:

a) die Beratung und Förderung von Innovations- und

hoch-technologieorientierten Unternehmen,

b) die Gründung und der Betrieb eines steirischen

Technologieparks und Gründer Zentrums zum Zwecke

der Förderung von Leistungen im genannten Sin-

ne,

c) Werbung und Beratung für ansiedlungs- und er-

weiterungswillige Investoren in der Steiermark.

Die Gesellschafter können die Installierung eines wissenschaft-

lichen Beirates beschließen.

Diesem kommt weder eine Geschäftsführungs- noch Überwachungs-

funktion, sondern vielmehr eine beratende Funktion gegenüber

der Geschäftsführung, dem Prüfungsbeirat und dem Aufsichtsrat

zu.

Zwischen dem Land Steiermark und der Innofinanz KG wurde am

6. Juni 1996 ein Treuhandvertrag abgeschlossen, in dem festge-
legt wird, daß die Gesellschaft unter Zuhilfenahme öffentlicher
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Mittel insbesondere seitens des Landes Steiermark die folgenden

Tätigkeiten ausübt:

a) die Förderung von Entwicklung und Anwendung pa-

tentierter oder patentfähiger Erfindungen oder

Ideen neuer Technologien, neuer Produkte und

Verfahren, die eine praktische Verwertung und

kommerzielle Auswertung erwarten lassen,

b) die Förderung der Vermarktung von Produkten und

Leistungen im genannten Sinne,

c) der Erwerb und die Veräußerung von Patenten,

Lizenzen und Erfindungen zur kommerziellen Ver-

Wertung oder Weiterentwicklung,

d) die Berater-, Vermittler- und Maklertatigkeit

obiger Punkte,

e) die Durchführung von Innovationsprojekten auf

eigene Rechnung, Z. B. durch Aufnahme eigener

Produktionen,

f) die Vergabe von Entwicklungs- und Forschungs-

auftragen zur Erreichung des Gesellschaftszwek-

kes,

g) der Abschluß von Geldkreditverträgen und die

Gewährung von Gelddarlehen (Kreditgeschäft) so-

wie die Übernahme von Bürgschaften, Garantien

und sonstigen Haftungen für andere, sofern die

übernommene Leistung in Geld zu erfolgen hat

(Garantiegeschäfte) , soweit diese Geschäfte zur

Erreichung des Gesellschaftszweckes dienlich

sind.

Seite 891



LANDESRECHNUNGSHOF Organisaüon der Winschaftsfärderung

Die obengenannten Tätigkeiten sollen dem Treuhandvertrag zufol-

ge jedoch nicht für wissenschaftliche Forschungsprojekte Tüiwen-

düng finden.

Das Land Steiermark stellt der Innofinanz KG nach Maßgabe vor-

handener eigener freier Budgetmittel die zur Verwirklichung der

Ziele notwendigen Mittel, welche budgettechnisch als Beihilfe

anzusehen sind, zur Verfügung.

Die Gesellschaft erklärt im Treuhandvertrag ausdrücklich, sol-

ehe Mittel für Rechnung des Landes Steiermark zu verwalten bzw.

an Förderungswerber im Sinne ihrer Satzung und der von der Ge-

neralversammlung der Innofinanz am 25. Februar 1980 beschlosse-

nen Förderungsrichtlinien in der jeweils geltenden Fassung zu

vergeben.

Die Gesellschaft ist weiters berechtigt, die ihr durch die Ge-

schäftsführung, den Betrieb und die Verwaltung der überlassenen

Mittel anfallenden Kosten, wie Z. B. Personalkosten, Raumkosten,

Bauauslagen etc., mit den überlassenen Treuhandgeldern
(Beihilfen) zu verrechnen.

8. 1 Organe der IFG KG

Die Organe der Gesellschaft sind laut Gesellschaftsvertrag

die Geschäftsführung,

die Gesellschafterversammlung,

der wissenschaftliche Beirat.
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8. 1. 1 Geschäftsführung

Die Geschäftsführung der Gesellschaft obliegt der Innofinanz

Ges. m. b. H., die durch ihre Geschäftsführer vertreten ist und

sind diese

Dipl. -Kfm. Dr. Ulf Lindner (bis 30. 9. 1995),

Wirkl. Hofrat Dr. Karl-Heinz Feil (ab 1. 10. 1995),

Mag. Peter Perkonigg.

Die firmenmäßige Zeichnung erfolgt durch zwei Geschäftsführer

gemeinsam.

Der Geschäftsführer Mag. Perkonigg erhält zusätzlich zu seinem

Gehalt als Angestellter einer Bank ein Entgelt, das im Werkver-

trag vom 27. März 1986 sowie im Zusatzvertrag vom 16. Februar

1989 geregelt ist (Beilage 13) .

In diesem Werkvertrag ist festgehalten, daß die Höhe des Hono-

rars sich im gleichen Prozentsatz erhöht, in dem sich der Brut-

tobezug für Beamte der allgemeinen Verwaltung erhöht. Auch hier

zeigt sich trotz Gesellschaftsform wieder die Bindung an den
Landesdienst.

Dadurch kam der Geschäftsführer zu einem jährlichen Zusatzbrut-

tobezug von S 498. 672, - im Jahr 1994 bzw. S 517. 995, - im Jahr

1995, was einem Vergleichsmonatsbruttobezug von S 35. 619, --
(14 mal p. a. ) bzw. S 36. 996, - zusätzlich entspricht.

Die Lösung des Werkvertrages kann durch Beschluß der Organe der
Gesellschaft jederzeit erfolgen.

Bei Auflösung des Werkvertrages durch den Geschäftsführer hat

dieser eine Frist von einem Monat einzuhalten.
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Auf das Entgelt von Dr. Lindner wurde bereits bei der Steiri-

sehen Wirtschaftsförderungsges. m. b. H. hingewiesen.

HR Dr. Feil erhielt für diese Tätigkeit kein gesondertes Ent-

gelt.

8. 1. 2 Wissenschaftlicher Beirat

Bezüglich des wissenschaftlichen Beirates ist festzuhalten, daß

dieser zwar im Gesellschaftsvertrag von Anfang an vorgesehen

war, aber nie installiert und auch mit Personen beschickt wur-

de.

8. 2 Technologieparks

Dem Unternehmensgegenstand der Gesellschaft folgend sind der-

zeit die nachstehenden Standorte der steirischen Technologie-

parks in Betrieb:

Technologie- und Innovationszentrum in Graz

Technologie- und Schulungszentrum in Niklasdorf

Technologie- und Marketingcenter in Grambach

Technologiezentrum (Vermietungsges. m. b. H. ) in Kapfenberg

Gründerzentrum - Wirtschaftspark Ges. m. b. H. in Liezen

Am Technologiezentrum (Vermietungsges. m. b. H. ) in Kapfenberg
ist die Innofinanz KG mit 51 % und an der Gründerzentrum -

Wirtschaftspark Ges. m. b. H. in Liezen mit 40 % beteiligt, wo-

durch die Prüfkompetenz des Landesrechnungshofes aufgrund des

§ 3 Abs. l und 2 LRH-VG wiederum gegeben ist.

Der Landesrechnungshof hat diese beiden letztgenannten Gesell-

schaften nicht überprüft.
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8. 3 Wirtschaftliche Verhältnisse

EGT in Tsd.öS

Umsatzerlöse

Sonstige betriebliche Erträge

Betriebsleistung

Fremdleistungen

Personalaufwand

Abschreibungen

Sonstige betriebliche Aufwendungen

Betriebsergebnis

Zinserträge

Zinsaufwand

ERGEBNIS D.G. GESCHÄFTSTÄTIGKEIT

1994

5. 827
1. 249

7. 076

-5. 118

-3. 046
-458

_-2. 538

-4.084

705
0

-3.379

1995

7. 742
1.206

8.948

-7. 724

-3.248
-671

_-2. 047

-4.742

493

0

-4.249

Aus der obigen Gewinn- und Verlustrechnung ist zu ersehen, daß

die Gesellschaft Umsatzerlöse und sonstige betriebliche Erträge
in nicht unbeträchtlicher Höhe lukriert.

Diese gehen in erster Linie darauf zurück, daß die Miet-, Tele-

fön-, Kopierer- und ähnlichen Verwaltungskosten den einmieten-

den Firmen an den verschiedenen Standorten angelastet und wei-

terverrechnet werden.

Aus der detaillierten Aufschlüsselung der Umsatzerlöse

(Beilage 14) ist deutlich zu erkennen, daß bei diesen Erlösen

in erster Linie hausverwaltungsartige Infrastrukturvermietung

zugrundeliegt, die durch die einmietenden Firmen bedingt sind.
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9 Die Gesellschaften als Einheit

9. l Allgemeines

Die im vorigen beschriebenen Gesellschaften haben ihren Sitz im

gleichen Gebäude am Grieskai 2, und zwar

die Steirische Wirtschaftsförderungsges. m. b. H. im

2. Stock,

die Steirische Beteiligungsfinanzierungsges . m. b. H. im
l. Stock und

die Innofinanz Steiermärkische Forschungs- und Entwick-

lungsförderungsgesellschaft m. b. H. im l. Stock.

Nach außen hin treten die Förderungsgesellschaften einheitlich

auf und führen das nachstehend abgebildete Signet:
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^IRTS CHAFTS-

FORBERUNG

El ^

Auch der nach außen verwendete Name ist einheitlich und lautet

dieser:

"Die Steirische Wirtschaftsförderung mit ihren Geschäfts-

feldern, Dienstleistungen und Förderungsangeboten."

Auf die bestehende gesetzliche Prüfkompetenz des Landesrech-

nungshofes wurde bereits bei den einzelnen Gesellschaften ein-

gegangen.

In den Antragsformularen, mit denen um die jeweiligen Förderun-

gen angesucht werden kann, ist der Passus enthalten, demzufolge

sich die geförderte Unternehmung der Prüfmöglichkeit durch den

Landesrechnungshof, aber auch Bundes- bzw. Europarechnungshof,

unterwirft.
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Die Formulare für Förderansuchen sind im Internet verfügbar.

Durch diese Vorgangsweise sind verschiedene Vorteile realisier-

bar:

Kein Herumliegen veralteter Formulare.

Immer der aktuellste Stand verfügbar.

Kein Zeitverlust durch Postwege.

Des weiteren ist die Innofinanz - Steiermärkische Forschungs-

und Entwicklungs Ges. m. b. H. & Co. KG zu nennen, die ihren Sitz

in der Grottenhofstraße hat und im wesentlichen Technologie-
parks betreibt.

9. 2 Aufsichtsorgane

Bezüglich der Aufsichtsorgane ist festzuhalten, daß es mehrere

verschiedene Personengruppen gibt, je nachdem, ob sie für das

Land arbeiten oder aber Landesbedienstete sind oder nicht.

9. 2. 1 Aufsichtsorgane des Landes

Im Regierungssitzungsantrag vom 14. September 1971, GZ. : 10-24

Me 1/13-1971, heißt es:

"In der letzten Zeit wurden vom Land Steier-
mark wegen der besonderen finanziellen Förde-
rung von bereits bestehenden oder neu errich-
teten wirtschaftlichen Unternehmungen von
Fremdenverkehrseinrichtungen, Wohnbaugenos-
senschaften, der neu gegründeten steirischen
Kreditbürgengemeinschaft usw. Landesbedien-
stete in den Vorstand oder in den Aufsichts-
rat etc. solcher Institutionen entsendet.
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Die betreffenden Landesbediensteten haben
sich bereits bisher schon hiebei ausnahmslos
bewährt, indem sie praktisch mit außerordent-
licher Umsicht und Fleiß, mit Verantwortungs-
bewußtsein und bedeutenden fachlichen Voraus-
Setzungen diesen Institutionen im Interesse
des Landes Steiermark und zur widmungsgemäßen
Verwendung von Landesmitteln ausgezeichnete
Dienste leisten.

Es erscheint daher zweifellos gerechtfertigt,
den betreffenden Landesbediensteten ab l. Au-
gust 1971 auf die Dauer ihrer diesbezüglichen
zusätzlichen Verwendung eine monatliche Auf-
wandsentschädigung und zwar in Höhe von
S 1. 500, -- für Präsidenten und Aufsichtsrats-
Vorsitzende und von S 1. 000, -- für Vizepräsi-
denten, Aufsichtsratsvorsitzenden-
Stellvertreter und Aufsichtsrate zuzuerken-
nen, wobei diese Aufwandsentschädigung 12 x
jährlich in Monatsraten gewährt wird.

Den in Zukunft in weitere Institutionen der
geschilderten Art berufenen Landesbedienste-
ten hat von dem ihrer Berufung nachfolgenden
Monatsersten die gleiche Aufwandsentschädi-
gung zuzukommen.

Auf alle gegenständlichen Aufwandsentschädi-
gungen, durch die die weitere Übernahmen
durch das Land von Reisediäten und Fahrkosten
in Ausübung der betreffenden Funktionen nicht
berührt werden, sind Entschädigungen, die den
betreffenden Landesbediensteten von den in
Betracht kommenden Institutionen gewährt wer-
den sollten (ausgenommen Sitzungsgelder), an-
zurechnen. Die betreffenden Landesbedienste-

ten sind verpflichtet, solche Entschädigungen
der Rechtsabteilung 10 zu melden.

Die Flüssigstellung dieser Aufwandsentschädi-
gung hat erstmalig ab l. August 1971 durch
die Rechtsabteilung 10 zu erfolgen. Aufwands-
entschädigungen aus öffentlichen Kassen sind
bekanntlich gemäß § 3 7&s. l Zif. 7 Einkommen-
steuergestz, BGBl. Nr. 268/1967 in der gegen-
wärtigen Fassung, steuerfrei."
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Dieser Regierungssitzung5antrag wurde einstimmig beschlossen

mit der Abänderung, daß nicht mehr als die dreifache Aufwands-

entschädigung gewährt wird, auch wenn einzelne Bedienstete in

mehr als drei Gesellschaften vertreten sind.

Festgehalten wurde außerdem in diesem Regierungssitzungsbe-

Schluß, daß diese 21 Personen zusammen monatlich S 23. 500, --,

das sind S 282. 000, - im Jahr, gekostet haben.

Diese Regelung erfuhr eine Änderung mit dem Regierungssitzungs-

beschluß vom 27. November 1972, GZ. : 10-24 Me 1/50-1972, in der

Form, daß aufgrund des neuen Einkommensteuergesetzes die Steu-

erbefreiung von Aufwandsentschädigungen nicht mehr gegeben war,

was bedeutete, daß ab dem Jahre 1973 alle Aufwandsentschädigun-

gen der Lohn- bzw. Einkommensteuer zu unterziehen waren.

Weiters heißt es in diesem Regierungssitzungsantrag:

"Um jenen Landesbediensteten, die mit den
im angeführten Sitzungsantrag bezeichne-
ten Aufgaben betraut sind, das bisher ge-
währte Entgelt nicht zu schmälern wird
vorgeschlagen, die mit Beschluß der Stei-
ermärkischen Landesregierung vom 14. 9.
1971 genehmigten Aufwandsentschädigungen
zu erhöhen. Bei den in Betracht kommenden
Bediensteten handelt es sich fast durch-
wegs um Beamte der Dienstklassen VII und
VIII, bei welchen der Grenzsteuersatz um
50 % und darüber liegt. Wenn daher keine
Minderung der bisherigen Entgelte eintre-
ten soll, müßten diese auf monatlich
S 2. 000, - bzw. S 3. 000, - angehoben wer-
den.

Es erscheint außerdem zweckmäßig und ge-
rechtfertigt, die Entschädigungen für
Vertreter in Unternehmungen in dem Ausma-
ße künftig zu erhöhen, als sich die Bezü-
ge der Landesbediensteten erhöhen. Auch
die übrigen Zulagen an Landesbedienstete
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erhöhen sich bei jeder Gehaltserhöhung um
den gleichen Prozentsatz wie diese."

Eine diesbezügliche Änderung erfolgte erst im Regierungssit-
zungsbeschluß vom 4. November 1993, wo u. a. heißt:

"Mit Wirksamkeit l. Jänner 1994 entfällt
die bisherige Valorisierung der Aufwands-
entschadigungen und werden alle Entschä-
digungen (einschließlich allfälliger Sit-
zungsgelder), die den Betreffenden von
den in Betracht kommenden Gesellschaften
bzw. Institutionen direkt gewährt werden,
auf die Aufwandsentschädigungen angerech-
net."

Damit unterblieben weitere Valorisierungen. Als Aufsichtsra-

tentschädigung werden daher S 5. 586, - pro Monat und für einen

Aufsichtsratvorsitzenden 50 % mehr, also S 8. 379, -- pro Monat,
gewährt (12 x jährlich).
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9. 2. 2 Aufsichtsorgane der drei Gesellschaften

Im nachstehenden stellt der Landesrechnungshof eine Übersicht

über die Aufsichtsorgane der drei Gesellschaften dar, wobei

auch angemerkt ist, welche Personen vom Land Steiermark keine

Aufwandsentschädigungen erhalten:
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Vom Land für die

Gesellschaften bezahlte

Aufwandsentschädigungen

|Feil
INiesner

ISnieder

|Kohrgruber
l Kassier
lOfner
IKaltenbeck
IWurm
ITheissl
IKrünes

[Murtinger
|Majcen
|Gartler 1)
ISchwarz
ILackner
lAndrieu
IBruckmaier

IFabisch
IKoiner F.
(Weiß
|Perkonig
ISumme

1994
301. 644

67. 032
67. 032
67. 032

_!_
_*L

67. 032
134. 064

67. 032
67. 032
67. 032

Jl
67. 032
67. 032

_^_
67. 032

_*L
_!_
_!_

67. 032
_!L

1. 173. 060

1995
301. 644

67. 032
67. 032
67. 032

67. 032
134. 064l
67. 0321
67. 0321
67. 0321

67. 032l
67. 0321

67. 0321

67. 0321

1. 173. 0601

Summel
603. 2881
134. 064l
134. 064l
134. 064l

134. 0641
268. 1281
134. 064l
134. 064l
134. 064l

134. 064l

134. 064l

134. 064l

2. 212. 056l

l) Auszahlung vom Land an die Landesholding GesmbH.

Für die mit *) versehenen Personen hat die Rechtsabteilung 10

keine Aufwandsentschädigung gezahlt.
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Anzumerken ist im Zusammenhang mit dieser Tabelle außerdem, daß
durch verschiedene Gründe, wie beispielsweise

Begrenzung auf die Bezahlung von drei Funktio-

nen,

Bezahlung durch eine andere Stelle als das Land

Steiermark,

eine völlig exakte Ermittlung der Aufsichtskosten der drei Ge-

Seilschaften schwierig ist.

Der Landesrechnungshof hat die gesamten Kosten, die letztlich

dem Land Steiermark durch die Beaufsichtigung dieser drei Ge-

Seilschaften entstehen, mit rund S 1, 170. 000, - jährlich er-
rechnet.

Dazu ist festzuhalten, daß in dieser Zahl die Geschäftsfüh-

rerentgelte noch nicht enthalten sind.

Der Landesrechnungshof hat am Beispiel der Aufsichtsratsitzun-

gen der Innofinanz Ges. m. b. H. im Jahre 1995 festgestellt, daß

die bei Aufsichtsratsitzungen gegebene Entschuldigungsquote re-
lativ hoch ist.
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In der nachstehenden Übersicht sind die jeweiligen Aufsichts-

ratsitzungen mit ihrer protokollierten Dauer sowie die Anzahl

der entschuldigten bzw. anwesenden Mitglieder dargestellt:

11

12

28

Datum

. 5. 1995

. 7. 1995

. 9. 1995

Dauer

10:00

10:00

10:00

11:05

11:30

11:00

entschuldigt

3

4

5

anwesend

7

6

5

Summe

10

10

10

Dem Landesrechnungshof ist es dabei schon klar, daß die Tätig-

keit eines Aufsichtsrates nicht allein in der Teilnahme an ei-

ner Aufsichtsratsitzung besteht.

Trotzdem erscheint dem Landesrechnungshof diese hohe Entschul-

digungsquote bei Aufsichtsratsitzungen unverständlich, da gera-

de bei solchen Sitzungen entscheidende Beschlüsse gefaßt wer-

den.

Der Landesrechnungshof regt weiters an, daß diese Bezüge für

Kontrollorgane von der jeweiligen Gesellschaft und nicht vom

Land Steiermark bezahlt werden sollten, weil dadurch dem Prin-

zip der Kostenwahrheit durch bessere Zuordnung der Kosten ent-

sprachen werden kann.

Der Landesrechnungshof führt dafür als Beispiel die STEWEAG, in

der sowohl der Aufsichtsratsvorsitzende als auch dessen beide

Stellvertreter derart bezahlt werden.

Der Landesrechnungshof hat in der nachstehenden Übersicht die

Aufsichtsorgane und Geschäftsführer der drei Wirtschaftsförde-
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rungsgesellschaften, auf die sich der Bericht bezieht, für den

Stichtag 31. 12. 1995 dargestellt:

Aufsichtsorgane und Geschäftsführer der drei Gesell-

schaften am 31. 12. 1995

Gesellschaften :

Personen:

Feil
Niesner

Snieder

Wurm

Sik

Ofner

Kaltenbeck

Kohrgruber

Theissl

Krünes

Eisel-Eiselsberg

Kassier

Murtinger

\/lajcen

Sartler

Schwarz

Lackner

"indrieu

3ruckmaier

;abisch

<oiner

/Veiß

3erkonigg

äumme

summe je Gesellschaft

gesamt

S F G

GA GF
.

.

.

.

.

.

.

.

6 2
8

B F G

AR AA GF

. .

. .

. .

.

.

.

932
14

l F^

AR AA GF
.

. .

.

. .

.

922
13

35

Anz.

ges.

4

3

3

3

2

2

2

1

1

1

1

1

1

1

1

1

1

1

1

1

1

1

1

35
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Nachstehend wird die Anzahl der Geschäftsführer, der Mitglieder

der einzelnen Aufsichtsrate, der Arbeitsausschüsse und der Mit-

arbeiter per 31. 12. 1995 dargestellt:
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Funktionen

SFG

BFG

IFG

Summe

+GF

2

2

2

6

+ GA, AR

6

9

9

24

+AA

3

2

5

-Mehrf. -F

-12

= Personen

23

G. J. Kräfte

3

5

17

25

GF....... Geschäftsführer

GA....... Gesellschafterausschuß

AR....... Aufsichtsrat

Mehrf. F........ Mehrfachfunktionen

G. J. Kräfte..... Ganzjahreskrafte gerundet

IFG............ IFGesmbH und IFG KG zusammen

Seite 106



LANDESRECHNUNGSHOF Organisation der Wirtschaftsförderung

Die obige Tabelle veranschaulicht das in den Gesellschaften be-

stehende Mißverhältnis zwischen der Anzahl der Geschäftsführer,
der Aufsichtsorgane und der Anzahl der Mitarbeiter.

Bei den betrachteten Gesellschaften kommen per 31. 12. 1995 im

Schnitt auf einen Geschäftsführer rund 4 Mitarbeiter.

Rechnet man jedoch alle Aufsichtsorgane, so ist dieses Mißver-

hältnis noch eklatanter:

30 Aufsichtsräten, Gesellschafterausschußmitgliedern und Ge-

schaftsführern stehen insgesamt rund 25 Ganzjahreskräfte gegen-
über.

Der Landesrechnungshof steht einer solchen Organisation mit Un-

Verständnis gegenüber.

9. 3 Kostenübersicht

Die drei Gesellschaften haben dem Landesrechnungshof ihre Ko-

sten der Leistungserstellung übermittelt, die den jeweiligen
GuV - Rechnung entnomnenen sind.

Dabei waren die verschiedenste Teile der GuV - Rechnungen zu
eliminieren um die tatsächlichen Betriebskosten der Gesell-

schaften herauszufiltern.
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So sind beispielsweise

. Forderungsabschreibungen,

. Veranstaltungskosten

. Gutachten für Dritte

. Zinserträge u. v. a. m.

als nicht direkt der Verwaltung zur Leistungserstellung notwen-

dige Kosten anzusehen, obwohl derartige Aufwendungen in den

Jahresabschlüssen sehr wohl enthalten sein müssen und den Ge-

samterfolg beeinflussen.

Dabei wurde sowohl vom Landesrechnungshof als auch von den

Buchhaltungskräften der Gesellschaften darauf geachtet, daß ei-

ne mit der Kostenaufstellung der Fachabteilung für Wirtschafts-

förderung vorgegebene Struktur weitestgehend eingehalten wurde.

Nicht den reinen Verwaltungskosten zuzurechnen sind nach Mei-

nung des Landesrechnungshofes auch die Aufwendungen für Gutach-

ten, Beratungen, Studien u. a., da diese weniger verwaltungsbe-

dingt sind, sondern vielmehr direkt den Unternehmungen als

nicht monetäre Form von Förderungen zugute kommen.

Auch sind die Kosten für Werbung und Veranstaltungen nicht den

reinen Betriebskosten der 3 Gesellschaften zuzurechnen.

Zu erweitern waren die Betriebskosten jedoch hinsichtlich der

Pensionstangente des Geschäftsführers der SFG, der als Beamter

des Landes Steiermark kalkulatorische Pensionskosten in Höhe

von 51 % seines Bruttobezuges verursacht.

Bezüglich der Kosten der BFG ist festzuhalten, daß diese dem

Umsatzsteuergesetz zufolge als Bankbetrieb nicht vorsteuerab-

zugsberechtigt ist und auch die Mehrwertsteuer als Aufwand

selbst zu tragen hat.
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Diese wurde jedoch aus Gründen der Arbeitsökonomie und aufgrund

ihrer Größe im Verhältnis zu den Gesamtkosten der 3 Gesell-

schaften nicht extra herausgerechnet.

Die Anzahl der Ganzjahreskräfte, die in den Gesellschaften be-

schäftigt waren, war nach Angabe der IFG-KG um eine Ganzjahres-

kraft zu vermindern, da diese Leistung zur Gänze weiterverrech-

net wurde.

Wenn auch aus Aufwands gründen manche Unscharfen in Kauf zu neh-

men waren, wurde es durch diese Vorgangsweise möglich, einen

realistischen Vergleich zwischen der Fachabteilung für Wirt-

schaftsförderung und den Gesellschaften zu ziehen.
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Kosten der 3 Gesellschaften 1994

0

1

2

3

4

5

6

7

Aufsichtsräte und ähnl. Kosten

Personalbruttokosten + Dienstgeberant.

Büromiete inkl. Betriebskosten

Abschreibung f. Abnutzung

Büromaterial, div. Aufwand

Reisekosten

Telefongebühren

Summe 2-6

Summe 1-6

RS-Dotierungen bzw. Pensionstangente

Gesamtsumme 0-7

SFG

4. 293. 000

411. 000

240. 000

358. 000

52. 000

53. 000

1.114.000

5.407.000

693. 968

6. 100.968

BFG

3. 244. 000

260. 000

194. 000

360. 000

89. 000

50.000

953.000

4.197.000

214. 000

4.411.000

IFG

9. 159. 000

657. 000

359. 800

923. 200

563. 600

262. 800

2.766.400

11.925.400

51.900

11.977. 300

Durchschnittskosten pro Person :

Summe

1. 173. 060

16. 696. 000

1. 328. 000

793. 800

1.641. 200

704. 600

365. 800

4.833.400

21.529.400

959. 868

23. 662. 328

911.843
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Kosten der 3 Gesellschaften 1995

0

1

2

3

4

5

6

7

Aufeichtsräte und ähnl. Kosten

Pereonalbruttokosten + Dienstgeberant.

Büromiete inkl. Betriebskosten

Abschreibung f. Abnutzung

Büromaterial, div. Aufwand

Reisekosten

Telefongebühren

Summe 2-6

Summe 1-6

RS-Dotierungen, Pensionstangente

Gesamtsumme 0-7

SFG

4. 089. 000

443. 000

233. 000

232. 000

99. 000

62. 000

1.069.000

5. 158.000

713. 211

5.871. 211

BFG

3. 317. 000

344. 000

214. 000

494. 000

72. 000

59. 000

1. 183.000

4.500.000

160. 000

4. 660. 000

IFG

9. 052. 000

757. 000

320. 300

1. 151. 400

414. 400

244. 100

2. 887.200

11.939.200

54.400

11. 993. 600

Durchschnittskosten pro Person :

Summe

1. 173. 060

16. 458. 000

1. 544. 000

767. 300

1. 877. 400

585. 400

365. 100

5. 139.200

21.597.200

927. 611

23.697. 871

883.919
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9. 3. 1 Personal kos ten

Der Landesrechnungshof hat sich von den Gesellschaften die Jah-

resbruttobezüge der einzelnen Mitarbeiter für die Jahre 1994

und 1995 geben lassen, die aufgrund der Bundesabgabenordnung an

das Finanzamt zu melden waren.

Mit Hilfe dieser Jahresbruttobezüge und der Angabe des Beschäf-

tigungsausmaßes bzw. der Arbeitsmonate der einzelnen Mitarbei-

ter hat der Landes rechnungshof die Durchschnittsgehalter der

jeweiligen Gesellschaften sowie in einer gesamthaften Betrach-

tung das Durchschnittsgehalt aller drei Gesellschaften errech-

net.

In Ermangelung genauerer Unterlagen bzw. Au5künfte hat der Lan-

desrechnungshof das Beschäftigungsausmaß des Geschäftsführers

Kassier als Halbtagsstelle angenommen, um mit einem einigerma-

ßen realistischen Wert die Durchschnittsgehälter errechnen zu

können.

Bezüglich der Geschäftsführungstatigkeit von HR Dr. Feil ist

anzumerken, daß diese

. unentgeltlich erfolgte,

* eine stundenweise war und

. im Jahr 1995 nur 3 Monate ausgeübt wurde,

sodaß das Jahresbeschäftigungsausmaß des Genannten vernachläs-

sigt werden konnte, wodurch sich auch aufgrund der Unentgelt-

lichkeit dieser Tätigkeit de facto kein Einfluß auf die Berech-

nung des Durchschnittsgehaltes ergibt.
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Bezüglich des Geschäftsführers Dr. Lindner ist festzuhalten,

daß dieser einerseits ein Gehalt von der Steirischen Wirt-

schaftskammer bezogen hat, welches von der SFG refundiert wurde

und andererseits aber auch über eine Werkvertragsregelung von

der IFG KG ein zusätzliches Einkommen hatte.

In der nachstehenden Berechnung der Durchschnittsgehälter sind

bei Dr. Lindner beide Einkünfte zusammen dargestellt, wobei der

Landesrechnungshof in der Form auf die Vergleichbarkeit Bedacht

genommen hat, daß zum angestellten Jahresbruttobezug der Netto-

werkvertragsbetrag (ohne Mehrwertsteuer) addiert wurde.

Durch diese Art des Doppelbezuges kam der Genannte im Jahr 1994

auf ein Bruttoeinkommen von S 1, 774. 586, -, was einem Ver-

gleichsbruttomonatsbezug 14 mal pro Jahr von S 126. 756, -- ent-

spricht. Im Jahr 1995 steigerte sich dieser Vergleichsmonatsbe-

zug auf S 130. 027, -.
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Jahresbruttobezüae

SFG
a

b(1)
c(4-12)
d

BFG
e

f(2-12)77, 9%
a_
h

i

IFGesmbH

k (8)

m

n

0

p.
l.

r

s

IFG-KG
l

u

v

w (8)
x

t
z (8-12) 51, 9%
A

8(1-2)51, 9%
0(6-12)77, 9%

G.Führer
Dr. Sik
Dr. Lindner

Dir. Kassier

Mag. Perkonigg

insgesamt

1994
.Aus

1, 00
0, 08
0, 75
1, 00

. Aus

1, 00
0, 71
1, 00
1, 00
1, 00

. Aus

1, 00
0, 08
1, 00

1, 00

1, 00
1, 00
1, 00
1, 00

1, 00

1, 00

. Aus

1,00
1, 00
1, 00
0, 08
1, 00
1, 00
0, 22
1, 00
0, 06
0, 45

.Aus

1, 00
1, 00

0, 50
1, 00

jährt.

274. 820
55.438

290. 089
311. 807

jährt.

246. 412
206. 964
289. 524
766. 432
508. 375

jährt.
288.250

6. 663
498. 820

498. 820

253. 820
428. 820
442. 820
422. 751

275. 181

299. 327

jährt.
303. 702
281. 272
183. 456

6. 663
270. 129
215. 463

40. 950
227. 122

38. 291
85. 750

jährt.
1. 360. 721
1. 774. 586

6927433
_1_,2_1Q, 992

onatl. (14x)
19.63C
47. 51 E
27. 62t
22. 272

onatl. (14x)

17.601
20.702
20. 68C
54. 74;
36. 313

onatl. (14x]

20. 58S
5. 711

35. 63C

35. 63C

18. 13C
30.63C
31.63C
30. 197

19. 65C

21. 381

onatl. (14x;
21.69:
20. 091
13. 10<

5. 711
19.29"
15. 39C
13. 514
16. 22;
42. 70E
13.47;

onatl. (14x;

97. 19<
126. 75E

98. 91 S
86. 49E

1994
B. Aus

Durchschnitt

26, 95

jährt.

13.056. 663

484. 493

onatl. (14x:

34.60;

SFG
3

E

BFG

-l 77, 9%

)

<

IFGesmbH

ui d-sy
1 (6-12)
3

3 (2-12)
3 (1-3)
=;
3

r

J (10-12)
rabelander(1-4)
, (5-12)
/v

IFG-KG
<

c

7 (1-5)

3

1

: 51, 9%
J

ä 77, 9 bzw. 90, 0%
r (5-12)
G. Führer
Sr. Sik
3r. Lindner
HR Feil
Dir. Kassier
Mag. Perkonigg

insgesamt

1995
. Aus

1, 00

1, 00
1, 00

. Aus

T. OÖ"
0, 78
1, 00
1, 00
1, 00

. Aus

1, 00

0,42
0, 58
1, 00
0, 92
0, 25
1, 00
1, 00
1, 00
0, 25
0, 33
0, 67
1, 00

Aus

1, OÖ~
1, 00
0, 46

1, 00
1, 00
0, 52
1, 00

0, 85
0, 54

. Aus

Too-
0, 75

0, 49
_1, 00

jähr).
293. 216

422. 325
338. 450

jährt.
315. 043
249. 684
309. 458
800. 341

_558. 926

jährt.

327. 697

288. 920
174. 138
538. 718
457. 734

65. 279
479. 640
459. 342
539. 625
114. 001
116. 066
189. 291
323. 125

jährt.

324. 265
294. 000

72.450

273. 000
212. 800
102. 200
238. 000

164. 856
155. 750

jährt.
1. 398. 453
1. 365. 282

569. 326
J.245. 105

onatl. (14)Q
20.944

30. 166
24. 175

onatl. (14;0
22:503
22. 894
22. 104
57. 167
39. 923

onatl. (14)0
23. 407

49. 529
21. 323
38. 480
35.668
18. 651
34.260
32. 810
38. 545
32. 572
24. 871
20.281
23. 080

onatl. (14>0
-23/f62
21.000
11. 250

19. 500
15.200
14. 053
17. 000

13.773
20. 538

onatl. (14x)

99. 890
130. 027

83.623
J38. 936

1995
B.Aus

Durchschnitt

27,81
jährt.

13.776. 506

495.414

_onatl. (14x)

35.387
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9. 3. 2 Mieten

Dem Mietverhältnis der drei Gesellschaften liegen die beiden

nachstehenden Verträge zugrunde:

1. 7. 1993: Untermietvertrag zwischen privaten Eigentümern

als Vermieter und dem Land Steiermark als Mie-

ter bzw. Weitervermieter an den Untermieter

SFG.

17. 10. 1995: Vertrag zwischen privaten als Vermieter und

dem Land Steiermark als Mieter bzw. Weiterver-

mieter an die BFG.

Beide Mietverträge beziehen sich auf das Gebäude am Grieskai 2

(Ecke Südtirolerplatz) und beschreiben die Mietvereinbarung

zwischen den genannten Gesellschaften bezüglich der Räumlich-

keiten im l. und 2. Stockwerk sowie im Kellergeschoß.

Dabei bezieht sich der erste Vertrag auf Büroflächen im

l. Stock im Ausmaß von rund 306 m2 und im 2. Stockwerk im Aus-

maß von rund 187 m2 und im Kellergeschoß 22 m2, sodaß sich die

Gesamtnutzflache auf 515 m2 belauft, wobei festgehalten ist,

daß die im l. und 2. Stock befindlichen Veranden dem Mieter nur

zur prekaristischen Verwendung zur Verfügung gestellt werden.

Festgelegt ist, daß die Kosten für Strom, Telefon und Heizung

der Untermieter trägt und daß eine ausdrückliche Wertbeständig-

keit des Mietzinses als vereinbart gilt, wobei Schwankungen un-

ter 5 % bei der alljährlichen Anpassung nicht berücksichtigt

werden.
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Das Mietverhältnis beginnt mit l. Juli 1993 und wird auf unbe-

stimmte Zeit abgeschlossen. Der Mieter ist berechtigt, daß Be-

standsverhaltnis unter Einhaltung einer 3-monatigen Kündigungs-

frist zu jedem Jahresquartal aufzukündigen.

Der Vermieter erklärt sich bereit, sein Vormietrecht für alle

freiwerdenden Wohnungen im genannten Haus zur Verwendung dieser

an den Untermieter weiterzugeben. U. a. erklärt sich der Mieter

bereit, die gegenständlichen Räume nur als Büroräume zu verwen-

den und nicht in Wohnräume umzuwandeln.

Neben anderen üblichen Vereinbarungen ist auch festgelegt, daß

die vorhandene Gasetagenheizung ohne Gewähr vom Vermieter zur

Verfügung gestellt wird und etwaige Reparaturkosten unter Ver-

zieht auf einen Rückersatz zu Lasten des Mieters gehen.

Im zweiten Vertrag wurde nach Freiwerden der Räumlichkeiten im

2. Stockwerk Räume im Ausmaß von ca. 130 m2 sowie das dazugehö-

rende Kellerabteil im Ausmaß von 5 m2 dem Mieter zur Verfügung

gestellt, wobei dieselbe Regelung bezüglich der Veranden ge-

troffen wurde.

In diesem Vertrag wird festgehalten, daß das Untermietverhält-

nis mit l. August 1995 beginnt und auf unbestimmte Zeit abge-

schlössen wird. Der Vermieter erklärt sich bereit, für die Dau-

er von 25 Jahren auf eine Kündigung des Bestandsverhältnisses

zu verzichten.

Beide Vertragsteile sind berechtigt, das Mietverhältnis unter

Einhaltung einer Dreimonatsfrist jeweils ziim Monatsletzten auf-

zukündigen, der Vermieter jedoch erst nach Ablauf des Kündi-

gungsverzichtes. Unter einem erklärt sich der Untermieter be-

reit, die gegenständlichen Räume nur als Büroräume zu verwenden

und nicht in Wohnräume umzuwandeln.
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Alle im Zuge mit der künftigen Büronutzung zusammenhängenden

Adaptierungen und Umbauarbeiten werden vom Vermieter zur Kennt-

nis genommen und hiemit genehmigt, soferne sie nicht einer bau-

behördlichen Genehmigung bedürfen. Der Vermieter verzichtet für

den Fall der Beendigung des Mietverhältnisses auf die Wieder-

herstellung des jetzigen Zustandes des Mietobjektes.

Festgelegt ist auch, daß für den Fall, daß der Untermieter bzw.

der Mieter den Vertrag unter Einhaltung der vereinbarten Kündi-

gungsfrist vor Ablauf von 10 Jahren kündigt, folgende Regelung

zum Tragen kommt:

Für die vom Mieter durchgeführten werterhöhenden Instandset-

zungsaufwendungen in Höhe von rund S 200. 000, - (exkl. Mehrwert-

Steuer) verpflichtet sich der Vermieter, dem Untermieter im

Falle der Auflösung des Mietverhältnisses die genannten In-

standsetzungsaufwendungen (wertgesichert) zu refundieren.

Als Stichtag hiefür gilt das Ende des Mietverhältnisses. Die

Höhe des vom Vermieter zu erstattenden Betrages vermindert sich

pro Jahr um 10 %, sodaß nach 10 Jahren ein Ablöseanspruch des

Untermieters erloschen ist.

Bei der Installation der Heizung durch den Untermieter ist dar-

auf zu achten, daß nach Beendigung des Mietverhältnisses und

der damit verbundenen Trennung des Heizkessels der Nachbarwoh-

nung eine Inbetriebnahme der Heizung durch den Vermieter ohne

besondere Schwierigkeiten möglich sein wird.

Der Landesrechnungshof merkt zu diesen beiden bestehenden Miet-

vertragen an, daß diese durch das Land Steiermark jederzeit un-

ter Einhaltung der dreimonatigen Kündigungsfrist beendet werden

können, wobei eine umso größere Refundierung der beschriebenen

Adaptierungskosten möglich ist, je eher gekündigt wird.
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In den nachstehenden Tabellen sind die Flächen, die den beiden

Mietverträgen zugrundeliegen, dargestellt:

Keller m2

l. Stock m2

2. Stock m2

Summe m2

l. Vertrag

22

306

187

515

2. Vertrag

5

130

135

Summe m2

27

306

317

650

9. 3. 3 ISO 9000

Für das Anstreben der ISO 9000 Zertifizierung werden von der

Gesellschaft ua. die nachstehenden Argumente verwendet:

. Wettbewerbsvorteil und höhere Kundennutzen durch

Messung und Sicherung der Dienstleistungsquali-
tat.

. Erfüllung von Kundenforderungen nach anerkannten

Qualitatsmanagementsystemen. Bestimmte Kunden

lassen Anbieter ohne ISO 9000-Zertifikat gar
nicht mehr zu.

. Ablaufverbesserungen durch systematisches Durch-

leuchten der Organisation anhand der Normenleit-

faden.

Absicherung kritischer Prozesse - Verhindern von

Informationsverlusten an Schnittstellen.
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Rasche und einfache Einführung von Verbesserungen

nicht zuletzt durch externen Zertifizierungs-

druck.

. Effizienzsteigerungen in der internen Organisati-

on.

Der Landesrechnungshof verkennt nicht die gutgemeinte Zielset-

zung dieser Vorgangsweise, steht aber auf dem Standpunkt, daß

in einer Organisation, die einen Mitarbeiterstand von weniger

als zwei Dutzend Personen aufweist, ein derartiges Organisati-

onsmittel nicht notwendig ist.

Den Angaben der Geschäftsführung zufolge war der nachstehende

Gesamtaufwand für das Erstellen des 40-seitigen Handbuches für

das Qualitätsmanagement notwendig:

Beratungsleistungen

Registrierung

Softwareprogramm

Literatur

Summe

233. 100

27. 600

10. 680

3. 852

275. 232

Dabei hält der Landesrechnungshof fest, daß die dazugehörigen

Personalkosten eines Akademikers, der mit diesem Projekt bis zu

dessen Enstellung betraut war, nicht miteingerechnet sind.

Der Landesrechnungshof stellt eine derartige Zertifizierung

deswegen in Frage, da es sich bei den Aktivitäten der Gesell-

schaft um Förderungsaktivitäten handelt, die letztlich vom Land

Steiermark bezahlt werden.
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Als weiteren Tüihaltspunkt dafür, daß die ISO 9000 Zertifizie-

rung nicht notwendig ist, kann der Umstand herangezogen werden,

daß die Unterbrechung bzw. Einstellung dieser Aktivität keine

Beeinträchtigung des Betriebes in den Gesellschaften zur Folge

hatte.

Der Landesrechnungshof empfiehlt die endgültige Einstellung

dieser Aktivität, weil bei einer Belegschaftsgröße von nicht

einmal zwei Dutzend Personen allein durch normales Kontakthal-

ten untereinander ein ausreichender Überblick für alle Betei-

ligten erzielbar ist.
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10 Kostenvergleich Abteilung / Gesellschaften

Der Landesrechnungshof hat den monatlichen Brutto-

Durchschnittsgehalt der Fachabteilung für Wirtschaftsförderung

und der Gesellschaften gegenübergestellt.

Dabei zeigt sich, daß da5 Durchschnittsgehalt in den Gesell-

schaften im Jahr 1994 um 13 % und im Jahr 1995 um 4 % höher als

in der Fachabteilung für Nirtschaftsförderung lag.

Monatl. Brutto-Durchschnittsgehalt (14x pa)

FAWF

1994

30. 724 ÖS l

100%

1995

34. 120 ÖS

100%

SFG + IFG + BFG

1994

34. 607 ÖS l

113%

1995

35. 387 ÖS

104%
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Gesamtkosten des Betriebes

Gesamtkosten

Anzahl der Ganzjahreskräfte

Kosten pro Person und Jahr

FAWF

1995

33.907.338

37,75

898.208

100,00%

SFG + IFG + BFG

1994

23.662.328

25,95

911.843

101,51%

1995

23.697.871

26,81

883.919

98,40%

Z 1995
1995

57.605.209

64,56

892.274
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Aus dieser Tabelle geht hervor, daß die Gesamtkosten des Be-

triebes der mit der Wirtschaftsförderung befaßten Fachabteilung

für Wirtschaftsförderung und den Gesellschaften im Jahr 1995

rund 57, 6 Mio. S betrugen.

Der Vergleich der Gesamtkosten pro Person und Jahr zeigt, daß

diese im Jahr 1994 bei den Gesellschaften etwas höher und im

Jahr 1995 etwas niedriger als bei der Fachabteilung für Wirt-

schaftsförderung lagen.
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11 Zukunftsperspektiven

11. l Studie des WIFO-Institutes

Im August 1995 hat das Österreichische Institut für Wirt-

schaftsforschung im Auftrag der Steirischen Wirtschaftsförde-

rungsges. m. b. H. eine Studie über die Evaluierung der steiri-

sehen Wirtschaftsförderung erstellt.

Evaluierung wird vor allem als besonders geprägte Form verstan-

den, in der arbeitsteilige Organisationen über sich selbst

nachdenken.

Die Fragestellung bei dieser Überprüfung war, ob die Arbeits-

weise und die Konstruktion der SFG als ausgegliederter Bereich

der Wirtschaftsförderung im Hinblick auf die volkswirtschaft-

lich definierte Aufgabe als optimal zu betrachten sind, oder ob

sich aus den Erfahrungen der bisherigen Abwicklung der Geschäf-

te oder aus geänderten Aufgabenstellungen Verbesserungen ablei-

ten lassen.

Bei der Erstellung des Gutachtens wurde davon ausgegangen, daß

der Grund für die Ausgliederung der SFG letzten Endes wohl des-

wegen erfolgt ist, um eine an Sachlösungen und nicht an politi-

sehen Kräfteverhältnisse orientierte Wirtschaftsförderungspoli-

tik zu verfolgen.

Der Gutachter kommt letztlich zum Schluß, daß die Privatisie-

rung der Wirtschaftsförderung als sinnvoll angesehen wird, daß

aber die Möglichkeiten, die diese bietet, nicht voll ausge-

schöpft scheinen.
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Die Vorteile der Privatisierung werden dabei in einer unbüro-

kratischen, kundenorientierten, aber auch interventionsfreien

sachorientierten Vorgangsweise gesehen.

Als Ergänzung der Aufgabenstellung der SFG wird dabei in Rich-

tung dezentraler Organisation vorgeschlagen. Eine dezentrale

Vorfeldorganisation sollte Werbung, Planung, Beratung und Ab-

klärung der industriell-gewerblichen Förderung, aber in ihrem

gesamten Umfang betreuen, wobei die eigentliche Durchführung

und Verwaltung (Kontrolle) durchaus in der bisherigen Form ge-

teilt bleiben könnte.

Damit verknüpft werden sollte der koordinierte Aufbau und eine

konsistente Weiterentwicklung der strategischen Konzepte der

Regionen bzw. die Koordination der Abwicklung von Projekten mit

den einzelnen Landesdienststellen.

Diese Studie war nicht zuletzt Anlaß des für die Wirtschafts-

förderung zuständigen Regierungsmitgliedes, über eine Neuord-

nung der Wirtschaftsförderung Überlegungen anzustellen.

11. 2 Regierungsbeschluß vom 3. Juni 1996 und

21. Oktober 1996

Am 3. Juni 1996 hat die Steiermärkische Landesregierung auf An-

trag des für die Wirtschaftsförderung zuständigen Regierungs-

mitgliedes nachstehenden Beschluß gefaßt:

"l. Der Bericht über die Ausrichtung der steiri-
sehen Wirtschaftsförderung und die in diesem Zu-
sammenhang geplanten Organisationsänderungen wird
zur Kenntnis gebracht und gemäß § 11 Abs. l der
Geschäftsordnung für die Steiermärkische Landes-
regierung aufgelegt.
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2. Die Neuordnung und Strukturvereinfachung der
steirischen Wirtschaftsförderung wird ab l. Juli
1996 eingeleitet."

Im AV. zu diesem Regierungssitzungsstück ist u. a. ausgeführt,

daß im Bereich der Wirtschaftsförderung sowohl eine inhaltliche

Änderung der Förderungstätigkeit als auch eine organisatorische

Neustrukturierung der mit den Angelegenheiten der Wirtschafts-

förderung befaßten Institutionen bzw. Dienststellen vorgesehen

ist.

Die operative Umsetzung aller Wirtschaftsförderungsrichtlinien

soll in Zukunft in einer gemeinsamen Wirtschaftsförderungsein-

richtung vorgenommen werden.

Dabei ist beabsichtigt, die operativen Aufgaben der Fachabtei-

lung für Wirtschaftsförderung des Landes Steiermark vorerst in

die derzeit bestehende Struktur der ausgegliederten steirischen

Wirtschaftsförderungsgesellschaften zu übertragen.

Die endgültige Rechtsform der Steirischen Wirtschaftsförde-

rungseinrichtung wird sich nach den erarbeiteten Schwerpunkten

und Programmen, nach einer schlanken, effektiven und effizien-

ten Form und nach den bestmöglichen rechtlichen, steuerlichen

und anderen Kriterien zu richten haben.

Die Struktur- und wirtschaftspolitische Grundsatzarbeit, der

gesamte normative Bereich, die Abwicklung von Sonderprojekten

etc. soll in einem eigenen Grundlagenreferat - angesiedelt in

der Landesbaudirektion - erfolgen.

Der von der Steiermärkischen Landesregierung bestellte Wirt-

schaftskoordinator, HR Dr. Karl-Heinz Feil, soll in unmittelba-

rer organisatorischer TVnbindung zum Wirtschaftslandesrat neben

seiner Aufgabe der Wirtschaftskoordination auch die Interregio-
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nalisierung und Internationalisierung der steirischen Wirt-

schaft forcieren.

Durch diese Neustrukturierung und Rationalisierung müssen bis

Jahresende 1996 die entsprechenden rechtlichen, fachlichen und

personellen Voraussetzungen, allenfalls schrittweise geschaffen

werden.

Mit der Aufteilung der Fachabteilung für Wirtschaftsförderung

und den Änderungen bei den einzelnen Förderungsgesellschaften

ist die Einbindung der personellen Ressourcen in die neuen Or-

ganisationsformen vorgesehen.

Vorgesehen ist weiters, daß Dr. Burghard Kaltenbeck mit l. Juli

1996 mit einer leitenden Funktion in der Steirischen Wirt-

schaftsförderung betraut wird. Dies ist in der Zwischenzeit er-

folgt.

Um eine tatsächlich nach innen und außen wirksam werdende ope-

rative Wirtschaftsförderungseinrichtung zu erreichen, soll auch

ein "Haus der Wirtschaft" eingerichtet werden, in welchem samt-

liche wirtschaftsrelevanten ressorteigenen Einrichtungen zusam-

mengefaßt werden sollen.

In der Sitzung der Steiermärkischen Landesregierung am 21. Ok-

tober 1996 wurde folgender mehrheitlicher Beschluß gefaßt:

"l. Die angeschlossene Änderung der Anla-
ge zu § 2 der Geschäftsordnung der Stei-
ermärkischen Landesregierung (Geschäfts-
Verteilung der Mitglieder der Steiermär-
kischen Landesregierung) wird beschlos-
sen.

2. Der angeschlossenen Änderung der Ge-
schäftseinteilung des Amtes der Steier-
märkischen Landesregierung wird zuge-
stimmt.

Seite 1271



LANDESRECHNUNGSHOF Organisation der Wirtschaftsfördenmg

3. Die Abteilung Verfassungsdienst wird
beauftragt, die Zustimmung der Bundesre-
gierung zur Änderung der Geschäftseintei-
lung des Amtes der Steiermärkischen Lan-
desregierung einzuholen und nach Einlan-
gen der Zustimmung die Kundmachung der
Änderung der Geschäftsordnung im Landes-
gesetzblatt und der Änderung der Ge-
schäftseinteilung des Amtes der Landesre-
gierung in der Grazer Zeitung - Amtsblatt
für die Steiermark zu veranlassen."

Die beabsichtigten Änderungen werden sich dabei schwerpunktmä-

ßig wie folgt darstellen:

- Übertragung des operativen Bereiches der Wirtschaftsför-

derung an die Wirtschaftsförderungsgesellschaft,

- Erledigung der allgemeinen (strategischen) Angelegenhei-

ten der Wirtschaftsförderung sowie die Vorbereitung der

generellen Rechtsakte in diesem Bereich in der Landesbau-

direktion der Fachabteilungsgruppe Landesbaudirektion,

- Übertragung der Förderung von Fremdenverkehrsbetrieben an

die Landesfremdenverkehrsabteilang,

- Ergänzung des Geschäftsbereiches der Abteilung für ge-

werbliche Berufsschulen.

Dabei sollen der Abteilung für gewerbliche Berufsschulen nach-

stehende Agenden übertragen werden:

- Förderungsbeiträge für die Bestreitung der Kosten der

Lehrlingshaltung in den Lehranstalten der Technischen

Universität und in den Lehrwerkstätten der Industrie;

S. W. L.

- Beitrag für die Berg- und Hüttenschule Leoben; S. W. L.
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- Beihilfen für Lehrlinge, Lernbeihilfen für Schüler von

Fachschulen; S. W. L.

- Steirisches Qualifizierungs- und Beschäftigungsprogramm

mit Ausnahme der sozialökonomischen Projekte und der Qua-

lifizierungs- und Beschaftigungsgesellschaften; S. W. L.

Der Geschäftsbereich der Fachabteilungsgruppe Landesbaudirekti-

on wird wie folgt erweitert:

Allgemeine Angelegenheiten der Wirtschaftspolitik; S. W. L.

Wirtschaftspolitische Grundlagen, Richtlinien und Program-

me:

Wirtschaftspolitische Grundlagen und Studien; S. W. L.

Koordinierende Ausarbeitung von Förderungsrichtlinien und

Programmen inkl. EU-Programme und EFRE-Koordinierung;

S. W. L., B. V.

Regionalwirtschaftliche Grundsatzfragen, Förderungen der

EU-Regionalmanagementsteilen; S. W. L.

Evaluierung von Förderungsmaßnahmen; S. W. L.

Bildungs- und beschäftigungspolitische Grundsatzfragen zur

Wirtschaftspolitik mit Ausnahme der Fachhochschulen und der

Fachhochschul-Studienlehrgänge; S. W. L.

Rechts- und Förderungsangelegenheiten zur Wirtschaftspoli-

tik:

Wirtschaftsförderungsgesetz, Verordnungs- und Gesetzesent-

würfe; S. W. L.

Vertragswesen zu Förderungsangelegenheiten, Sonderprojekten

usw. ; S. W. L.
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Förderungsangelegenheiten allgemein; S. W. L.

Der Geschäftsbereich der Landesfremdenverkehrsabteilung wird

mit folgenden Zuständigkeiten ergänzt:

Fremdenverkehrskredite S. W. L.

Fremdenverkehrsbetriebe S. W. L.

11. 3 Stellungnahme des Landesrechnungshofes

Zu den beiden vorigen Kapiteln über die WIFO-Studie und den Re-

gierungsbeschlüssen vom 3. Juni 1996 und 21. Oktober 1996, die

sich u. a. mit der Ausgliederung der Tätigkeiten der Fachabtei-

lung für Wirtschaftsförderung befassen, wird vom Landesrech-

nungshof nachstehendes ausgeführt:

Der Landesrechnungshof ist der Auffassung, daß die Fachabtei-

lung für Wirtschaftsförderung auch zum Zeitpunkt der Gründung

der Steirischen Wirtschaftsförderungsges. m. b. H. im Jahr 1991

personell so ausgestattet war, daß sie in der Lage gewesen wä-

re, das gesamte Tätigkeitsfeld der Wirtschaftsförderung abzu-

decken und es keiner zusätzlichen Gesellschaft bedurft hätte.

Außerdem war beabsichtigt, mit der Schaffung der Steirischen

Wirtschaftsförderungs GesmbH. und mit der Beteiligung an den

bereits bestehenden Gesellschaften Wirtschaftsförderungsagenden

von der FAWF an diese Gesellschaften zu übertragen.

Aus Kostengründen hatten bereits damals Mitarbeiter von der

FAWF in die Gesellschaften überwechseln müssen.
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Dies war jedoch nicht der Fall. Stattdessen wurden neue Mitar-

beiter in der Gesellschaft aufgenommen, die sich teilweise auch

erst in die Materie einarbeiten mußten, sodaß sich der mit der

Wirtschaftsförderung befaßte Personenkreis weiter vergrößerte.

Personalengpässe in der Fachabteilung für Wirtschaftsförderung

konnten jedenfalls damals keine Begründung für eine Ausgliede-

rung sein.

Grundsätzlich ist jedoch die Vorgangsweise zu begrüßen, eine

Vereinfachung und Rationalisierung im Bereich der Wirtschafts-

förderung, mit der bislang neben der Abteilung für Wirtschafts-

förderung auch verschiedene Gesellschaften - wie im Bericht

ausführlich dargestellt - befaßt waren, vorzunehmen.

Auch das Zusammenziehen der Wirtschaftsförderung an einen Ort

ist grundsätzlich positiv zu bewerten, da es für den um Rat su-

chenden bzw. den um Wirtschaftshilfe ansuchenden Unternehmer

eine Erleichterung bringt.

Außerdem konnte der bisherige Zustand mit den verschiedenen Ge-

Seilschaften, wo insbesonders auf das bereits dargestellte un-

günstige Verhältnis von Geschäftsführern, Aufsichtsräten und

Mitarbeitern hingewiesen wird, keineswegs zufriedenstellend

sein.

Hier Maßnahmen zu setzen und die Wirtschaftsförderung neu zu

organisieren war daher sicherlich unumgänglich. Dazu kommt

noch, daß das seinerzeitige Konzept der Übertragung sämtlicher

Förderungsagenden von der Fachabteilung zur Gesellschaft nie

voll zum Tragen kam.

Allerdings wäre auch jetzt noch eine Lösung dahingehend möglich

gewesen, die Fachabteilung für Wirtschaftsförderung mit allen
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Aufgaben zu betrauen und sich das Land aus den bestehenden Ge-

Seilschaften zurückzieht.

Das hätte den Vorteil gehabt, daß tatsächlich nur mehr eine Ab-

teilung für Wirtschaftsförderungsangelegenheiten zuständig ge-
wesen wäre.

Auch Personaleinsparungen waren in diesem Fall durchaus reali'

stisch einzustufen und ein Wirtschaftskoordinator nicht notwen-

dig gewesen. Auch in diesem Fall wäre bei Personalüberkapazitä-

ten die Überstellung von Mitarbeitern in andere Abteilungen
wie offensichtlich jetzt geplant - möglich gewesen.

Die derzeit geplante Lösung sieht nach wie vor

. zumindest 3 Gesellschaften,

. ein Grundlagenreferat in der Landesbaudirektion

und

. die Übertragung von Aufgaben an andere bestehen-

de Abteilungen des Landes

vor; eine insgesamt gegenüber früher kaum einfachere Variante

und nicht die unkomplizierteste und kostengünstigste.

Ein Teil der bisherigen Tätigkeiten bleibt damit nach wie vor

in der Landesverwaltung (Landesbaudirektion, Abteilung für ge-

werbliche Berufsschulen, Fremdenverkehrsabteilung).

Pressemeldungen zufolge soll neben den 3 Gesellschaften sogar

noch eine weitere Gesellschaft geschaffen werden.
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Ein Wirtschaftskoordinator, wie im Beschluß vom 3. Juni 1996

noch vorgesehen, ist offensichtlich nicht mehr vorgesehen.

Diese nunmehr vorgesehene Lösung sieht keineswegs

* die Einsparung von Spitzenposten vor,

* bedarf weiterhin einer großen Zahl von Aufsichtsräten,

* beansprucht weiterhin landesinterne Verwaltungseinrich-

tungen, wie Z. B. Landesbuchhaltung, und

* verursacht zusätzliche Kosten durch Buchhaltungstätig-

keiten, Lohnverrechnung und Bilanzerstellung durch

Wirtschaftstreuhänder bei den Gesellschaften.

Außerdem ist auf eine weitere Problematik bei der Ausgliederung

der Wirtschaftsförderungsagenden hinzuweisen:

Der Aufgabenbereich der Fachabteilung für Wirtschaftsförderung

spiegelt sich in zahlreichen Agenden des Förderungswesens, die

im Rahmen von zivilrechtlichen Verträgen, aber auch in der Er-

langung von behördlichen Genehmigungen durch das Land Steier-

mark wider.

Probleme können daher Z. B. auftreten

* bei Haftungsverträgen, da ein Wechsel der Vertragspart-

ner der Zustimmung sämtlicher Vertragsteile bedarf,

* bei Förderungsvertragen zwischen dem Land Steiermark,

den Förderungsnehmern und gegebenenfalls auch Dritten,

bei denen in der Regel ebenfalls die Zustimmung samtli-

eher Vertragspartner notwendig sein wird,

* infolge der langen Laufzeit der meisten Vertrage,

* wenn das Land als Rechtsträger von zum Teil komplizier-

ten Rechtskonstruktionen, wie Z. B. "Therme Blumau",
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"Industriepark Gleisdorf", "Standortsicherung Grat-

körn", "Industriepark Lebring - Philips", auftritt,

* bei Verkauf bzw. Übertragung der Liegenschaften an die

Ges. m. b. H.

Die Übertragung der Haftungs- und Förderungsverträge löst, so-

weit eine Übertragung durch das Einstimmigkeitsprinzip der Ver-

tragspartner überhaupt möglich wird, außerdem gebührenrechtli-

ehe Wirkungen aus.

Bei einer Grundstücksübertragung an die Gesellschaft wird mit

Gebühren und Abgaben von rund 5 % des Verkehrswertes zu rechnen
sein.

Hier wird zwar ein Verkauf der Liegenschaften an den Bestand-

nehmer auch in Erwägung zu ziehen sein, wobei allerdings bei
entsprechendem Zeitdruck kaum mit einem entsprechenden Ver-
kaufserlös zu rechnen sein wird.

Auf alle Fälle werden bei einer Übertragung der Aufgaben für

das Land zusätzliche Kosten durch Gebühren und Abgaben auftre-
ten.

Derzeit gibt es in der Fachabteilung für Wirtschaftsförderung
folgende offene bzw. anhängige Geschäftsfälle:
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Mittelstandsförderungsfonds

Nahversorgung, allg. Subventionen

und. Lehrlingsbeihilfe

Bürges und Kommunalkredit

Investitions- und Aufschließungskosten

Sanierungen

Beschäftigungsprogramm

Rechtsreferat (Liegenschaften und

Großprojekte) rd

1193

1395

rd.

rd.

774

27

160

230

100

rd 4479

Für einen Großteil von Verträgen wird bei Übertragung an die

Wirtschaftsförderungs Ges. m. b. H. die Zustimmung des Vertrags-

Partners notwendig sein. Allein dies wird nur mit einem enormen

Arbeitsaufwand zu erreichen sein, zumal jeder einzelne Fall in

diese Richtung hin zu überprüfen ist.

Aufgrund der aufgezeigten Punkte wird es daher kaum möglich

sein, sämtliche Förderungsagenden, die bisher die Fachabteilung

für Wirtschaftsförderung durchgeführt hat und die insbesonders

die vorhin aufgezeigten Problembereiche betreffen, an die Stei-

rische Wirtschaftsförderungsges. m. b. H. zu übertragen.

Nach Auffassung des Landesrechnungshofes wird die Weiterbear-

beitung dieser Verträge weiterhin im Bereiche des Amtes der

Steiermärkischen Landesregierung verbleiben müssen.

Das bedeutet, daß diese Agenden entweder im neu geschaffenen

Referat in der Landesbaudirektion oder in einer anderen 7\btei-

lung des Landes durchgeführt werden müssen.

Dazu wird es aber einer neuerlichen Änderung der Geschäftsein-

teilung bedürfen, da diese Punkte im Anhang zum Regierungsbe-

Schluß vom 21. Oktober 1996 nicht behandelt sind.
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Ohne eindeutige Klärung dieser Fragen wird eine Auflösung der

Abteilung gar nicht möglich sein.

Damit ist aber die beabsichtigte klare Trennung der Förde-

rungsagenden wiederum nicht möglich, da die meisten Verträge

eine sehr lange Laufzeit aufweisen.

Im nachstehenden stellt der Landesrechnungshof

. die derzeitige und

. die geplante Organisationsform

in Organigrammform grafisch dar:

IST - Zustand :

Land Steiermark

30 Beteiligungen

mit 124.141.667.-

VermietungsGesmbH

KAPFE NBERG

WirtschaftsparkGesmbH

L IE ZE N
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GEPLANT:

Land Steiermark

GBG

Grundlagen-

Referat (LBDIH
30 Beteiligungen

mlt124.141.667.-

SFG ] [ neue Ges.

IFG^__p
GcsmbHl l K

G

G

VermiatungsGesmbH

KAPFE NBERG

WirtschaftsparkGesmbH

LIEZEN

Angemerkt wird, daß das Land rechtlich an der GBG nicht betei-

ligt ist.

Aus Gründen der Übersichtlichkeit hat der Landesrechnungshof

die Beteiligungen der BFG (Beilage 15) zusammengefaßt darge-
stellt.

Die Tätigkeiten der FAWF sollen dabei auf das neu zu schaffende

Grundlagenreferat, auf die bereits bestehenden Abteilungen für

Berufsschulen bzw. Tourismus sowie auf die bestehenden Gesell-

schaften bzw. eine neue Gesellschaft entsprechend nachstehender

Skizze aufgeteilt werden:
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Geplante Aufteilung der FAVW-Agenden:

Grundlagen-

Referat (LBD)

Abt. f. gew.

Berufsschulen

Abteilung f.

Fremdenverkehrl

bestehende u. neue

Gesellschaften

Hinsichtlich der Rechtsform Abteilung des Landes und Gesell-

schaft vertritt der Landesrechnungshof folgende Auffassung:

Die Aspekte, die regelmäßig im Zusammenhang mit Ausgliederungs-

Intentionen genannt werden, sind:

* straffere Entscheidungsabläufe mit klaren Zu-

ständigkeiten und Verantwortlichkeiten,

. mehr Gestaltungsfreiheit bei der Unternehmens-

führung,

. dezentrale Führungsstruktur und

. mehr Flexibilität bei Personal- und Investi-

tionsentscheidungen.

Weiters wird gerade in diesem Zusammenhang unter Ausgliederung

neben unbürokratischer, kundenorientierter auch eine interven-

tionsfreiere sachorientierte Vorgangsweise verstanden.

Als wichtiges Element wird dabei die Möglichkeit gesehen, den

"Kunden" sozusagen als Geschäfts- bzw. einzigen Gesprächspart-

ner gegenüberzutreten, der in der Lage ist, lange Verwaltungs-

wege zu verkürzen, der es überflüssig macht, sich mit unüber-

sichtlicher Kompetenzverteilung auseinanderzusetzen.
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Ausgliederungen werden also meist dann aktuell, wenn die Ver-

waltung aufgrund der vorgegebenen komplexen Zuständigkeiten

nicht in der Lage ist, rationell zu arbeiten.

Dies ist allerdings auch ein Eingeständnis, daß die Verantwor-

tungsträger es verabsäumt haben, entsprechende Rahmenbedingun-

gen für einen unkomplizierten Verwaltungsablauf zu schaffen.

Letztlich sind Ausgliederungen auch ein Ausdruck dafür, daß mit

den bestehenden Strukturen die anfallenden Tätigkeiten nicht

oder zuwenig zufriedenstellend bewerkstelligt werden können.

Der Ruf nach Sachorientierung kann aber niemals heißen, daß die

Politik eine doch politische Aufgabe aus ihrer Verantwortung

entlassen kann, ist doch die politische Verantwortung

unabhängig von der Organisationsform - immer vom zuständigen

Regierungsmitglied bzw. der Landesregierung selbst wahrzuneh-

men.

Der Umfang und die Richtung der Wirtschaftsförderung müssen

seitens der Politik exakt definiert und vorgegeben werden.

Dazu ist es letztlich auch wieder notwendig, ein Grundlagenre-

ferat in der Landesbaudirektion zu schaffen, in dem die Rahmen-

bedingungen für die Wirtschaftsförderung vorgegeben und erar-

beitet werden und der gesamte normative Bereich abgewickelt

wird.

Der Landesrechnungshof ist der Meinung, daß die angestrebten

Ziele einer strafferen Wirtschaftsförderung auch weitgehend oh-

ne Ausgliederung innerhalb der Landesverwaltung im Wege klarer

Vorgaben und der Schaffung der notwendigen Rahmenbedingungen

erreicht werden könnten.
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Der im neuen Leitbild der steirischen Landesverwaltung veran-

kerte Grundsatz: "So dezentral wie möglich, so zentral wie not-

wendig" sollte auch hier gelten.

Mit klaren Vorgaben hätte die Fachabteilung für Wirtschaftsför-

derung als weitgehend selbständige, operative Organisationsein-

heit arbeiten können.

Eines ist nämlich klar, daß durch die Eigentümerstruktur - das

Land Steiermark ist 100 %iger Eigentümer der Steirischen Wirt-

schaftsförderungsges. m. b. H. - keine Änderung bei den ökonomi-

sahen Verhältnissen eintritt.

Das Land muß in jedem Fall für die Kosten aufkommen, weshalb

sich die Ausgliederung nur auf einen Strukturwandel beziehen

kann.

Aus rechtlicher und betriebswirtschaftlicher Sicht ist mit der

Ausgliederung jedenfalls eine entsprechende Eigenkapitalaus-

stattung vorzusehen bzw. müssen verbindliche Zusagen zur Ver-

lustabdeckung vorliegen.

Eine Privatisierung im eigentlichen Sinne kann daher im gegen-

ständlichen Fall nie stattfinden, da die Gesellschaft sowohl

finanziell als auch von der Wirtschaftsförderungspolitik des

Landes abhängig sein wird.

So bleibt es bei einer formellen Privatisierung, in der letzt-

lich im wesentlichen die gleichen Akteure handeln bzw. die

gleichen Aktivpersonen nur in andere Erscheinungsbilder gesetzt

werden.

Letztlich ist doch beabsichtigt, daß Bedienstete der bisherigen

Fachabteilung für Wirtschaftsförderung, die zum Großteil, ins-

besondere was die Referenten und Sachbearbeiter betrifft, prag-

Seite 140



LANDESRECHNUNGSHOF Organisaüon der Wirtschaftsfiirderung

matisierte Landesbeamte sind, zum Teil zur Steirischen Wirt-

schaftsförderungsges. m. b. H. bzw. in die Landesbaudirektion oder

andere Abteilungen des Landes übersiedeln werden.

Diese bleiben, ganz gleich welche Lösung im einzelnen ange-

strebt wird - Karenzierung, Sonderurlaub -, bei ihrem Übertritt

zur Steirischen Wirtschaftsförderungsges. m. b. H. Landesbeamte.

Dasselbe ist bei den derzeitigen Geschäftsführern der Steiri-

sehen Wirtschaftsförderungsges. m. b. H. gegeben. Auch diese sind

letztlich pragmatisierte Landesbeamte, die jederzeit wieder in

den Landesdienst zurückkehren können.

Ein Übertritt von Landesbeamten in eine ausgegliederte Gesell-

schaft ist - wie die bisherige Praxis auch bei der KAGES ge-

zeigt hat - um einen zusätzlichen Tüireiz für den Übertritt in

die Gesellschaft zu schaffen, in der Regel mit einer Gehalts-

aufbesserung insbesonders durch die Gewährung von Zulagen ver-

bunden, was wiederum zu einer zusätzlichen finanziellen Bela-

stung für das Land führt.

Hiebei ist zu erwähnen, daß einzelne Referatsleiter der Fachab-

teilung für Wirtschaftsförderung durch Sonderregelungen gegen-

über Beamten in derselben Dienstklasse ohnehin schon sehr gut

bezahlt werden.

Damit gibt es aber in der Gesellschaft zwei Arten von Mitarbei-

tern

. Landesbeamte und

. Privatangestellte,

mit unterschiedlicher Entlohnungs- und Rechtsstruktur

(Beamtendienstrecht - Angestelltenrecht) wodurch von vornherein

ein gewisses Konfliktpotential geschaffen wird.
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Diese Zweigleisigkeit führt auch dazu, daß einerseits nach wie

vor Verwaltungsdienststellen des Landes, wie Z. B. die Rechtsab-

teilung l, Landesbuchhaltung, beansprucht werden und anderer-

seits in den Gesellschaften ebenfalls Buchhaltungstätigkeiten
und Lohnverrechnung erforderlich sind.

Es kann zwar angenommen werden, daß die bisher mit der Wirt-

Schaftsförderung befaßten Landesbeamten, die ihre Tätigkeit
schon bisher zufriedenstellend ausgeübt haben, auch in der

Steirischen Wirtschaftsförderungsges.m. b. H. engagiert und kun-
denorientiert arbeiten werden.

Warum aber durch eine Ausgliederung die Wirtschaftsförderung
deswegen um wesentliches besser werden soll, ist dem Landes-

rechnungshof nicht einsichtig.

Dazu müßte schon ein konkreter Nachweis geführt werden, daß die

eingeräumte Flexibilität zu einer aufgabenadäquaten Organisati-
on tatsächlich genutzt und damit eine erhöhte Effektivität und

mehr Wirtschaftlichkeit in der Leistungserbringung als bisher
im staatlichen Verband bewirkt wird.

Dies erscheint dem Landesrechnungshof bei der vorgesehenen Or-

ganisationsstruktur, die durch die Ausgliederung erreicht wer-

den soll, aufgrund der bereits aufgezeigten Umstände und Aus-
gangslage nicht gegeben.

Werden jedoch die restlichen Mitarbeiter der Fachabteilung für
Wirtschaftsförderung nicht in der Steirischen Wirtschaftsförde-

rungsges. m. b. H. beschäftigt, ergibt sich eine zusätzliche Pro-
blematik:

. Jahrelang mit Wirtschaftsförderung befaßte Mitarbeiter

müssen in der Gesellschaft durch neue Mitarbeiter, die

noch keine Erfahrung mit dieser Thematik haben, ersetzt
werden.
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. Es ist zu befürchten, daß der Stand der insgeamt vom

Land zu bezahlenden Mitarbeiter - gleich ob Landesbeam-

te oder Angestellte - größer wird.

Der entscheidende Punkt - ganz gleich ob ausgegliederte Gesell-

schaft oder Fachabteilung des Landes - liegt wohl darin, daß

entsprechende klare Zielvorgaben und Rahmenbedingungen für die

Bewerkstelligung der Arbeit geschaffen werden.

Ist dies gegeben, dann kann auch eine Abteilung des Landes ef-

fizient und kostengünstig arbeiten, und es bedarf keiner ausge-

gliederten Gesellschaften, die wiederum zusätzliche Kontrollor-

gane, die zum Großteil wieder aus dem Stand der Landesbeamten

lcoinmen, brauchen.

Der Landesrechnungshof vertritt daher zusammenfassend die Mei-

nung, daß in den letzten Jahren durch die Schaffung der Gesell-

schaften neben der Fachabteilung für Wirtschaftsförderung, wo-

bei der insgesamte mit Wirtschaftsförderung befaßte Personen-

kreis weiter erhöht wurde, insbesonders in Relation zum ständig

sinkenden Wirtschaftsförderungsbudget nicht kostengünstig gear-

beitet wurde.

Des weiteren vertritt der Landesrechnungshof die Auffassung,

daß auch die nunmehr beabsichtigte Übertragung der Wirtschafts-

förderungsagenden an die Gesellschaften aus den vorhin darge-

stellten Gründen nicht zweckmäßig ist.

Bei zukünftigten Betrachtungen über Personaleinsparungen und

Kostenersparnissen wird zu berücksichtigen sein, daß die

Fachabteilung für Wirtschaftsförderung auch Agenden innehatte,

die nunmehr anderen Abteilungen der Landesverwaltung, wie Frem-

denverkehrsabteilung und Abteilung für gewerbliche Berufsschu-

len, übertragen wurden. Auch in diesen Bereichen wird bei Ko-

stenvergleichen die Personalentwicklung zu beachten sein.
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12 Zusammenfassung

Der Landesrechnungshof hat eine Überprüfung der Organisation

der Wirtschaftsförderung in der Steiermark durchgeführt.

Gegenstand bzw. Zweck der Prüfung war in erster Linie die Dar-

Stellung der verschiedenen Organisationen, die sich bisher mit

Wirtschaftsförderung befaßten. Betrachtet wurden dabei insbe-

sondere die Jahre 1994 und 1995.

Bereits mit Beschluß der Steiermärkisehen Landesregierung vom

15. Jänner 1990 wurde eine Arbeitsgruppe mit der Ausarbeitung

von Vorschlägen zur strukturellen Erneuerung der steirischen

Wirtschaftsförderung beauftragt. In weiteren Beschlüssen der

Steiermarkischen Landesregierung wurde sodann festgelegt, daß

eine Leitgesellschaft, die "Steirische Wirtschaftsförderungs-

ges. m. b. H. ", gegründet und die Umstrukturierung in der Innofi-

nanz Ges. m. b. H. bzw. in der Innofinanz Ges. m. b. H. & Co. KG und

der Steirischen Beteiligungsfinanzierungsges. m. b. H., die be-

reits bestanden haben, erfolgen soll.

Der Hauptzweck für diese Maßnahmen lag darin, daß die gesamte

Wirtschaftsförderung in Zukunft von der Gesellschaft bzw. den

Gesellschaften wahrgenommen werden sollte.

Die Fachabteilung für Wirtschaftsförderung sollte nach Durch-

führung dieser Maßnahmen nur mehr nachfolgende Aufgaben, die

beispielsweise aufgezählt wurden, vornehmen:

Vertretung des Landes Steiermark in der bzw. den

Gesellschaften; Wahrnehmung der Eigentümerrechte

BudgeterStellung
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Abwicklung nicht übertragbarer Aufgaben, wie Z.B

Vorbereitung von Regierungssitzungsanträgen etc.

Da es bei der Übertragung der Aufgaben offensichtlich Probleme

gab, wurden mit Beschluß der Steiermärkischen Landesregierung
vom 18. Mai 1992 die Aufgabenverteilung zwischen der Fachabtei-

lung für Wirtschaftsförderung und der Steirischen Wirtschafts-

förderungsges. m. b. H. genauer festgelegt.

Zu dieser Umstrukturierung der Wirtschaftsförderung ist grund-
sätzlich festzustellen, daß der ursprüngliche Gedanke einer

völligen Übertragung der Förderungsagenden an die Steirische

Wirtschaftsförderungsges. m. b. H., wie sie im Regierungsbeschluß

vom 6. Juli 1990 offensichtlich beabsichtigt war, im Prüfungs-
Zeitraum nicht konsequent durchgezogen wurde.

Dies ist nach Meinung des Landesrechnungshofes auch mit die Ur-

sache verschiedenster im Bericht enthaltener Kritikpunkte. Ins-

besonders ist dabei auf die Personalentwicklung hinzuweisen.

Mit der Gründung der Gesellschaften wurden neue Mitarbeiter

aufgenommen, sodaß sich der mit der Wirtschaftsförderung befaß-
te Mitarbeiterkreis letztlich auf fast 70 erhöht hat. Dabei ist

die Entwicklung des Mitarbeiterstandes seit der Gründung einer
eigenen Fachabteilung für Wirtschaftsförderung im Jahr 1978 von
Interesse.

Im Jahr 1978 wurde mit 18 Mitarbeitern begonnen. Im Jahr 1973

war die Wirtschaftsförderung noch in der Abteilung für Wirt-

schaft und Statistik zusammengefaßt. Zu diesem Zeitpunkt waren

mit Wirtschaftsförderungsagenden 6 Mitarbeiter befaßt.
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Der Hauptkritikpunkt liegt nun wohl darin, daß mit jeder neu

geschaffenen Stelle, die sich mit Wirtschaftsförderung befaßt

hat, zusätzliche Mitarbeiter aufgenommen wurden.

Der Landesrechnungshof hat im Bericht in einer Tabelle auch

dargestellt, daß

. die finanziellen Möglichkeiten zur Förderung immer

geringer werden und daß

. der Verwaltungsaufwand je Fördermillion kontinuier-

lich steigt.

Das Land Steiermark ist 100 %iger Eigentümer der Steirischen

Wirtschaftsförderungsges. m. b. H. Die Steirische Wirtschaftsför-

derungsges. m. b. H. ist wiederum mit 51 % an der Steirischen Be-

teiligungsfinanzierungsges. m. b. H. und mit ebenfalls 51 % an

der Steiermärkischen Forschungs- und Entwicklungsförderungsges.

m. b. H. beteiligt. Die Steiermärkische Forschungs- und Entwick-

lungsförderungsges. m. b. H. ist wiederum persönlich haftender

Gesellschafter der Steiermärkischen Forschungs- und Entwick-

lungsförderungsges. m. b. H. & Co. KG (Innofinanz KG).

Als weitere Gesellschaft hat der Landesrechnungshof die Steiri-

sehe Grundstücksbeschaffungsgesellschaft m. b. H. (GBG) im Be-

rieht angeführt. Die letztere Gesellschaft wurde bereits im

Jahre 1981 gegründet, wobei eine Beteiligung von 50 % durch die

Wirtschaftskammer für Steiermark und von 50 % durch den Verein

zur Förderung der Errichtung von Industrie- und Forschungsanla-

gen im Land Steiermark gegeben ist.

Die Prüfkompetenz des Landesrechnungshofes ergibt sich bei die-

ser Gesellschaft nach § 6 LRH-VG aus einer Vereinbarung aus dem

Jahre 1983. Der Aufgabenbereich dieser Gesellschaft erstreckt

sich von der Errichtung von Handwerkshöfen, Lehrwerkstätten,

Seite 146



LANDESRECHNUNGSHOF Organisation der Wirtschaftsförderung

Gewerbe- und Industrieparks über die Herstellung von For-

schungsparkanlagen und Technologieparks mit dem Ziel, im Rahmen

dieser Maßnahmen zur Strukturverbesserung der steirischen Wirt-

schaft in den jeweiligen Regionen, in denen die Projekte reali-

siert werden sollen, beizutragen.

Engagements hinsichtlich der beschriebenen Aufgabenbereiche der

Grundstücksbeschaffungsgesellschaft gibt es in Mureck, Bad Rad-

kersburg, Fürstenfeld und Neudau.

Der Subventionsbedarf für die GBG im Jahr 1994 durch das Land

Steiermark betrug rund 3, 5 Mio. S. Auch in der nächsten Zukunft

wird mit einem durchschnittlichen Subventionsbedarf in dieser

Höhe zu rechnen sein.

Die GBG selbst ist in der Fachabteilung für Wirtschaftsförde-

rung untergebracht und werden auch hauptsächlich Bedienstete

dieser Fachabteilung mit den verschiedenen Aufgaben dieser Ge-

Seilschaft betraut.

Der Landesrechnungshof verkennt dabei nicht die Bemühungen, die

Grundstücksbeschaffungsgesellschaft wirtschaftlich und sparsam

zu führen.

Letztlich ist es aber geradezu paradox, daß eine Gesellschaft

mit beschränkter Haftung innerhalb einer Abteilung der Landes-

Verwaltung geführt wird und der beteiligte Personenkreis sich

im wesentlichen wieder aus Landesbeamten zusammensetzt.

Der Landesrechnungshof hat die Organisation der Fachabteilung

für Wirtschaftsförderung überprüft. Im Jahr 1994 waren 4l Mit-

arbeiter und im Jahr 1995 39 Mitarbeiter in der Fachabteilung

für Wirtschaftsförderung beschäftigt. Die 7\bteilung ist in 4

Referate gegliedert, die zum Jahresanfang 1996 jeweils zwischen

5 und 12 Mitarbeiter hatten.
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Die Kosten der Fachabteilung für Wirtschaftsförderung wurden im

Jahr 1995 mit S 33, 907. 338, -- errechnet. Dabei betragen die

Personalbruttokosten einschließlich eines Zuschlages für die

Pensionstangente (51 %) rund 29 Mio. S.

Hinsichtlich der Berechnung der Personalkosten hat der Landes-

rechnungshof sich dreier Methoden bedient:

l. Berechnung der Personalkosten aufgrund der Landes-

durchschnittswerte je nach Einstufung,

2. Personalbruttokosten laut Auszahlungen der Landes-

buchhaltung,

3. zu versteuernder Jahresbruttogesamtbezug, der von al-

len Dienstgebern des Bundesgebietes an das Finanzamt

zu melden ist.

Um einen Vergleich mit den Personalkosten der bestehenden Ge-

Seilschaften anzustellen, ist die dritte Methode hinsichtlich

des gesamten zu versteuernden Jahresbruttobezuges am zielfüh-

rendsten.

Nach dieser Berechnung betrug der Jahresdurchschnittsbezug pro

Person im Jahr 1994 S 430. 140, - und im Jahr 1995 S 477. 677, -.

Nach Division der Jahresbruttobezüge durch 14 Auszahlungsmonate

betragt der durchschnittliche Vergleichsmonatsbruttobezug

S 30. 724, - pro Person im Jahr 1994 und S 34. 120, -- im Jahr

1995.
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Der Landesrechnungshof hat die Ursachen für die Gehaltssteige-

rung von 1994 auf 1995 analysiert und festgestellt, daß sich

die nachstehenden Einzelerscheinungen addiert haben:

. Wegfall niedrig qualifizierter und damit bil-

liger Kräfte,

. Vorrückungen und allgemeine Gehaltserhöhung,

. Nachzahlungen im Jahr 1995 bei einem Referats-

leiter,

. Karenzierung.

Der durchschnittliche monatliche Bruttogehalt in den Gesell-

schaften betrug im Jahre 1994 S 34. 607, -- und im Jahr 1995

S 35. 387, -.

Damit war der monatliche Bruttodurchschnittsbezug in den Ge-

Seilschaften im Jahr 1994 um rund 13 % und im Jahr 1995 um rund

4 % höher als bei der Fachabteilung für Wirtschaftsförderung.

Die Gesamtkosten der drei Gesellschaften betrugen im Jahr 1995

S 23, 697. 871, --. Ein Vergleich hinsichtlich der Kosten pro Per-

son und Jahr ergab, daß in den Gesellschaften die Kosten im

Jahr 1994 etwas höher und im Jahr 1995 etwas niedriger lagen

als bei der Fachabteilung für Wirtschaftsförderung.

Die Gesamtkosten der Wirtschaftsförderung - also Fachabteilung

für Wirtschaftsförderung und Gesellschaften - betrugen 1995

rund S 57, 6 Mio.
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Im Zuge der Überprüfung der Personalkosten in der Fachabteilung

für Wirtschaftsförderung stellte der Landesrechnungshof fest,

daß beim Abteilungsvorstand und bei einzelnen Referatsleitern

ein über das übliche Gehaltsschema hinausgehender Bezug bzw.

eine Bezugssteigerung von 1994 auf 1995 vorlag.

Der Landesrechnungshof hat daher die einzelnen Bezüge im Be-

rieht näher dargestellt.

Hinsichtlich des Äbteilungsvorstandes vertritt der Landesrech-

nungshof die Ansicht, daß es wegen des doch relativ hohen Ein-

kommens und der jahrelangen Praxis in Wirtschaftsförderungsfra-

gen sinnvoll gewesen wäre, den Abteilungsvorstand weiterhin bei

einer Organisationsänderung mit einer Aufgabe in der Wirt-

schaftsförderung zu betrauen. Dieser wurde jedoch mit Beschluß

der Steiermärkischen Landesregierung vom 21. Oktober 1996 zum

Leiter des Kulturmanagements bestellt.

Hinsichtlich der grundsätzlichen rechtlichen Würdigung

. von einzelnen Funktionszulagen,

. der Zulässigkeit von Funktionszulagen bei Funk-

tionswegfall,

. der Gewährung von Entschädigungen bei Auf-

sichtsrattätigkeiten,

. der Zulä5sigkeit der Auszahlung von Überstunden

bei einer gewährten Zulage nach § 30d

wird auf den Bericht des Landesrechnungshofes "Stichprobenweise

Überprüfung von Sonderregelungen und Beauftragungen im Rahmen
der Personalverwaltung des Landes" verwiesen.
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Ein Referatsleiter ist seit 20. Dezember 1995 zusätzlich Ge-

schäftsführer der Steirischen Beteiligungsfinanzierungsges.
m. b. H.

Der Landesrechnungshof findet es grundsätzlich problematisch,

daß neben einer Vollbeschäftigung als Referatsleiter oder Ab-

teilungsvorstand zusätzlich eine Geschäftsführertätigkeit aus-

geübt wird.

Es handelt sich dabei um zwei leitende Tätigkeiten, für die

zwangsläufig die normale übliche Dienstzeit (Anwesenheit der

Mitarbeiter, Geschäftspartner) eine bedeutende Rolle spielt.

Der Landesrechnungshof hat auch die Einkommen der Geschäftsfüh-

rer der einzelnen Gesellschaften im Bericht dargestellt.

Hinsichtlich des Geschäftsführers der Steirischen Wirtschafts-

förderungsges. m. b. H. kritisiert der Landesrechnungshof grund-

sätzlich die Vertragsform, die Gehaltshöhen der Privatwirt-

schaft mit den Sicherheiten des öffentlichen Dienstes verbin-

det.

Dies zeigt sich darin, daß

. die Unkündbarkeit des öffentlich-rechtlichen

Dienstverhältnisses bestehen bleibt,

. die zum Beamtengehalt gewährte Mehrleistungszu-

läge ruhegenußfähig wird und

. der Erholungsurlaub und Reisegebühren so zuge-

standen werden, wie sie Landesbeamten in der

Dienstklasse VIII gebühren.
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Der Landesrechnungshof hat in einer Übersicht die Aufsichtsor-

gane und Geschäftsführer der drei Wirtschaftsförderungsgesell-

schaften dargestellt.

Dabei hat der Landesrechnungshof ein Mißverhältnis zwischen der

Anzahl der Geschäftsführer, der Aufsichtsorgane und der Anzahl

der Mitarbeiter kon5tatiert.

Bei den betrachteten Gesellschaften kommen per 31. 12. 1995 im

Schnitt auf einen Geschäftsführer rund 4 Mitarbeiter.

Rechnet man jedoch alle Aufsichtsorgane, so ist dieses Mißver-

hältnis noch eklatanter:

30 Aufsichtsräten, Gesellschafterausschußmitgliedern und Ge-

schäftsführern stehen insgesamt rund 25 Ganzjahreskräfte gegen-

über.

Der Landesrechnungshof steht einer solchen Organisation mit Un-

Verständnis gegenüber.

Der Landesrechnungshof hat in einer Tabelle die Kosten der Auf-

siahtsräte, die vom Land Steiermark für die 3 Gesellschaften

bezahlt werden, dargestellt.

Anzumerken i5t im Zusammenhang mit dieser Aufstellung auch, daß

durch verschiedene Gründe, wie beispielsweise

. Begrenzung auf die Bezahlung von drei Funktio-

nen,

Bezahlung durch eine andere Stelle als das Land

Steiermark,
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eine völlig exakte Ermittlung der Kosten durch Aufsichtsorgane

der drei Gesellschaften schwierig ist.

Der Landesrechnungshof hat die gesamten Kosten, die letztlich

dem Land Steiermark durch die Beaufsichtigung dieser drei Ge-

Seilschaften entstehen, mit rund 1, 170. 000, -- Schilling jähr-

lich errechnet.

Dazu ist festzuhalten, daß in dieser Zahl die Geschäftsfüh-

rerentgelte noch nicht enthalten sind.

Der Landesrechnungshof hat bei der Prüfung der Aufsichtsratsit-

zungsprotokolle festgestellt, daß die bei Aufsichtsratsitzungen

gegebene Entschuldigungsquote relativ hoch ist.

Dem Landesrechnungshof ist es dabei schon klar, daß die Tätig-

keit eines Aufsichtsrates nicht allein in der Teilnahme an ei-

ner Aufsichtsratsitzung besteht.

Trotzdem erscheint dem Landesrechnungshof diese hohe Entschul-

digungsquote bei Aufsichtsratsitzungen unverständlich, da gera-

de bei solchen Sitzungen entscheidende Beschlüsse gefaßt wer-

den.

Der Landesrechnungshof regt an, die Bezüge von Kontrollorganen

von der jeweiligen Gesellschaft bezahlen zu lassen, da dadurch

dem Prinzip der Kostenwahrheit durch bessere Zuordnung der Ko-

sten entsprochen werden würde.

Mit den Regierungsbeschlüssen vom 3. Juni 1996 und 21. Oktober

1996 wurde wiederum eine Neuordnung der Wirtschaftsförderung

beschlossen.

Der Landesrechnungshof ist der Auffassung, daß die Fachabtei-

lang für Wirtschaftsförderung auch zum Zeitpunkt der Gründung

der Steirischen Wirtschaftsförderungsges. m. b. H. im Jahr 1991
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personell so ausgestattet war, daß sie in der Lage gewesen wä-
re, das gesamte Tätigkeitsfeld der Wirtschaftsförderung abzu-
decken und es keiner zusätzlichen Gesellschaft bedurft hätte.

Außerdem war beabsichtigt, mit der Schaffung der Steirischen
Wirtschaftsförderungs GesmbH. und mit der Beteiligung an den
bereits bestehenden Gesellschaften Wirtschaftsförderungsagenden
von der FAWF an diese Gesellschaften zu übertragen,

Aus Kostengründen hätten bereits damals Mitarbeiter von der
FAWF in die Gesellschaften überwechseln müssen.

Dies war jedoch nicht der Fall. Stattdessen wurden neue Mitar-
beiter in der Gesellschaft aufgenommen, die sich teilweise auch
erst in die Materie einarbeiten mußten, sodaß sich der mit der
Wirtschaftsförderung befaßte Personenkreis weiter vergrößerte,

Grundsätzlich ist jedoch die Vorgangsweise zu begrüßen, eine
Vereinfachung und Rationalisierung im Bereich der Wirtschafts-
förderung, mit der bislang neben der Abteilung für Wirtschafts-
förderung auch verschiedene Gesellschaften befaßt waren, vorzu-
nehmen.

Auch das Zusammenziehen der Wirtschaftsförderung an einen Ort
ist grundsätzlich positiv zu bewerten, da es für den um Rat su-
chenden bzw. den um Wirtschaftshilfe ansuchenden Unternehmer
eine Erleichterung bringt.

Außerdem konnte der bisherige Zustand mit den verschiedenen Ge-
Seilschaften, wo insbesonders auf das bereits dargestellte un-
günstige Verhältnis von Geschäftsführern, Aufsichtsräten und
Mitarbeitern hingewiesen wird, keineswegs zufriedenstellend
sein.

Hier Maßnahmen zu setzen und die Wirtschaftsförderung neu zu
organi5ieren war daher sicherlich unumgänglich. Allerdings wäre
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auch jetzt noch eine Lösung dahingehend möglich gewesen, die

Fachabteilung für Wirtschaftsförderung mit allen Aufgaben zu

betrauen und sich das Land aus den bestehenden Gesellschaften

zurückzieht.

Das hätte den Vorteil gehabt, daß nur mehr eine Abteilung für

sämtliche Wirtschaftsförderungsangelegenheiten einschließlich

Grundlagenerstellung zuständig gewesen wäre.

Auch in diesem Falle wäre bei Personalüberkapazitäten die Ober-

Stellung von Mitarbeitern in andere Abteilungen - wie offen-

sichtlich jetzt geplant - möglich gewesen.

Die derzeit geplante Lösung sieht nach wie vor

. zumindest 3 Gesellschaften,

* ein Grundlagenreferat in der Landesbaudirektion

und

. die Übertragung von Aufgaben an andere beste-

hende Abteilungen des Landes

vor; eine insgesamt gegenüber früher kaum einfachere Variante

und nicht die unkomplizierteste und kostengünstigste.

Diese nunmehr vorgesehene Lösung sieht keineswegs

* die Einsparung von Spitzenposten vor,

* bedarf weiterhin einer großen Zahl von Auf-

sichtsräten,

* beansprucht weiterhin landesinterne Verwal-

tungseinrichtungen, wie Z. B. Landesbuchhaltung,
und
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* verursacht zusätzliche Kosten durch Buchhal-

tungstatigkeiten, Lohnverrechnung und Bilanzer-

Stellung durch Wirtschaftstreuhander bei den

Gesellschaften.

Weitere entscheidende Probleme können bei der Übertragung von

Haftungs- und Förderungsverträgen an die Steirische Wirt-

schaftsförderungsges. m. b. H. auftreten, da ein Wechsel der Ver-

tragspartner der Zustimmung sämtlicher Vertragsteile bedarf.

Sollte diese Zustimmung nicht erreicht werden, müßten die be-

reits bestehenden Vertrage weiterhin im Bereich des Amtes der

Steiermärkischen Landesregierung bearbeitet werden.

Auf alle Fälle ist bei einer Übertragung der Aufgaben mit zu-

satzlichen Kosten durch Gebühren und Abgaben zu rechnen. Solche

Gebühren und Abgaben werden auch bei der Grundstücksübertragung

an die Gesellschaft anfallen.

Wegen der vielen offenen bzw. anhängigen Geschäftsfälle in der

Fachabteilung für Wirtschaftsförderung wird aufgrund der im Be-

rieht aufgezeigten Problematik ein Teil dieser Verträge weiter-

hin im Bereiche des Amtes der Steiermärkischen Landesregierung

verbleiben müssen.

Das bedeutet, daß diese Agenden entweder im neu geschaffenen

Referat in der Landesbaudirektion oder in einer anderen Äbtei-

lung des Landes durchgeführt werden müssen.

Damit ist aber die beabsichtigte klare Trennung der Förde-

rungsagenden wiederum nicht möglich, da die meisten Verträge

eine sehr lange Laufzeit aufweisen.
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Der Landesrechnungshof hat die immer wieder angeführten Gründe

für eine Ausgliederung von Landesabteilungen im Bericht näher

dargestellt.

Dabei kommt der Landesrechnungshof zum Schluß, daß Ausgliede-

rungen meist dann aktuell werden, wenn die Verwaltung aufgrund

der vorgegebenen komplexen Zuständigkeiten nicht in der Lage

ist, rationell zu arbeiten.

Dies ist allerdings ein Eingeständnis, daß die Verantwortungs-

träger es verabsäumt haben, entsprechende Rahmenbedingungen für

einen unkomplizierten Verwaltungsablauf zu schaffen.

Letztlich sind Ausgliederungen auch ein Ausdruck dafür, daß mit

den bestehenden Strukturen die anfallenden Tätigkeiten nicht

oder zuwenig zufriedenstellend bewerkstelligt werden können.

Der Landesrechnungshof ist der Meinung, daß die angestrebten

Ziele einer strafferen Wirtschaftsförderung auch weitgehend oh-

ne Ausgliederung innerhalb der Landesverwaltung im Wege klarer

Vorgaben und der Schaffung der notwendigen Rahmenbedingungen

erreicht werden könnten.

Eines ist nämlich klar, daß durch die Eigentümerstruktur - das

Land Steiermark ist 100 %iger Eigentümer der Steirischen Wirt-

schaftsförderungsges. m. b. H. - keine Änderung bei den ökonomi-

sehen Verhältnissen eintritt.

Das Land muß in jedem Fall für die Kosten aufkommen, weshalb

sich die Ausgliederung nur auf einen Strukturwandel beziehen

kann.

Eine Privatisierung im eigentlichen Sinne kann daher im gegen-

ständlichen Fall nie stattfinden, da die Gesellschaft sowohl
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finanziell als auch von der Wirtschaftsförderungspolitik des

Landes abhängig sein wird.

So bleibt es bei einer formellen Privatisierung, in der letzt-

lich im wesentlichen die gleichen Akteure handeln bzw. die

gleichen Aktivpersonen nur in andere Erscheinungsbilder gesetzt

werden.

Das zeigt sich Z. B. darin, daß ein Teil der Bearbeiter von der

Fachabteilung in die Steirische Wirtschaftsförderungsges.

m. b. H. überwechseln soll.

Diese bleiben, ganz gleich welche Lösung im einzelnen ange-

strebt wird - Karenzierung, Sonderurlaub - , bei ihrem Über-

tritt zur Steirischen Wirtschaftsförderungsges. m. b. H. Landesbe-

amte.

Dasselbe ist bei den derzeitigen Geschäftsführern der Steiri-

sehen Wirtschaftsförderungsges. m. b. H. gegeben.

Auch diese sind letztlich pragmatisierte Landesbeamte, die je-

derzeit wieder in den Landesdienst zurückkehren können.

Damit gibt es aber in der Gesellschaft zwei Arten von Mitarbei-

tern:

. Landesbeamte

. Privatangestellte

mit unterschiedlicher Entlohnungs- und Rechtsstruktur

(Beamtendienstrecht - Angestelltenrecht) , wodurch von vornher-

ein ein gewisses Konfliktpotential geschaffen wird.

Diese Zweigleisigkeit führt auch dazu, daß einerseits nach wie

vor Verwaltungsdienststellen des Landes, wie Z. B. die Rechtsab-
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teilung l, Landesbuchhaltung, beansprucht werden und anderer-

seits in den Gesellschaften ebenfalls Buchhaltungstätigkeiten

und Lohnverrechnung erforderlich sind.

Der entscheidende Punkt - ganz gleich ob ausgegliederte Gesell-

schaft oder Fachabteilung des Landes - liegt wohl darin, daß

entsprechende klare Zielvorgaben und Rahmenbedingungen für die

Bewerkstelligung der Arbeit geschaffen werden.

Ist dies gegeben, dann kann auch eine Abteilung des Landes ef-

fizient und kostengünstig arbeiten, und es bedarf keiner ausge-

gliederten Gesellschaften, die wiederum zusätzliche Kontrollor-

gane, die zum Großteil wieder aus dem Stand der Landesbeamten

kommen, brauchen.

Der Landesrechnungshof stellt daher zusammenfassend im Sinne

des § 9 LRH-VG nach Überprüfung auf die Sparsamkeit, Wirt-

schaftlichkeit und Zweckmäßigkeit nachstehendes fest:

In den letzten Jahren wurde durch die Schaffung der Gesell-

schaften neben der Fachabteilung für Wirtschaftsförderung, wo-

bei der insgesamte mit Wirtschaftsförderung befaßte Personen-

kreis weiter erhöht wurde, insbesonders in Relation zum ständig

sinkenden Wirtschaftsförderungsbudget nicht kostengünstig gear-

beitet.

Des weiteren vertritt der Landesrechnungshof die Auffassung,

daß auch die nunmehr beabsichtigte Übertragung der Wirtschafts-

förderungsagenden an die Gesellschaften aus den im Bericht dar-

gestellten Gründen nicht zweckmäßig ist.

Am 28. November 1996 fand im Vorraum zur Landstube eine Schluß-

besprechung statt, an der
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das zuständige Regierungsmitglied Landesrat Dipl. -Ing.

Herbert PAIERL

von seinem Büro RR Dr. Karl-Heinz

KOHRGRUBER

von der Fachabteilung für

Wirtschaftsförderung

OWR Dipl. Volkswirt

Stefan HOCHFELLNER

RR Dr. Werner FISCHER

von der Steirischen Wirtschafts-

förderungsges. m. b. H.

Geschäftsführer

Dr. Ludwig Sik

Geschäftsführer

Dr. Burghard KALTENBECK

von der Steirischen Beteiligungs-

finanzierungsges. m. b. H.

Geschäftsführer

Mag. Alexander SCHWARZ

von der Innofinanz Ges. m. b. H. Mag. Peter PERKONIGG

von der Grundstücksbeschaffungs-

ges. m. b. H. GAR i. R. Johann MOSER

vom Landesrechnungshof Landesrechnungshofdirekter

HR Dr. Günther GROLLITSCH

Landesrechnungshofdirektor-

Stellvertreter

W. HR Dr. Hans LEIKAUF

HR D. I. Werner SCHWARZL

WR D. I. Dietrich HOFER

teilgenommen haben.
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Bei dieser Schlußbesprechung wurden die wesentlichen Prüfungs-

ergebnisse in ausführlicher Form behandelt.

Graz, am 5. Dezember 1996

Der Landesrechnungshofdirektor:

(Dr. Grollitsch)
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